






































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































428 W.l Lenin

achtung usw. gegen Andersdenkende sät. Aber man darf und muß gerade
in der erwähnten Weise schreiben über eine abgespaltene Organi-
sation.

Warum muß man das? Weil die Spaltung dazu verpflichtet, die Mas-
sen der Führung durch die Abgespaltenen zu entreißen. Man sagt mir:
Sie haben Verwirrung in die Reihen des Proletariats hineingetragen. Ich
antworte: Ich habe bewußt und mit Berechnung Verwirrung in die Reihen
des Teils des Petersburger Proletariats getragen, der den Menschewiki
folgte, die am Vorabend der Wahlen sich abgespalten hatten, und idb
werde bei einer Spaltung immer so handeln.

Mit meinen scharfen, beleidigenden Angriffen auf die Menschewiki am
Vorabend der Wahlen in St. Petersburg habe ich wirklich die Reihen des
an sie glaubenden und ihnen folgenden Proletariats ins Wanken ge-
bracht. Das war mein Ziel. Das war meine Pflicht als Mitglied der Peters-
burger sozialdemokratischen Organisation, die die Kampagne des Links-
blocks durchführt. Denn nadb der Spaltung mußte man, um diese Kam-
pagne durchführen zu können, die Reihen der Menschewiki zerschlagen,
die das Proletariat hinter die Kadetten bringen wollten, mußte man Ver-
wirrung in ihre Reihen hineintragen, mußte man in der Masse Haß, Ab-
scheu und Verachtung gegen diese Menschen erwecken, die aufgehört hat-
ten, Mitglieder einer einigen Partei zu sein, die zu politischen Feinden
geworden waren und die unserer sozialdemokratischen Organisation in
ihrer Wahlkampagne in den Rücken fielen. Gegen soldhe politischen
Feinde habe ich damals einen Vernidhlungskzmpt geführt, und idh werde
ihn im Falle einer Wiederholung oder Vertiefung der Spaltung stets
fuhren.

Wenn wir nach der von den Menschewiki in St. Petersburg bewerk-
stelligten Spaltung nicht Verwirrung in die Reihen des von den Mensche-
wiki geführten Proletariats hineingetragen hätten, so hätten wir unsere
Wahlkampagne, die Kampagne des Linksblocks, nicht durchführen kön-
nen. Und ich bedaure nur, daß ich infolge meiner Abwesenheit von Pe-
tersburg nidht genügend mithelfen konnte, die Massen dem Einfluß der
Menschewiki, die sich abgespalten hatten, zu entreißen, denn bei einer
eifrigeren und erfolgreicheren Erfüllung dieser Aufgabe würde der Links-
block in St. Petersburg gesiegt haben. Das ist durch das Zahlenmaterial
über die Wahlergebnisse bewiesen.
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Der logische (und natürlich nicht nur logische) Grundfehler der An-
klage besteht gerade darin, daß man die Frage der Spaltung perfide um-
geht, die Tatsache der Spaltung verschweigt und versucht, Forderungen,
die vom Gesichtspunkt der Einheit der Partei aus berechtigt sind, unter
Verhältnissen geltend zu machen, wo es keine Einheit, keine einige Partei
gibt, und noch dazu - ich werde das später beweisen - nicht gibt durch
die Schuld des Anklägers, des ZK selber, das die Spaltung bewerkstelligt
und bemäntelt hat.

Wollte jemand den Maßstab des innerhalb der Partei zulässigen Kamp-
fes an den Kampf auf dem Boden der Spaltung anlegen, an einen Kampf,
der von außen gegen die Partei oder (bei örtlicher Spaltung) gegen die
betreffende Parteiorganisation geführt wird, so müßte man einen solchen
Menschen entweder für kindlich naiv oder für einen Heuchler halten.
Vom organisatorischen Standpunkt aus bedeutet die Spaltung den Ab-
bruch jeder organisatorischen Verbindung, d. h. den Übergang von einem
Kampfe, der Genossen innerhalb der Organisation überzeugen soll, zu
einem Kampfe, der die feindliche Organisation zerstören und ihren Ein-
fluß auf die Massen des Proletariats zunichte machen soll. Vom psycho-
logischen Standpunkt aus ist es ganz klar, daß der Abbruch jeder organi-
satorischen Verbindung zwischen Genossen sdbon die hödbsteStufe gegen-
seitiger Erbitterung und Feindschaft bedeutet, die in Haß übergegan-
gen ist.

Bei der Petersburger Spaltung aber waren noch zwei besondere Um-
stände im Spiel, die die Schärfe und Unerbittlichkeit des Kampfes ver-
zehnfachten.

Der erste Umstand ist die Rolle des Zentralkomitees der Partei. „Laut
Statut" mußte es auf die Einigkeit hinarbeiten, und eine örtliche Spaltung
durfte niemals zum Kampfe auf dem Boden der Spaltung führen, son-
dern zu einer Beschwerde beim ZK oder, allgemeiner gesprochen, zu
einem Ersuchen an das ZK, es solle helfen, die Einheit wiederherzustel-
len. In Wirklichkeit aber war das ZK in St. Petersburg am Vorabend der
Wahlen Initiator der Spaltung und selbst an ihr beteiligt. Gerade dieser
Umstand, der in der Begründung zu dem Beschluß der Konferenz, eine
Gegenklage einzureichen, ausführlich und dokumentarisch dargelegt ist,
nötigt uns auch, die Petersburger Spaltung als eine unehrliche Spaltung
zu bezeichnen. Ich werde darüber noch besonders sprechen und darauf
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bestehen, daß das Gericht die Fragen aufwerfe, die sich aus der recht-
lichen Natur dieser vom Angeklagten gegen den Ankläger erhobenen An-
klage ergeben.

Der zweite Umstand ist die Wahlkampagne in Petersburg zur Zeit der
Spaltung. Wenn ein offenes, massenhaftes politisches Auftreten oder
überhaupt eine politische Aktion der Partei nicht sofort erfolgen muß, so
kann es zuweilen vorkommen, daß die Spaltung nicht den unverzüglichen
schonungslosen Vernichtungskampf notwendig macht. Wenn aber eine
solche Massenaktion, wie zum Beispiel eine Wahl, im Gange ist, wenn
es notwendig ist, um jeden Preis sofort in die Wahlen einzugreifen und
sie so oder so durchzuführen - dann bedeutet die Spaltung unbedingt
den sofortigen Vernichtungskampf, den Kampf um die Frage, wer die
Wahlen durchführt: die betreffende sozialdemokratische Organisation
oder die Gruppe, die sich von ihr abgespalten hat. Bei einer solchen Spal-
tung darf die Aufgabe, die Massen dem Einfluß der Spalter zu entreißen,
deren Organisation zu zerschlagen und sie selber zu politischen Nullen
zu machen, auch nicht eine Minute aufgeschoben werden. Und nur dank
der unerbittlichen Wucht des bolschewistischen Angriffs auf die Men-
schewiki, nach deren Abspaltung am 6. Januar, kam in der Hauptstadt
noch eine verhältnismäßig einmütige, einigermaßen parteimäßige, einer
sozialdemokratischen zumindest ähnliche Wahlkampagne zustande.

Man sagt: Kämpft, aber nicht mit vergifteten Waffen! Das ist zweifel-
los ein sehr schöner, effektvoller Ausspruch. Er ist jedoch entweder eine
schöne leere Phrase, oder er drückt in verschwommener, unklar-verwor-
rener Form eben den Gedanken eines Kampfes aus, der in der Masse
Haß, Abscheu und Verachtung gegen die Gegner weckt, eines Kampfes,
der in einer einigen Partei unzulässig, aber angesichts einer Spaltung kraft
des ganzen Wesens der Spaltung unvermeidlich und notwendig ist -
jenen Gedanken, den ich schon zu Beginn meiner Rede entwickelt habe.
Wie immer man auch diese Phrase oder Metapher drehen und wenden
mag, man wird nicht eine Spur realen Inhalts aus ihr herauspressen
außer eben den Unterschied zwischen einer loyalen und korrekten
Kampfmethode mittels Überzeugung innerhalb der Organisation und
einer Kampfmethode mittels der Spaltung, d. h. durch Vernichtung der
feindlichen Organisation, durch Schürung von Haß, Abscheu, Verachtung
in der Masse gegen diese Organisation. Vergiftete Waffen - das sind
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unehrliche Spaltungen, aber nicht der Vernichtungskampf, der sich aus
einer vollzogenen Spaltung ergibt.

Gibt es Grenzen des zulässigen Kampfes auf dem Boden der Spaltung?
Parteimäßig zulässige Grenzen eines solchen Kampfes gibt es nicht und
kann es nicht geben, denn eine Spaltung ist das Ende des Bestehens d«r
Partei. Geradezu lächerlich ist der Gedanke, man könnte auf dem Partei-
wege, durch Parteibeschluß usw. gegen Kampfmethoden ankämpfen, die
sich aus einer Spaltung der Partei ergeben. Die Grenzen des Kampfes
auf dem Boden der Spaltung — das sind nicht parteimäßige, sondern die
allgemein politischen oder, richtiger sogar, die allgemein staatsbürger-
lichen Grenzen, die Grenzen des Strafgesetzes und sonst gar nichts.
Wenn ihr euch von mir abgespalten habt, so könnt ihr von mir nicht
mehr verlangen als von einem Kadetten oder einem Sozialrevolutionär
oder von irgendeinem Menschen auf der Straße usw.

Ich will meine Gedanken noch durch ein anschauliches Beispiel klar-
machen. Der „Proletari" wird in seiner nächsten Nummer einen Bericht
über die Wahlen in der Stadt Kowno bringen, der von dort eingegangen
ist. Der Berichterstatter ist sehr unzufrieden mit dem Block zwischen
„Bund" und „Dostishenzen"147 gegen die litauischen Sozialdemokraten
und übt scharfe Kritik am „Bund". Was für eine Kritik ist für Mitglieder
einer einigen Partei zulässig? Die Unzufriedenheit müßte beispielsweise
so ausgedrückt werden: Die Bundisten handelten nicht richtig, als sie
einen Block mit den jüdischen Bourgeois gegen Sozialisten einer anderen
Nation eingingen; in dieser Handlungsweise zeigt sich der Einfluß der
Ideen des kleinbürgerlichen Nationalismus usw. usf. Solange wir uns mit
dem „Bund" in einer einigen Partei befinden, wäre eine Broschüre gegen
ihn absolut unzulässig, die, am Vorabend von Wahlen unter die Massen
gebracht, die Bundisten als Verräter des Proletariats behandeln würde.
Aber wenn sich die Geschichte des Jahres 1903 wiederholen sollte - die
Geschichte wiederholt sich überhaupt nicht, und ich nehme ein erdachtes
Beispiel - und der „Bund" spaltete sich von der Partei ab, könnte dann
etwa jemand ernstlich die Frage der Unzulässigkeit von Broschüren auf-
werfen, die darauf abzielen, der Arbeitermasse des „Bund" Haß, Ab-
scheu und Verachtung gegen ihre Führer einzuflößen als gegen verkleidete
Bourgeois, die sich der jüdischen Bourgeoisie verkauft haben und durch
Vermittlung der Bourgeoisie ihre Leute in die Duma schmuggeln wollen
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usw.? Jedem, der eine solche Anklage erhöbe, würde man einfach ins
Gesicht lachen: Macht keine Spaltung, verwendet nicht die „vergifteten
Waffen" der Spaltung, oder ihr dürft euch hinterher nicht beklagen, daß
die, die das vergiftete Schwert erhoben haben, durch das vergiftete
Schwert umkommen!

Nach allem bereits Gesagten brauche ich auf das zweite Zitat nicht
näher einzugehen. Es lautet: „Die Menschewiki haben mit den Kadetten
gefeilscht, um mit Hilfe der Kadetten gegen den Willen der Arbeiter
einen der ihren in die Duma zu schmuggeln - das ist die einfache Lösung
des Rätsels aller dieser Wanderungen von den Sozialdemokraten zum
kleinbürgerlichen Block und vom kleinbürgerlichen Block zu den Kadet-
ten."* Man versuche, dieses Zitat formal und äußerlich zu zergliedern
vom Standpunkt einer einigen Partei aus, und man wird natürlich sagen:
Statt „gefeilscht" müßte man von Parteimitgliedern schreiben „Verhand-
lungen geführt"; statt „zu schmuggeln" müßte man schreiben „durchzu-
bringen", statt „einen der ihren" - „einen sozialdemokratischen Abgeord-
neten" usw. usf. Aber kann denn eine solche „Zergliederung" des Zitats
oder ein solches „Urteil" über die Ausdrucksweise etwas anderes hervor-
rufen als ein Lächeln? Ist es nicht klar, daß die beleidigendste, verächt-
lichste, alles im schlechtesten und nicht im besten Sinne auslegende
Ausdrucksweise ebenKampf auf dem Boden derSpaltung zwedksVernidb-
tung der Organisation ist, die die politische Kampagne des sozialdemo-
kratischen Proletariats an dem betreffenden Ort hintertreibt? Sich über
den kränkenden, beleidigenden und verdächtigenden Charakter solcher
Ausdrücke beschweren wäre dasselbe, wie wenn sich ein Streikbredber
beklagen wollte, man spiele ihm übel mit! Beschwerden oder Anklagen
auf dieser Ebene zu untersuchen wäre dasselbe, wie wenn wir das Wort
„Streikbrecher" als unzulässig verurteilen wollten, ohne überhaupt sadh-
lidb untersucht zu haben, ob die Handlungsweise der betreffenden Person
wirklich Streikbruch war.

Es gibt Spaltungen und Spaltungen. Schon verschiedentlich habe ich
den Ausdruck „unehrliche" Spaltung gebraucht. Auf diese Seite der Frage
will ich jetzt eingehen. Das ZK schreibt in seiner Anklage, daß ich die
politische Ehrlichkeit von Parteimitgliedern anzweifle. Das ist viel zu
milde ausgedrückt und auf die eben angeführten Zitate nicht richtig an-

* Siehe den vorliegenden Band, S. 25/26. Die Red. -
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gewandt. Von mir wird nicht nur die „politische Ehrlichkeit" der 31 und-
Dans „angezweifelt". Ich beschuldige sie mit dem ganzen Inhalt meiner
„Wahlbroschüren" der politisch unehrlichen oder vom Standpunkt der
Partei unehrlichen Spaltung. Und ich halte diese Anklage aufrecht. Alle
Versuche, den Schwerpunkt dieser Anklage von der allgemeinen, grund-
legenden und wesentlichen Frage nach den Urhebern der Spaltung auf
irgendwelche wie immer geartete kleinliche, spezielle, abgeleitete Fragen
zu verlegen, werden ganz zwecklos sein.

Jede Spaltung ist ein ungeheuerliches Verbrechen gegen die Partei,
denn sie vernichtet die Partei, zerreißt den Zusammenhalt der Partei.
Aber es gibt Spaltungen und Spaltungen. Der Ausdruck „unehrliche
Spaltung", den ich häufig gebraucht habe, kann nicht auf jede Spaltung
angewandt werden. Ich will das an einem Beispiel klarmachen.

Nehmen wir an, in der Partei kämpfen seit langem zwei Richtungen,
von denen die eine, sagen wir, für Unterstützung der Politik der Kadet-
ten und die andere dagegen ist. Es tritt ein wichtiges politisches Ereignis
ein, das.die kadettischen Tendenzen verschärft und einen Pakt der Ka-
detten mit der Reaktion näherriickt. Die Anhänger der Unterstützung
der Kadetten brechen mit den Gegnern einer solchen Unterstützung. Eine
derartige Spaltung ruft, wie jede Spaltung, unausweichlich den schärf-
sten, wütendsten Haß usw. weckenden Kampf hervor, aber unehrlich
kann man diese Spaltung nicht nennen, denn ihr liegt nichts anderes zu-
grunde als die Verschärfung prinzipieller Meinungsverschiedenheiten.

Stellen Sie sich eine andere Spaltung vor. Angenommen, die beiden
Strömungen in der Partei sind übereingekommen, an verschiedenen Or-
ten eine verschiedene Taktik zuzulassen. Wenn nun dies allgemeine
Übereinkommen an einem Orte gebrochen wird, wenn man es heimlich,
hinterrücks bricht, also Verrat an den Genossen übt, dann wird bestimmt
jeder zugeben, daß eine solche Spaltung eine unehrliche Spaltung ist.

In Petersburg haben die Menschewiki am Vorabend der Wahlen ge-
rade eine solche unehrliche Spaltung herbeigeführt. Erstens hatten beide
Strömungen in der Partei auf der Gesamtrussischen Konferenz feierlich
versprochen, sich der lokalen Taktik der lokalen Organisationen bei den
Wahlen zu fügen. Die Petersburger Menschewiki haben als einzige in
ganz Rußland dieses Versprechen gebrochen. Das ist unehrlich. Das ist
ein Vertrauensbruch gegenüber der Partei.

28 Lenin, Werke, Bd. 12
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Zweitens hat das ZK, anstatt die Partei zu einigen, eine so sehr von
Fraktionsinteressen bestimmte Politik getrieben, daß es die menschewi-
stisdie Spaltung direkt unterstützt hat, und'das ZK-Mitglied Dan hat an
dieser Spaltung den lebhaftesten Anteil genommen. Das ist unehrlich.
Das bedeutet, die von der Partei verliehene Macht gegen die Partei zu
gebrauchen. Das bedeutet, heimlich, hinterrücks mit einem vergifteten
Messer zuzustechen, während man in Worten als Wahrer der Parteiein-
heit auftritt.

Das sind die beiden grundlegenden Tatsachen, die mich veranlaßt
haben, sowohl die 31 als auch Dan als politisch unehrliche Leute zu be-
handeln. Und eben von diesem Geist ist meine ganze Broschüre durch-
drungen.

Ich habe diese Beschuldigung vor Gericht aufrechterhalten. Ich habe
alles getan, damit das Gerichtsverfahren alle Umstände der Petersburger
Spaltung vor den Richtern aufdecke, damit es ihnen die Möglichkeit gebe,
aus voller Überzeugung die Frage zu entscheiden: Handelte es sich um
eine ehrliche Spaltung oder nicht? Wurden „vergiftete Waffen" von
denen geführt, die diese Spaltung bewerkstelligten, oder von denen, die
einen unerbittlichen Vernichtungskampf gegen die Spalter geführt haben?

Die restlose Klärung dieser Frage, die den Dingen auf den Qrund geht
und audb ihre weiteren Hintergründe aufklärt, ihre Klärung durch Dele-
gierte der nationalen sozialdemokratischen Parteien, die zum ersten Male
praktisdh der SDAPR angehören, kann von gewaltiger Bedeutung sein
für die Herstellung wirklich parteimäßiger Beziehungen in unserer Partei
an Stelle der schlecht verdeckten Spaltung.

Nicht eine formale, nicht eine juristische Spezialfrage bildet den Inhalt
des gegenwärtigen Gerichtsverfahrens. Der Angelpunkt liegt doch wahr-
haftig nicht darin, ob man in einer einigen Partei schreiben soll: feilschen
oder Verhandlungen führen, durchbringen oder durchschmuggeln, Stim-
men gegen Sitze verkaufen oder seine Stimmen mit anderen vereinigen,
um einen Sitz zu erlangen usw. Eine solche Auffassung der Frage könnte
man natürlich nur belächeln.

Der Angelpunkt ist, ob uns wirklich die Einheit unserer Partei am
Herzen liegt, oder ob wir uns mit Spaltungen abfinden, nur einen Papier-
krieg dagegen führen und dies Geschwür mit einer formalen Ausflucht
abtun. Vom Urteil Ihres Gerichts, Genossen Richter, wird es - und viel-
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leicht in nicht geringem Maße - abhängen, ob die Petersburger Spaltung
sich als der letzte, wirklich der letzte Nachklang einer vergangenen
Epoche der durch die ganze Partei gehenden Spaltung erweisen wird
oder.. . oder ob sie der Anfang einer neuen Spaltung, also auch eines
neuen, überall und mit vergifteten Waffen geführten Kampfes sein wird.

Von Ihrem Urteil hängt es ab, ob die erschütterte Einheit der Sozial-
demokratischen Arbeiterpartei Rußlands geschwächt oder gestärkt wird.

II. KURZER ABRISS
DER TATSÄCHLICHEN GESCHICHTE

DER PETERSBURGER SPALTUNG

Auf der Novemberkonferenz (1906) der SDAPR wurde einstimmig
beschlossen, daß sich bei den Wahlen alle den Beschlüssen der lokalen
sozialdemokratischen Organisationen zu fügen haben.

Lenin erklärt auf eben dieser Konferenz: „Soll aber auch der Wibor-
ger Bezirk (Bericht des menschewistischen Teils der sozialdemokratischen
Organisation in St. Petersburg) nicht gegen die Beschlüsse des Petersbur-
ger Komitees verstoßen!" - womit er gleichsam im voraus auf die Gegen-
seitigkeit der Verpflichtung aufmerksam machte.

In Nr. 8 des „Proletari" (November 1906) werden die Bolschewiki in
einem besonderen Artikel aufgefordert, Blocks mit den Kadetten scharf
zu kritisieren, sich jedoch den lokalen Organisationen zu fügen.

Im gleichen Monat (November 1906) nimmt Gen. Dan, Mitglied des
ZK, „durdhaus privat" (wie er vor Gericht erklärte) an einer von dem
Ingenieur Fjodorowitsch veranstalteten Versammlung teil, in der Milju-
kow und Nabokow (Führer des ZK und des Petersburger Komitees der
Kadetten), ein Führer der Sozialrevolutionäre und Peschechonow (Führer
der Volkssozialisten) anwesend sind. Man sprach über die Wahlen, aber
nicht über die in Petersburg (nach den Worten des Gen. Dan). Gen. Dan
hielt es nicht für nötig, von dieser Versammlung dem Zentralkomitee oder
dem Petersburger Komitee Mitteilung zu machen.

Im Dezember 1906 erscheint Gen. Dan in einer informatorischen Ver-
sammlung zur Frage der Wahlen, an der Vertreter des PK der SDAPR
und ferner der Kadetten, der Volkssozialisten und der Sozialrevolutio-

28«
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näre teilnehmen. Dan erklärt, er vertrete das ZK, legt jedoch „seine per-
sönlidbe Ansidht" dar, daß bezirksweise Abkommen in St. Petersburg
wünschenswert seien.

Am 4. Januar 1907 faßt das ZK in einer Sitzung den Beschluß, von
der Konferenz der Petersburger sozialdemokratischen Organisation ulti-
mativ die Aufteilung in eine Stadt- und eine Qouvernementskonferenz
zu verlangen. Die bolschewistischen ZK-Mitglieder (Maximow, Simin,
Strojew)148 erheben Protest gegen diesen Schritt, der faktisch einer Auf-
spaltung der Petersburger Organisation durch das Zentralkomitee gleich-
kommt.

Am 6. Januar 1907 fand die Konferenz der sozialdemokratischen Or-
ganisation von St. Petersburg statt, die über die Frage der Wahlen ent-
scheiden sollte. Anwesend waren 39 Bolschewiki und 31 Menschewiki.
Die Menschewiki verließen die Konferenz aus zwei formalen Gründen:
1. weil sie die Verteilung der Mandate für falsch hielten; 2. infolge der
Weigerung der Konferenz, sich entsprechend der Forderung des ZK in
eine Stadt- und eine Gouvernementskonferenz zu teilen.

Zur Beurteilung dieser für die Spaltung vorgebrachten Gründe füh-
ren wir drei Tatsachen an: 1. Auf der Konferenz vom 6. Januar waren
42 Mandate der Bolschewiki und 28 der Menschewiki bestätigt worden.
Die Menschewiki selber erklärten in einer von ihnen herausgegebenen
Jlugsdhrift, man hätte 35 Bolschewiki und 32 Menschewiki rechnen müs-
sen, d. h., sie erkannten das Übergewicht der Bolschewiki an. 2. Infolge
der Spaltung wurde zur nächsten Konferenz .der sozialdemokratischen
Organisation in St. Petersburg unter der besonderen Kontrolle einer vom
Zentralkomitee speziell eingesetzten Kommission gewählt. Die Wahlen
ergaben für die Konferenz vom 25. März 92 Bolschewiki und 41 Men-
schewiki. Die neuen Wahlen bestätigten ein noch größeres Übergewicht
der Bolschewiki. 3. In keiner einzigen Stadt Rußlands ^ weder in Wilna
noch in Odessa oder in Baku - verlangte das ZK die Aufteilung einer
Konferenz. Diese ultimative Forderung war sowohl rechtswidrig als auch
ganz offensichtlich durch fraktionelle Erwägungen ausschließlich gegen
Petersburg hervorgerufen.

Nachdem sie die Konferenz verlassen hatten, wählten die Mensche-
wiki ein eigenes Exekutivorgan, brachten eigene Flugschriften heraus
(unter Beteiligung menschewistischer ZK-Mitglieder, zu denen auch Gen.
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Dan gehörte) und führten eine selbständige Wahlkampagne durch. Sie
verständigten sich ohne die Bolschewiki mit den Volkstümlerparteien (den
Vo|kssozialisten, den Sozialrevolutionären und den Trudowiki) über ein
gemeinsames Abkommen mit den Kadetten.

Die bürgerliche Presse Petersburgs („Retsch", „Strana", „Towa-
rischtsch" usw.) beglückwünschte die Menschewiki wärmstens wegen der
Spaltung, nannte sie eine „gemäßigt sozialistische Partei", rief zum küh-
nen Kampf gegen die Bolschewiki auf, frohlockte über die Isolierung die-
ser „Blanquisten" usw. Die Bolschewiki, die am 6. Januar den Volkstüm-
lern einen Block gegen die Kadetten vorgeschlagen hatten, nahmen an
keinerlei Unterhandlungen teil.

Am 14. Januar verspricht die „Retsch" im Leitartikel den Mensche-
wiki einen Sitz von der Arbeiterkurie, falls der Block gegen die Bolsche-
wiki Erfolg haben sollte.

Die Menschewiki beschließen in einer Versammlung am 17. Januar,
alle Sitze, die sie erlangen würden, der Arbeiterkurie zur Verfügung zu
stellen. Am 19. Januar wird das durch den „Towarischtsch" bekannt.

Am 15. Januar wird Miljukow von Stolypin empfangen, worauf die
Kadetten eindeutig nach rechts rücken.

Am 18. Januar fand eine Konferenz der Menschewiki, der Volkstümler
und der Kadetten statt. Die Kadetten wollten zwei Sitze geben, man ver-
langte von ihnen drei. Bruch mit den Kadetten.

Am 20. Januar veröffentlicht der „Towarischtsch" Auszüge aus
einer Flugschrift der Menschewiki, die gegen die Bolschewiki gerichtet
ist und deren Wahlkampagne hintertreiben soll. Ich schreibe am sel-
ben Tag die Broschüre „Die Wahlen in Petersburg und die Heuchelei
der 31" ; sie erscheint nach etwa drei Tagen.

Am 25. Januar wird der Linksblock in Petersburg gebildet. Am 28. Ja-
nuar findet eine Versammlung der (am 7. und 14. Januar) in der Arbeiter-
kurie der Stadt St. Petersburg gewählten Bevollmächtigten der Fabriken
und Werke statt. Anwesend sind 200-250 von 271 Bevollmächtigten.
Mit einer Mehrheit gegen 10-12 Stimmen wird eine Resolution für den
Linksblock angenommen. Die Resolution fordert die Menschewiki spe-
ziell auf, „auch nicht in versteckter 7orm die Kadetten zu unterstützen".

Die Menschewiki, die am 17. Januar versprochen hatten, „ihre" Sitze
der Arbeiterkurie abzugeben, setzten sich nicht nur über die Meinung



438 IV. % Lenin

der Versammlung aller Bevollmächtigten hinweg, sondern erklärten sie
geradezu für einen „Sozialrevolutionär-bolschewistischen Hexensabbat".

Am 30. Januar findet eine Versammlung der sozialdemokratischen
Bevollmächtigten statt. Als Wahlmänner werden die Kandidaten des Pe-
tersburger Komitees aufgestellt.

Am 29. Januar veranlaßt der Linksblock die parteilosen Progressisten
des Kolomnaer Wahlbezirks, ihren schriftlichen Vertrag mit den Men-
schewiki zu zerreißen, denn in diesem Vertrag (wie auch in der gedrudk-
ten Flugschrift der Menschewiki) steht die Bedingung: „Die Wahlmänner
der Menschewiki halten sich nicht für gebunden durdh die Bedingungen
des volkstümleriscb-bolschewistischen Blocks hinsichtlich der Verteilung
der Deputiertensitze" (Punkt II, Unterabschnitt 3). Diese Bedingung ist
ein offenkundiger Versuch, sich die Möglichkeit zu sichern, im zweiten
Stadium mit den Kadetten gegen den Linksblock zu stimmen.

Am 7. Februar gehen die Wahlen in Petersburg vor sich. Die Behaup-
tung von einer Schwarzhundertergefahr ist endgültig widerlegt. Die Ka-
detten erhielten 28 798 Stimmen, der Linksblock 16 703, die Oktobristen
16 613 und die Monarchisten 5270. Der Linksblock hätte den Kadetten
nur noch 1573 Stimmen in 5 Bezirken zu entreißen brauchen, um in ganz
Petersburg zu siegen. Im Kolomnaer Bezirk erhielt der Linksblock nur
196 Stimmen weniger als die Kadetten.

Das ist eine kurze Aufzählung der Tatsachen. Aus ihnen ist klar zu
ersehen, daß dem Wesen der Sache nach die Menschewiki die Wahlkam-
pagne in St. Petersburg hintertrieben haben. Dem Wesen der Sache nach
hatte die auf Spaltung abzielende Verschwörung schon im November be-
gonnen, und begonnen wurde sie von dem ZK-Mitglied Dan. Dem We-
sen der Sache nach haben gerade Dan und die anderen menschewistischen
Mitglieder des ZK in St. Petersburg die Spaltung gegen die Mehrheit der
lokalen Organisation durchgeführt...

Veröffentlicht im April i907 "Nach dem 3'ext der Brosdhüre.
als "Broschüre.
'Unterschrift.-SV. Lenin. ,
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Zuerst veröffentlicht i909 in dem Budb TJadh dem Manuskript, ver-
„Der Londoner Parteitag der SVJPn glidhen mit dem Budrtext.
(abgehalten im Jahre 1907). Vollstän-
diger 0'ext der Protokolle", Paris.





441

REDE IN DER DISKUSSION
ÜBER DIE TAGESORDNUNG DES PARTEITAGS

2. (15.) MAI

In der zu dieser Frage geführten Diskussion hat sich völlig klar er-
geben, daß die verschiedenen Strömungen in der Sozialdemokratie durch
große taktische Meinungsverschiedenheiten getrennt sind. Wer hätte den-
ken können, daß man uns unter solchen Umständen vorschlagen würde,
alle allgemein-prinzipiellen Fragen von der Tagesordnung des Parteitags
abzusetzen? Und mit was für sophistischen Argumenten hat man hier
- angeblich im Interesse der praktischen Arbeit und der Sachlichkeit -
diese Absetzung der prinzipiellen Fragen verteidigt!

Ich erinnere Sie daran, daß sich die russische Sozialdemokratie schon
seit langem vor die Frage gestellt sieht, welches die Aufgaben des Prole-
tariats in der bürgerlich-demokratischen Revolution sind. Schon Anfang
1905, vor der Revolution, wurde diese Frage erörtert, sowohl auf dem
III. Parteitag der SDAPR, d. h. dem Parteitag ihres bolschewistischen
Teils, als auch auf der Genfer Konferenz der Menschewiki, die zu der-
selben Zeit stattfand. Damals setzten die Menschewiki selber allgemein-
prinzipielle Fragen auf die Tagesordnung ihrer Konferenz.

Damals erörterten sie selber die Grundlagen der Taktik des Proleta-
riats in der bürgerlichen Revolution und faßten zu dieser Frage moti-
vierte Beschlüsse. Wenn man jetzt beantragt, derartige Fragen abzuset-
zen, so ist das das Ergebnis einer Niedergangsstimmung, und diese
Stimmung muß man bekämpfen, statt sich ihr zu überlassen!

Man spricht von den Erfahrungen der westeuropäischen sozialdemo-
kratischen Parteien mit ihren „sachlichen" Parteitagen, ich aber sage
Ihnen, daß die Deutschen auf ihren Parteitagen mehr als einmal Fragen
erörtert haben, die abstrakterer, theoretischerer Natur sind, als es die
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Einschätzung der bei uns vor sich gehenden Revolution und der Aufgaben
des Proletariats in ihr ist. Aus den Erfahrungen der anderen Parteien
dürfen wir nicht das nehmen, was uns auf das Niveau dieser oder jener
Periode des grauen, routinierten Alltags hinabdrückt. Wir müssen das
nehmen, was uns zu den allgemeinen Fragen, zu den Aufgaben des gan-
zen revolutionären Kampfes des Proletariats insgesamt hinaufführt. Wir
müssen von den besten und nicht von den schlechtesten Beispielen lernen.

Man sagt: „Ernste taktische Fragen dürfen nicht mit einer Mehrheit
von einem Dutzend Stimmen entschieden werden." Nun, ist das etwa
keine Sophistik? Ist das etwa kein schwächlicher Rückzieher von der
Prinzipienfestigkeit zur Prinzipienlosigkeit?

Die Entscheidung einer Frage wird niemals durch eine Abstimmung er-
zielt. Wir entscheiden schon seit mehreren Jahren über Fragen der mar-
xistischen Einschätzung unserer Revolution. Wir überprüfen schon seit
mehreren Jahren an Hand der Erfahrungen unserer Revolution unsere
theoretischen Ansichten und allgemeinen taktischen Beschlüsse. Und jetzt
will man uns erzählen, es sei immer noch nicht an der Zeit, das Fazit
dieser Parteiarbeit zu ziehen! Man dürfe nicht, so wird uns gesagt, die
Grundlagen seiner Taktik festlegen, man müsse vielmehr hinter den Er-
eignissen herhinken und Entscheidungen von Fall zu Fall treffen . . .

Erinnern Sie sich des Stockholmer Parteitags. Die Menschewiki, die
dort den Sieg davontrugen, zogen ihre eigene Resolution über die Ein-
schätzung der damaligen Lage zurück, zogen ihre eigene Resolution über
die Stellung zu den bürgerlichen Parteien zurück. Was war die Folge?
Die Folge war, daß das ZK keinerlei prinzipielle Grundlagen hatte für
die Lösung der vor ihm auftauchenden Fragen. Die Folge war, daß sich
das ZK das ganze Jahr drehte und wendete, ohne irgendeine Politik zu
haben. Heute war es für eine konstituierende Versammlung, morgen
warf es sich auf die Propagierung eines Dumakabinetts, übermorgen
einer „Duma als Machtorgan zur Einberufung einer konstituierenden
Versammlung", dann einer machtvollkommenen Duma, dann eines Blocks
mit den Kadetten . . . Das nennen Sie eine konsequente proletarische Po-
litik? ( B e i f a l l a u s d e m Z e n t r u m u n d v o n d e n B ä n k e n
d e r B o l s c h e w i k i . )

Man sagt: „Im Interesse des Parteifriedens . . . im Interesse der prak-
tischen Arbeit wollen wir die allgemeinen Fragen umgehen." Das ist ein .
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Sophismus. Derartige Fragen darf man nicht umgehen. Die Umgehung
dieser Fragen führt nicht zum Frieden, sondern lediglich zu einem blin-
deren und darum wütenderen, minder fruchtbaren Parteikampf.

Solche Fragen darf man nicht umgehen. Sie brechen immer wieder
durch. Denken Sie an die Rede Plechanows bei Eröffnung des Parteitags.
Da die Revolution bei uns eine bürgerliche ist, so argumentierte er, müsse
man sich besonders beeilen, um Verbündete aus der Bourgeoisie ausfindig
zu machen. Ich behaupte, die Grundlagen dieser Argumentation sind
falsch. Ich behaupte, daß Sie, wenn diese Grundlagen nicht untersucht
werden, die Partei zu einer Unzahl weiterer praktischer Fehler ver-
urteilen.

Plechanow sagte in derselben Rede, der Opportunismus sei in der
Sozialdemokratie Rußlands schwach. Mag sein, wenn man die Werke
Plechanows selbst für schwach halten will! ( B e i f a l l v o n d e n B ä n -
k e n d e r B o l s c h e w i k i.) Ich aber bin der Meinung, daß der Oppor-
tunismus sich bei uns gerade darin äußert, daß man auf dem ersten wirk-
lich die ganze Partei vertretenden Kongreß die allgemeinen Fragen nach
den Grundlagen unserer Taktik in der bürgerlichen Revolution von der
Erörterung ausschließen will. Nicht absetzen dürfen wir die theoretischen
Fragen, sondern wir müssen unsere ganze Parteipraxis auf die Höhe der
theoretischen Beleuchtung der Aufgaben einer Arbeiterpartei heben.
( B e i f a l l d e r B o l s e h e w i k i . ) .
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REDE Z U M TÄTIGKEITSBERICHT DES ZK
4. (17.) MAI

Ich wollte ausschließlich über die politische Seite der Frage sprechen.
Aber die letzte Rede des Gen. Abramowitsch nötigt mich, kurz auf seine
Bemerkungen einzugehen. Als Gen. Abramowitsch von dem „belagerten"
menschewistischen ZK sprach, dachte ich bei mir: „Die armen Mensche-
wiki! Wieder befinden sie sich im Belagerungszustand. Man .belagert' sie
nicht nur dann, wenn sie in der Minderheit sind, sondern auch dann,
wenn sie die Mehrheit haben!"

Gibt es nicht innere, im ganzen Charakter der menschewistischen Po-
litik wurzelnde Ursachen, die die Menschewiki veranlassen, sich ewig
darüber zu beklagen, daß die proletarische Partei sie belagere?

Welches sind die Tatsachen, mit denen Gen. Abramowitsch beweisen
wollte, daß das menschewistische ZK belagert werde? Es sind ihrer drei:
die Agitation für einen außerordentlichen Parteitag, die Konferenz der
Militär- und Kampforganisationen und schließlich „andere organisato-
rische Fragen", wie sich Gen. Abramowitsch ausdrückte.

Untersuchen wir diese drei Tatsachen.
Die Agitation für einen außerordentlichen Parteitag wurde breit ent-

faltet, als klargeworden war, daß die Politik des ZK zweifellos dem Wil-
len der Mehrheit der Partei zuwiderläuft. Ich erinnere daran, daß dies
geschah, nachdem das ZK die Losung aufgestellt hatte, ein verantwort-
liches Ministerium zu unterstützen. Zu dieser Zeit gehörte der „Bund"
unserer Partei noch nicht an, wohl aber die Polen und die Letten. Sowohl
diese wie jene lehnten die Politik des ZK ganz entschieden ab. Also ist
es eine ganz unbestreitbare Tatsache, daß das ZK damals einen andern
Weg ging als die gewaltige Mehrheit der Partei. Wer hat denn wen
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belagert: hat etwa die Parteimehrheit das ZK der Partei belagert, weil
sie verlangte, es solle einem Parteitag Rechenschaft ablegen? oder hat das
ZK, indem es sich gegen die Partei stellte, die Partei belagert? Denken
Sie daran, wie weit damals Plechanow ging. Sein Brief gegen den Partei-
tag wurde in dem offiziell vom Zentralkomitee herausgegebenen „Sozial-
demokrat" nachgedruckt. Und in diesem Brief beantwortete Plechanow
den Aufruf zu einem Parteitag mit Verdächtigungen bezüglich der Mo-
tive der Agitation und mit Tiraden über Arbeitergroschen! überlegen
Sie: Hatte Plechanow nicht unrecht, als er sich derartige Dinge gegen die
Mehrheit der Partei erlaubte, die einen Parteitag forderte?

Ich aber sage nur: Nach dem Beschluß der Gesamtrussischen Konfe-
renz der SDAPR vom November wurde die Agitation für einen außer-
ordentlichen Parteitag eingestellt.

Die zweite Tatsache: die Konferenz der Militär- und Kampf Organi-
sationen. Es kam zu zwei Konferenzen. Das ist natürlich traurig, aber
hier eine „Belagerung" des Zentralkomitees zu sehen, ist seltsam. Wäre
es nicht besser gewesen, auseinanderzusetzen, was an den Beschlüssen
der gegen den Willen des ZK abgehaltenen Konferenz schlecht war,
statt sich mit Klagen über Belagerung aus der Affäre zu ziehen? Ich er-
innere daran, daß auf beiden Konferenzen Vertreter sowohl des Mos-
kauer als auch des Petersburger Komitees anwesend waren, daß also
keine Fraktion der Partei sich als Fraktion an eine der beiden Konferen-
zen band. Und die Resolutionen der bolschewistischen Konferenz der
Militär- und Kampf Organisationen, die im November 1906 veröffentlicht
wurden, sind bislang auf keine emste Kritik gestoßen.

Die dritte Tatsache: „andere organisatorische Fragen". Was ist das?
Welcher konkrete Inhalt steckt hier drin? Etwa die Spaltung in Peters-
burg, die zur Zeit der Wahlen von den Menschewiki mit Hilfe des ZK
bewerkstelligt wurde? Aus diesem Anlaß von einer Belagerung des Zen-
tralkomitees zu sprechen wäre doch geradezu lächerlich.

Ich gehe zur politischen Seite der Frage über. Unsere Hauptaufgabe
besteht darin, zu untersuchen, wie das ZK den Klassenkampf des Prole-
tariats geleitet hat, wie es die auf dem Vereinigungsparteitag beschlossene
Taktik in der Praxis angewandt hat.

Die erste Losung, die das Zentralkomitee der Partei gab, war die,
man müsse die Forderung nach einem „Duma"kabinett bzw. einem
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„verantwortlichen" Ministerium unterstützen. Gen. Martow hat hier,
vor diesem Auditorium, gesagt, diese Losung sei aufgestellt worden,
um den Konflikt zwischen Duma und Regierung zu verbreitem und zu
vertiefen.

Stimmt das? Worin muß eine proletarische Verbreiterung und Ver-
tiefung des Konflikts bestehen? Natürlich darin, die wirkliche Arena des
Kampfes und der Zusammenstöße zu zeigen, die den Konflikt hervor-
gerufen haben - die Arena des Klassenkampfes überhaupt, und im ge-
gebenen Fall: des Volkskampfes gegen die alte Staatsmacht. Um den
Dumakonflikt zu verbreitern und zu vertiefen, mußte man selber be-
greifen und dem Volke klarmachen, daß der Dumakonflikt nur sehr un-
vollständig und verzerrt den Konflikt des Volkes mit der alten Macht
widerspiegelt, daß der Kampf in der Duma nur ein schwacher Widerhall
des revolutionären Kampfes außerhalb der Duma ist. Wollte man ver-
breitern und vertiefen, so mußte man das politische Bewußtsein und die
politischen Forderungen über die Dumalosungen hinaus steigern bis zu
den Losungen des allgemeinen revolutionären Kampfes. Das ZK verfuhr
umgekehrt. Es schwächte die Losungen des revolutionären Kampfes ab
und engte sie ein bis zur Losung eines Dumakabinetts. Es rief das Volk
nicht auf zum Kampf um die Macht, obwohl dieser Kampf sich aus
der ganzen objektiven Lage der Dinge ergab, sondern zum Kampf für
einen Kuhhandel der Liberalen mit der herrschenden Macht. Gewollt
oder ungewollt forderte das ZK die Partei auf, die Losungen des par-
lamentarischen „friedlichen" Weges anzunehmen zu einer Zeit, da sich
in Wirklichkeit aus den objektiven Bedingungen der revolutionäre
außerparlamentarische Kampf ergab. In Wirklichkeit gab es keine halb-
wegs ernste gesellschaftliche Bewegung für ein „verantwortliches Mini-
sterium" und konnte es keine geben. Sogar die menschewistische sozial-
demokratische Dumafraktion (der ersten Duma) nahm diese Losung des
ZK nicht an. ( M a r t o w : „Das stimmt nicht!") Doch, das stimmt,
Genosse Martow, und ein einfacher Einblick in die Resolution des ZK
und die stenografischen Protokolle der ersten Duma wird zeigen, daß
es stimmt.

Die Losung des ZK war in Wirklichkeit, unabhängig von den Absich-
ten und Motiven des ZK, eine Anpassung an die liberale Politik. Und
wegen dieser Anpassung konnten sich keinerlei Ergebnisse einstellen,
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denn die liberale Politik war nicht Ausdruck der wirklichen gesellschaft-
lichen Bewegung dieser Zeit, sondern Ausdruck des sehnlichen Wunsches,
der Revolution ein Ende zu setzen, obwohl sie durchaus noch nicht zu
Ende ist. Der Gang der Ereignisse hat bewiesen, daß diese ganze Ge-
schichte mit dem „verantwortlichen Ministerium" ein Versuch mit un-
tauglichen Mitteln war.

Die zweite Losung des ZK stammt aus der Zeit des Julistreiks. Wegen
des Mißerfolgs der damaligen Aktion kann man dem ZK keinen Vor-
wurf machen. Es ist für ein solches ZK wie das menschewistische kein
Vorwurf, sondern eher ein Lob, daß es damals immerhin der Revolution
entgegenkam. Es ist nicht die Schuld des ZK, daß es, in Petersburg sit-
zend, nicht die Stimmung des Proletariats in ganz Rußland kannte. Man
kann es auch nicht für einen Fehler erklären, daß wir damals an den Auf-
stand glaubten und ihn erwarteten. Der Aufstand erfolgte wirklich, und
unsere vorbereitenden Losungen, unsere Politik vor dem Aufstand waren
eins der Elemente, die über Erfolg oder Mißerfolg dieses Aufstands ent-
schieden.

Einen Fehler des ZK sehe ich darin, daß es bestrebt war, den revolu-
tionären Kampf, der sich bis zum Aufstand entwickelte, in den Rahmen
nicht revolutionärer oder gestutzt revolutionärer Losungen zu zwängen.
Das fand seinen Ausdruck in der Losung des ZK „Teilaktionen der Mas-
sen". Noch stärker kam es zum Ausdruck in der Losung „Für die Duma
als Machtorgan zur Einberufung einer konstituierenden Versammlung".
Solche lebensfremden Losungen ausgeben bedeutete die proletarische
Politik der Politik der liberalen Bourgeoisie anpassen. Und wiederum
zeigten die Ereignisse die ganze Nutzlosigkeit Und die ganze Ohnmacht
derartiger Anpassungsversuche. Bei uns werden häufig Klagen und Ge-
jammer laut über die Ohnmacht der Arbeiterpartei. Ich aber sage: Ohn-
mächtig seid ihr eben deshalb, weil ihr eure Losungen stumpf macht!
( B e i f a l l v o n d e n B ä n k e n d e r B o l s c h e w i k i . )

Gehen wir weiter. Untersuchen wir die Frage der Blocks mit den Ka-
detten bei den Wahlen zur zweiten Duma. Martow ist über diese Frage
in dem von ihm verlesenen Rechenschaftsbericht des ZK mit einem er-
staunlich seelenruhigen Formalismus hinweggegangen: das ZK habe be-
schlossen gehabt, daß Blocks zulässig sind, und da wurden eben Blocks
genau auf der Grundlage der Direktive des ZK zugelassen! ( H e i t e r -
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k e i t.) Es würde nichts schaden, im politischen Rechenschaftsbericht des
ZK sich nicht auf die formale Rechtmäßigkeit von Beschlüssen zu be-
rufen, sondern darauf, ob das Leben die Richtigkeit der betreffenden
Politik ihrem Wesen nach bestätigt hat. Wir Bolschewiki haben dauernd
behauptet, daß die berüchtigte Schwarzhundertergefahr in Wirklichkeit
nur den Liberalen als Schutzschild gegen die Gefahr von links dient, daß
wir, wenn wir uns in unserer Politik von Angst vor einer Schwarzhun-
dertergefahr leiten lassen, in Wirklichkeit den Liberalen auf den Leim
gehen. Die Ergebnisse der Wahlen haben bewiesen, daß wir recht hatten.
In einer ganzen Reihe von Städten hat die Wahlstatistik die Redereien
der Liberalen und der Menschewiki widerlegt. ( Z w i s c h e n r u f e :
„Aber Kiew, Polen, Wilna!") Ich habe keine Zeit, mich mit einzelnen
Gegenden zu befassen, ich spreche über die allgemeinen politischen Er-
gebnisse. Der Statistiker Smirnow hat für 22 Städte die Stimmenzahlen
zusammengezählt: für den Linksblock 41 000, für die Kadetten 74 000,
für die Oktobristen 34 500 und für die Monarchisten 17 000. In 16 an-
deren Städten wurden von 72 000 Stimmen für die Opposition 58,7 Pro-
zent, für die Reaktion 21 Prozent abgegeben. Die Wahlen haben die
Schwarzhundertergefahr als fiktiv entlarvt, und die Politik der angeblich
als Ausnahme „zulässigen" Blocks mit den Kadetten hat sidb erwiesen
als eine Politik der Abhängigkeit des Proletariats von der liberalen Bour-
geoisie.

Und ich sage Ihnen: Denken Sie nicht gering von theoretischen Aus-
einandersetzungen, tun Sie Meinungsverschiedenheiten nicht mit einer
verächtlichen Handbewegung als fraktionelle Hirngespinste ab. Unsere
alten Auseinandersetzungen, unsere theoretischen und besonders unsere
taktischen Meinungsverschiedenheiten werden im Verlauf der Revolution
ständig zu ganz unmittelbaren praktischen Meinungsverschiedenheiten.
Man kann in der praktischen Politik keinen Schritt tun, ohne auf immer
die gleichen Grundfragen zu stoßen wie die Einschätzung der bürgerlichen
Revolution, wie das Wechselverhältnis zwischen Kadetten und Trudo-
wiki usw. Das praktische Leben verwischt die Meinungsverschiedenheiten
nicht, sondern verschärft und belebt sie. Und es ist kein Zufall, daß so
prominente Menschewiki wie Plechanow die Politik der Blocks mit den
Kadetten ad absurdum geführt haben. Als Plechanow seine berüchtigte
„machtvollkommene Duma" vorschlug, propagierte er eine gemeinsame
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Losung für das Proletariat und die liberale Bourgeoisie. Plechanow bringt
das innere Wesen, die Grundtendenz der ganzen menschewistischen Po-
litik lediglich plastischer und stärker als andere zum Ausdruck: Erset-
zung der selbständigen Linie der Arbeiterklasse durch Anpassung an die
liberale Bourgeoisie. Der Bankrott unseres ZK war vor allem und in erster
Linie der Bankrott dieser Politik des Opportunismus. ( B e i f a l l e i n e s
T e i l s d e s Z e n t r u m s u n d d e r B o l s c h e w i k i . )

29 Lenin, Werke, Bd. 12
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REDE
ZUM TÄTIGKEITSBERICHT DER DUMAFRAKTION

8. (21.) MAI

Ich möchte die Diskussion wieder auf die prinzipielle Einschätzung der
Politik der Dumafraktion zurücklenken. Genosse Zereteli sagte: „Wir
haben Fehler gemacht, aber es gab keine Schwankungen." Ich bin der
Meinung, daß es ganz falsch wäre, eine junge, erst beginnende Duma-

-fraktion zu verurteilen, weil sie Fehler gemacht hat. Der springende
Punkt ist ja aber gerade, daß es zweifellos Schwankungen in der ganzen
Politik der Fraktion gegeben hat. Und nicht um Personen zu verurteilen,
sondern um die proletarische Partei als Ganzes zu erziehen, müssen wir
diese Schwankungen geradeheraus zugeben und es uns zur Aufgabe
machen, sie aus der Welt zu schaffen.

Gen. Zereteli berief sich auf die Geschichte Europas. Das Jahr 48,
sagte er, hat uns nicht nur gelehrt, daß die Bedingungen für den Sozialis-
mus noch nicht herangereift waren, sondern auch, daß man nicht für die
Freiheit kämpfen kann ohne dieses oder jenes Bündnis mit der bürger-
lichen Demokratie. Diese Schlußfolgerung des Gen. Zereteli ist reinster
Revisionismus. Im Gegenteil, sowohl die Revolution von 1848 als auch
die darauffolgenden historischen Erfahrungen haben die internationale
Sozialdemokratie gerade das Umgekehrte gelehrt, nämlich daß die bür-
gerliche Demokratie sich immer mehr gegen das Proletariat stellt, daß
nur dort konsequent für die Freiheit gekämpft wird, wo das Proletariat
die Führung des Kampfes hat. Nicht Bündnisse mit der bürgerlichen
Demokratie lehrt das Jahr 1848, sondern die Notwendigkeit, die in der
Entwicklung zurückgebliebenen Schichten der Volksmassen frei zu machen
von dem Einfluß der bürgerlichen Demokratie, die nicht einmal mehr für
die Demokratie zu kämpfen fähig ist Gen. Zereteli hat durch seine Beru-
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fung auf die Erfahrungen von 1848 im Geiste des Bernsteinianertums
gerade den Revisionismus an den Tag gelegt, von dem Plechanow ganz
grundlos behauptete, er sei schwach in unserer Partei.

Gleichfalls kennzeichnend für die ganze Brüchigkeit der prinzipiellen
Position des Gen. Zereteli war seine Erklärung zum Ernährungsausschuß.
Wir haben nicht genügend die Cegälität unseres Antrags unterstrichen,
die Angelegenheit an Ort und Stelle zu untersuchen - sagte Zereteli. Wir
haben uns allgemeinen Betrachtungen überlassen und die Gelegenheit ver-
säumt, die anderen durch Argumente zu überzeugen, daß unser Plan
legal ist. Das nachte Mal werden wir diesen Fehler korrigieren.

In dieser Fragestellung spiegelt sich wunderbar klar die ganze Brüchig-
keit der Position unserer Fraktion wider. Man überlege nur: Die Leute
sind betrübt darüber, daß sie die Legalität unzureichend begründet haben!
Sehen sie denn nicht, daß es hier gar nicht um Begründungen, nicht um
Berufungen auf die Legalität, nicht um die „Überzeugung" der Kadetten
oder irgendeines anderen geht? Ist es ihnen wirklich nicht klar, daß die
Regierung dem Wesen der Sadhe nadh eine Untersuchung draußen im
Lande nicht zulassen konnte und nicht zugelassen hätte, weil sie darin
(und mit vollem Recht) einen Appell an die Massen sah?

Wie immer man sich auch auf die Legalität berufen mochte, am Wesen
der Sache hätte sich dadurch nichts geändert. Und anstatt nach unten zu
blicken - die Volksmassen zu überzeugen, ihnen die Wahrheit zu zei-
gen - , blickt Zereteli nach oben in dem Wunsch, die Liberalen zu über-
zeugen und sie durch die Legalität zu gewinnen.. . Das ist echter bür-
gerlicher Parlamentarismus. Und die Fruchtlosigkeit eines derart klein-
lichen, armseligen und jämmerlichen Politikastertums springt ins Auge,
denn es ist klar, daß Stolypin durch parlamentarische Kniffe weder der
Menschewiki noch der Kadetten von seiner Politik hätte abgebracht wer-
den können. Die Loslösung von den xMassen ist eine gegebene Tatsache,
die Vorteile einer legalen Überzeugung der Stolypin und der Kadetten
sind müßige Träume eines müßigen Intellektuellen.

Ebenso müßige Anstrengungen des Opportunismus sehe ich in den Ver-
handlungen mit den Narodowzen; die Rechtfertigung dieser Verhandlun-
gen mit Berufung auf Bebel ist absolut schwach. Bebel habe gesagt, wenn
es für die Sache notwendig ist, treten wir auch mit des Teufels Groß-
mutter in Verbindung. Bebel hat recht, Genossen: wenn es für dieSadbe

29.
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notwendig ist, kann man sich natürlich auch mit des Teufels Großmutter
einlassen. Nun, und für welche Sadhe erwiesen sich Ihre Verbindungen
mit den Narodowzen als notwendig? Für gar keine. Ihr Nutzen ist gleich
Null. Und daraus folgt, daß Bebel gut gesprochen hat, Sie ihn aber
schlecht verstehen.

Sowohl die Bemühungen um die Narodowzen als auch die Stimm-
abgabe für Golowin und ebenso der Versuch, die Konfiskation zu strei-
chen - alles das sind einzelne Teile ein und derselben falschen Linie. Alles
das sind Erscheinungen nicht der Unerfahrenheit, sondern eben des poli-
tischen Schaukeins. Und von diesem Standpunkt aus ist auch die Einladung
des Herrn Prokopowitsch keine Kleinigkeit. Man hat uns hier gesagt:
Herr Prokopowitsch ist nicht da, ohne ihn kann man seinen Eintritt nicht
verurteilen. Es sieht danach aus, daß man uns von Pontius zu Pilatus
schickt. In Petersburg auf der Konferenz sagte man uns: Vertagen wir
die Sache bis zum Parteitag, ohne Parteitag kann man nicht verhandeln.
Jetzt auf dem Parteitag sagt man: Ohne Prokopowitsch geht es nicht, ver-
tagen wir den Fall und überweisen wir ihn an die Petersburger Organi-
sation. Das ist Sophistik.

Prokopowitsch ist ein Literat, und seine Erzeugnisse sind jedermann
bekannt. Prokopowitsch ist ein Typ des bürgerlichen Intellektuellen, der
um bestimmter, opportunistischer Ziele willen in unserer Partei Fuß zu
fassen sucht. Sein Eintritt in den Eisenbahnerbezirk ist der reine Hohn.
Er ist eine Tarnung für die Arbeit im Dumamiiieu. Und es ist die Schuld
unseres ZK, daß der Mann sich einer solchen Tarnung bedienen konnte.
Es ist die Schuld unserer Dumafraktion, daß sie es ausgerechnet liberalen
Literaten, die-nicht in der Partei arbeiten und ihr prinzipiell feindlich
gegenüberstehen, die am „Towarischtsch" mitarbeiten, erleichtert hat,
über die Dumatreppe in unsere Partei hereinzukommen.

Tscherewanin verteidigte hier die Politik der Dumafraktion, indem er
sagte: zugegeben, daß die Kadetten jetzt rückständig, daß sie jetzt reak-
tionär sind. Aber das sei nicht für immer. Man solle das nicht fixieren.
Die Kadetten seien schlecht in einer Zeit des Niedergangs, sie könnten
tauglich werden in einer Zeit des Aufschwungs, in der sie sich schnell nach
links entwickeln.

Das ist die übliche menschewistische Argumentation, lediglich ganz un-
mittelbar und kraß ausgedrückt. Dadurch wird ihre Falschheit noch sieht-
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barer. Nehmen wir die zwei großen Meilensteine der Revolution: Okto-
ber 1905 - den höchsten Aufschwung, und Frühjahr 1907 - den stärksten
Niedergang. Taugten die Kadetten im Jahre 1905 für die Demo-
kratie? Nein. Das haben die Menschewiki im „Natschalo" selbst zuge-
geben. Witte ist ein Agent der Börse, Struve ein Agent Wittes, so schrie-
ben damals die Menschewiki, und sie hatten recht. Damals waren die
Menschewiki mit uns einer Meinung, daß wir die Kadetten nicht unter-
stützen dürfen, sondern sie entlarven müssen, ihr Prestige bei der Demo-
kratie zerschlagen müssen.

Heute, im Frühjahr 1907, schließen Sie alle sich ebenfalls allmählich
unserer Meinung an, daß die Kadetten untaugliche Demokraten sind. Und
es ergibt sich, daß die Kadetten weder in der Zeit des Aufschwungs noch
in der Zeit des Niedergangs etwas taugen. Die Zwischenzeit zwischen sol-
chen Perioden aber wird jeder Historiker gerade als eine Zeit der Schwan-
kungen bezeichnen, wo auch ein Teil der Sozialdemokraten zur kleinbür-
gerlichen Politik hinschwankte, wo dieser Teil vergeblich versuchte, die
Kadetten zu „unterstützen", dadurch der Arbeiterpartei lediglich Scha-
den zufügte und zu guter Letzt seinen Fehler einsah.

Ein paar Worte über Trotzki. Er sprach für das „Zentrum", er brachte
die Ansichten des „Bund" zum Ausdruck. Er zog gegen uns los, weil wir
eine „unannehmbare" Resolution eingebracht hätten. Er drohte offen mit
der Spaltung, mit dem Auszug der Dumafraktion, die durch unsere Reso-
lution beleidigt wäre. Ich unterstreiche diese Worte. Ich fordere Sie auf,
unsere Resolution aufmerksam durchzulesen.

Eine Beleidigung darin zu sehen, daß Fehler in ruhigem Ton, ohne jede
in scharfe Form gekleidete Rüge festgestellt werden, aus diesem Anlaß
von Spaltung zu sprechen, ist das nicht ungeheuerlich?? Zeigt das nicht
die Krankheit unserer Partei, Angst vor dem Eingeständnis von Fehlern?
Angst vor Kritik an der Dumafraktion?

Allein schon die Möglichkeit, die Frage so zu stellen, zeigt, daß es in
unserer Partei etwas gibt, was nicht parteigemäß ist. Dieses nicht Partei-
gemäße besteht in den Beziehungen der Dumafraktion zur Partei. Die
Dumafraktion muß mehr vom Parteigeist durchdrungen, enger mit der
Partei verbunden, stärker auf die ganze proletarische Arbeit abgestimmt
sein. Dann wird man nicht mehr über Beleidigung schreien hören, und
die Drohungen mit der Spaltung werden aufhören.
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Als Trotzki sagte: Ihre unannehmbare Resolution ist ein Hindernis für
die Durchführung Ihrer richtigen Gedanken, rief ich ihm dazwischen:
„Legen Sie,doch eine eigene Resolution vor!" Trotzki antwortete: Nein,
zuerst ziehen Sie Ihre zurück.

Nicht wahr, das ist eine schöne Position des „Zentrums" ? Für unseren
(nach Trotzkis Meinung) Fehler („taktloses" Verhalten) bestraft er die
ganze Partei, indem er ihr seine „taktvolle" Darlegung derselben Prin-
zipien vorenthält! Warum habt ihr eure Resolution nicht durchgebracht?
wird man uns in den Parteiorganisationen fragen. Weil das Zentrum sich
durch sie gekränkt fühlte und aus Gekränktheit die Darlegung seiner eige-
nen Prinzipien ablehnte!! ( B e i f a l l d e r B o l s c h e w i k i u n d
e i n e s T e i l s d e s Z e n t r u m s . ) Das ist keine prinzipielle Position,
sondern es ist die Prinzipienlosigkeit des Zentrums.

Wir sind zum Parteitag gekommen mit zwei der Partei längst bekann-
ten taktischen Linien. Es ist unklug und einer Arbeiterpartei unwürdig,
Meinungsverschiedenheiten zu verhüllen und sie zu verheimlichen. Stellen
wir beide Standpunkte recht klar einander gegenüber. Bringen wir sie in
Anwendung auf alle Fragen unserer Politik zum Ausdruck. Ziehen wir
das klare Fazit unserer Parteierfahrungen. Nur so werden wir unsere
Pflicht erfüllen und den Schwankungen in der Politik des Proletariats ein
Ende machen. ( B e i f a l l d e r B o l s c h e w i k i u n d e i n e s T e i l s
d e s Z e n t r u m s . )
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4

EINE FAKTISCHE R I C H T I G S T E L L U N G AM 10. (23.) MAI

Genosse Martow, der aus der „Humanite'" ein Interview mit mir (ge-
zeichnet Etienne Avenard)* zitiert, hat einige Stellen daraus falsch be-
leuchtet.

In dem Interview heißt es, das ZK (d. h. natürlich sein menschewisti-
scherTeil) habe heimlidi und auf unterirdisdhemWege die Kadetten infor-
miert. Diese meine Erklärung ist jetzt durch die Debatten auf dem Partei-
tag bestätigt worden. Auf dem Parteitag hat sich herausgestellt, daß schon
im'Novernber 1906 Dan privat „zu einer Tasse Tee" mit Miljukow, Nabo-
kow sowie Führern der Sozialrevolutionäre und der Volkssozialisten zu-
sammen war. Dan hielt es nicht für nötig, davon dem ZK oder dem
Petersburger Komitee Mitteilung zu machen.

Diese Zusammenkunft mit den Kadetten, ohne daß von ihr dem Zen-
tralkomitee noch auch dem Petersburger Komitee Mitteilung gemacht
wurde, eben das war die heimliche und unterirdische Informierung der
Kadetten.

Weiter wurde in dem Interview gesagt, die Menschewiki hätten den
schmachvollen Vorschlag der Kadetten, den Menschewiki Arbeitersitze zu
überlassen, wenn diese die Kadetten unterstützten, nicht dementiert.
Gen. Martow sucht zu beweisen, daß die Menschewiki das mit Worten
dementiert haben. Ich erkläre zur Sache, daß die "Jäten der Menschewiki
ihrem Lippendementi widersprochen haben: 1. In Worten versprachen die
Menschewiki, alle Sitze der Arbeiterkurie zu überlassen. Praktisch aber,
als alle zusammengetretenen Arbeiterbevollmächtigten die Menschewiki
aufforderten (mit einer Mehrheit von 220-230 gegen 10-20 Stimmen),

* Siehe den vorliegenden Band, S. 137-143. Die Red.
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auf die „versteckte Unterstützung" der Kadetten zu verzichten, lehnten
es die Menschewiki ab, dem 7olge zu leisten; 1. nach dem 25. Januar,
nach der Bildung des Linksblocks, stellten die Menschewiki in der Presse
für ihre Unterstützung des Linksblocks die Bedingung: Handlungsfreiheit
für die menschewistischen Wahlmänner im zweiten Stadium. Objektiv
konnte diese Bedingung nur eins bedeuten - die Bereitschaft, im zweiten
Stadium die Kadetten gegen die Sozialdemokraten zu unterstützen.

W. Centn
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5

EINE ERKLÄRUNG AM 11. (24.) MAI™>

Das Büro hatte recht ( Z w i s c h e n r u f : „Natürlich!"), als es
erklärte, eine Aufhebung der gestrigen Entscheidung sei unzulässig. Zu
ihrer Aufhebung bedarf es eines speziellen Beschlusses des Parteitags,
wonach es zulässig ist, einen solchen Antrag zur Abstimmung zu bringen.
Im vorliegenden Fall beantragt niemand, die gestrige Entscheidung auf-
zuheben. Sie bleibt in Kraft. Ist ein Aufschub zulässig? Abramowitsch
hat das wesentlichste Moment außer acht gelassen, nämlidi daß die Frage
des Aufschubs sich infolge eines neuen Umstands (der Motivierung der
Letten) ergab, der nach der gestrigen Abstimmung über die Direktiven
auftauchte. Dies ist ein neues Motiv, das Abramowitsch nicht berück-
sichtigt hat. Der Antrag Werners ist also formal richtig.
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REFERAT ÜBER DIE STELLUNG
ZU DEN BÜRGERLICHEN PARTEIEN

- 12. (25.) MAI

Die Frage nach der Stellung zu den bürgerlichen Parteien steht im
Mittelpunkt der prinzipiellen Meinungsverschiedenheiten, die schon seit
langem die russische Sozialdemokratie in zwei Lager teilen. Schon vor
den ersten großen Erfolgen der Revolution oder sogar vor der Revolu-
tion - wenn man vom ersten Halbjahr 1905 so sprechen darf - gab es in
dieser Frage zwei deutlich hervorgetretene Standpunkte. Die Ausein-
andersetzungen hingen zusammen mit der Einschätzung der bürgerlichen
Revolution in Rußland. Beide Richtungen innerhalb der Sozialdemokratie
gingen einig darin, daß diese Revolution eine bürgerliche ist. Sie gingen
jedoch auseinander in der Frage, wie diese Kategorie aufzufassen und
wie die praktisch-politischen Schlußfolgerungen daraus einzuschätzen sind.
Der eine Flügel der Sozialdemokratie, die Menschewiki, deuteten diesen
Begriff so, daß in einer bürgerlichen Revolution die Haupttriebkraft die
Bourgeoisie ist, das Proletariat hingegen lediglich die Stellung der „äußer-
sten Opposition" einzunehmen vermag. Die Aufgabe übernehmen, diese
Revolution selbständig durchzuführen, die Revolution zu leiten, kann es
nicht. Besonders plastisch traten diese Meinungsverschiedenheiten in Er-
scheinung bei den Auseinandersetzungen über die provisorische Regierung
(richtiger: über die Beteiligung der Sozialdemokratie an einer proviso-
rischen Regierung) - Auseinandersetzungen, die im Jahre 1905 geführt
wurden. Die Menschewiki bestritten die Zulässigkeit einer Beteiligung der
Sozialdemokratie an einer provisorischen revolutionären Regierung vor
allem eben darum, weil sie die Haupttriebkraft oder den Führer der bür-
gerlichen Revolution in der Bourgeoisie sahen. Mit voller Klarheit trat
diese Ansicht zutage in der Resolution der kaukasischen Menschewiki
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(1905)151, die von der neuen „Iskra" gebilligt wurde. In dieser Resolution
wurde direkt gesagt, die Beteiligung der Sozialdemokratie an einer provi-
sorischen Regierung könnte die Bourgeoisie abschrecken und dadurch den
Schwung der Revolution sdbwädoen. Hier wird klar ausgesprochen, daß
das Proletariat in der bürgerlichen Revolution nicht weiter gehen könne
und dürfe als die Bourgeoisie.

Die umgekehrte Ansicht verfochten die Bolschewiki. Sie traten unbe-
dingt dafür ein, daß unsere Revolution im Sinne ihres gesellschaftlichen,
ökonomischen Inhalts eine bürgerliche ist. Das bedeutet folgendes: Die
Aufgaben der gegebenen, jetzt in Rußland vor sich gehenden Umwälzung
gehen nicht über den Rahmen der bürgerlichen Gesellschaft hinaus. Selbst
der vollste Sieg der gegenwärtigen Revolution, d. h. die Erringung der
demokratischsten Republik und die Konfiskation des gesamten Guts-
besitzerlandes durch die Bauernschaft, berührt nicht im geringsten die
Grundlagen der bürgerlichen Gesellschaftsordnung. Das Privateigentum
an den Produktionsmitteln (oder die Privatwirtschaft auf dem Grund
und Boden, wer immer auch sein juristischer Eigentümer sein möge) und
die Warenwirtschaft bleiben bestehen. Die Gegensätze der kapitalisti-
schen Gesellschaft und ihr Hauptgegensatz - der Gegensatz zwischen
Lohnarbeit und Kapital - verschwinden nicht nur nicht, sondern spitzen
sich im Gegenteil noch stärker zu, vertiefen sich noch mehr, da sie sich
breiter und in reinerer Form entwickeln.

Alles das muß für jeden Marxisten absolut unbestreitbar sein. Aber
daraus ergibt sich durchaus noch nicht die Schlußfolgerung, daß die
Haupttriebkraft oder der Führer der Revolution die Bourgeoisie wäre.
Eine solche Schlußfolgerung wäre eine Verflachung des Marxismus, wäre
Unverständnis für den Klassenkampf zwischen Proletariat und Bourgeoi-
sie. Die Sache ist die, daß unsere Revolution zu einer Zeit vor sich geht,
wo das Proletariat schon begonnen hat, seiner selbst als einer besonderen
Klasse bewußt zu werden und sich zu einer selbständigen Klassenorga-
nisation zusammenzuschließen. Unter solchen Bedingungen macht sich
das Proletariat alle Errungenschaften der Demokratie zunutze, macht es
sich jeden Schritt der Freiheit zunutze, um seine Klassenorganisation
gegen die Bourgeoisie zu stärken. Daraus ergibt sich unweigerlich das
Bestreben der Bourgeoisie, die Schärfen der Revolution abzustumpfen,
nidit zuzulassen, daß sie zu Ende geführt wird, dem Proletariat nicht die
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Möglichkeit zu geben, seinen Klassenkampf in voller Freiheit zu führen.
Der Antagonismus zwischen Bourgeoisie und Proletariat veranlaßt die
Bourgeoisie, dahin zu streben, bestimmte Instrumente und Einrichtungen
der alten Staatsmacht beizubehalten, um diese Instrumente gegen das Pro-
letariat einzusetzen.

Deshalb stellt im besten Fall, in Zeiten des stärksten Aufschwungs der
Revolution, die Bourgeoisie ein Element dar (und zwar nicht zufällig, son-
dern notwendig, kraft ihrer ökonomischen Interessen), das zwischen der
Revolution und der Reaktion hin und her schwankt. Die Bourgeoisie kann
also nicht der Führer unserer Revolution sein.

Die größte Besonderheit dieser Revolution ist die Dringlichkeit der
Agrarfrage. Sie hat sich in Rußland weit mehr zugespitzt, als das unter
entsprechenden Bedingungen in irgendeinem anderen Lande der Fall war.
Die sogenannte Bauernreform des Jahres 1861 wurde so inkonsequent
und undemokratisch durchgeführt, daß die wichtigsten Grundlagen der
Fronherrschaft der Gutsbesitzer unangetastet geblieben sind. Darum er-
wies sich die Agrarfrage, d. h. der gegen die Gutsbesitzer gerichtete
Kampf der Bauern um den Boden, als einer der Prüfsteine der gegenwär-
tigen Revolution. Dieser Kampf um den Boden drängt die gewaltigen
Massen der Bauernschaft unvermeidlich zur demokratischen Umwälzung,
denn nur die Demokratie vermag ihnen Boden zu geben, indem sie ihnen
die Herrschaft im Staate gibt. Bedingung für den Sieg der Bauernschaft
ist die völlige Zerschlagung des gutsherrlichen Grundbesitzes.

Aus diesem Wechselverhältnis der gesellschaftlichen Kräfte ergibt sich
unweigerlich die Schlußfolgerung: die Bourgeoisie kann weder die Haupt-
triebkraft noch der Führer der Revolution sein. Sie zu Ende, d. h. bis zum
vollen Sieg, zu führen, ist nur das Proletariat imstande. Aber dieser Sieg
kann nur unter der Bedingung erzielt werden, daß es dem Proletariat ge-
lingt, einen großen Teil der Bauernschaft hinter sich zu bringen. Der Sieg
der gegenwärtigen Revolution in Rußland ist nur möglich als revolutionär-
demokratische Diktatur des Proletariats und der Bauernschaft.

Diese schon zu Beginn des Jahres 1905 - ich spreche vom III. Parteitag
der SDAPR im Frühjahr 1905 - vertretene Fragestellung fand ihre volle
Bestätigung in den Ereignissen aller großen Etappen der russischen Revo-
lution. Unsere theoretischen Schlußfolgerungen wurden praktisch, im Ver-
lauf des revolutionären Kampfes, bestätigt. Zur Zeit des größten Auf-
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schwungs, im Oktober 1905, marschierte das Proletariat an der Spitze,
die Bourgeoisie schwankte dauernd, sie drehte und wendete sich, die
Bauern aber zerstörten Herrenhöfe der Gutsbesitzer. An den embryo-
nalen Organen der revolutionären Staatsmacht (Sowjets der Arbeiterdepu-
tierten, Sowjets der Bauern- und Soldatendeputierten usw.) beteiligten
sich hauptsächlich Vertreter des Proletariats und dann Männer aus der
aufständisdien Bauernschaft. Zur Zeit der ersten Duma bildeten Bauern
sofort die demokratische Gruppe der „Trudowiki", die weiter links steht,
d. h. revolutionärer ist als die Liberalen, die Kadetten. Während der
Wahlen zur zweiten Duma haben die Bauern die Liberalen glatt ge-
schlagen. Das Proletariat marschierte an der Spitze, die Bauernschaft
folgte ihm mehr oder minder entschlossen gegen die Selbstherrschaft und
gegen die schwankenden Liberalen.

Ich komme zu den uns vorliegenden Resolutionsentwürfen. Der von
mir geschilderte Unterschied der Ansichten hat seinen vollständigen Aus-
druck gefunden in dem Gegensatz zwischen der bolschewistischen und der
menschewistischen Resolution. Der bolschewistische Entwurf ist darauf
aufgebaut, daß der XJasseninhalt der grundlegenden 7ypen bürgerlicher
Parteien bestimmt wird. So war auch bereits unsere Resolution zum Stock-
holmer Vereinigungsparteitag aufgebaut. Wir unterschieden schon dort
drei Haupttypen bürgerlicher Parteien: Oktobristen, Liberale und bäuer-
liche Demokraten (damals hatten sie sich noch nicht völlig herausgebildet,
und das Wort „Trudowik" existierte noch nicht im politischen Wortschatz
der russischen Sprache). Unsere jetzige Resolution hat den gleichen Auf-
bau beibehalten. Sie bildet lediglich eine abgeänderte Fassung der Stock-
holmer Resolution. Der Gang der Ereignisse hat ihre grundlegenden The-
sen so weitgehend bestätigt, daß es nur ganz unbeträchtlicher Änderungen
bedurfte, um die Erfahrungen der ersten und der zweiten Duma zu be-
rücksichtigen.

Die menschewistische Resolution zum Vereinigungsparteitag gab weder
irgendeine Analyse des Typus der Parteien noch ihres Klasseninhalts. In
der Resolution wird hilflos gesagt, „daß die bürgerlich-demokratischen
Parteien sich in Rußland eben erst herausbilden und sie darum noch nicht
den Charakter stabiler Parteien erlangen konnten", und „daß im gegen-
wärtigen historischen Moment in Rußland keine Parteien vorhanden sind,
die schon jetzt gleichzeitig konsequenten Demokratismus und revolutio-
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nären Geist in sich vereinigten". Sind das etwa keine hilflosen Erklä-
rungen? Ist das kein Abgehen von der marxistischen Aufgabe? Völlige
Stabilität von Parteien wird es niemals geben, ebensowenig wie es jemals
völlig „konsequenten" Demokratismus außerhalb des Proletariats geben
wird. Unsere Pflicht aber ist es, die Klassenwurzeln aller auf die politische
Bühne tretenden Parteien bloßzulegen. Und daß diese Aufgabe gelöst
werden kann, hat unsere Resolution gezeigt. Die von ihr vermerkten drei
Typen von Parteien erwiesen sich im Verlauf eines ganzen Jahres der
Revolution, als hinreichend „stabil", wie ich am Beispiel der ersten und der
zweiten Duma schon gezeigt habe.

Als nicht stabil erwiesen sich die Ansichten der Menschewiki. Ihre jet-
zige Resolution ist ein gewaltiger Schritt zurück selbst im Vergleich zu
ihrem vorjährigen Entwurf. Untersuchen wir diese in Nr. 12 der „Narod-
naja Duma" (vom 24. März 1907) veröffentlichte Resolution. In dem
begründenden Teil wird hingewiesen erstens auf „eine Reihe gemeinsamer
Aufgaben" des Proletariats und der bürgerlichen Demokratie; zweitens
auf die Notwendigkeit für das Proletariat, „seine Aktionen mit den Aktio-
nen anderer gesellschaftlicher Klassen und Gruppen zu kombinieren",-
drittens darauf, daß in einem Lande mit überwiegender Bauernschaft und
schwacher städtischer Demokratie das Proletariat „durch seine eigene
Bewegung" . . . „die ganze bürgerliche Demokratie des Landes" . . . „vor-
antreibt" ; viertens darauf, daß „in der vorhandenen Gruppierung der bür-
gerlichen Parteien die demokratische Bewegung des Landes noch nicht
ihren vollendeten Ausdruck gefunden hat", da sie an dem einen Pol den
„Realismus" und die mangelnde Kampfbereitschaft der städtischen Bour-
geoisie widerspiegele und an dem anderen Pol die bäuerlichen „Illusionen
eines kleinbürgerlichen Revolutionismus und agrarischer Utopien". Soweit
der begründende Teil. Betrachten wir nunmehr die Schlußfolgerungen: die
erste Schlußfolgerung besteht darin, daß das Proletariat bei der Durch-
führung einer selbständigen Politik sowohl den Opportunismus und die
konstitutionellen Illusionen der einen als auch die revolutionären Illusionen
und die ökonomisch reaktionären Projekte der anderen bekämpfen müsse.
Zweite Schlußfolgerung: man müsse „seine Aktionen mit den Aktionen
dieser Parteien kombinieren".

Eine derartige Resolution beantwortet keine einzige der Fragen, die
sich jeder Marxist zu stellen verpflichtet ist, wenn er die Haltung der
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Arbeiterpartei zu den bürgerlichen Parteien bestimmen will. Welches sind
diese allgemeinen Fragen? Vor allem ist es notwendig, den Klassen-
charakter der Parteien zu bestimmen. Dann muß man sich klarwerden
über das grundlegende Wechselverhältnis der verschiedenen Klassen in
der gegebenen Revolution überhaupt, d. h. darüber, in welchem Verhält-
nis die Interessen dieser Klassen zur Fortsetzung oder Weiterentwicklung
der Revolution stehen. Weiter muß man von den Klassen überhaupt über-
gehen zu der jetzigen Rolle der verschiedenen Parteien oder der verschie-
denen Gruppen von Parteien. Schließlich muß man praktische Hinweise
geben für die Politik der Arbeiterpartei in dieser Frage.

Nichts von alledem steht in der menschewistischen Resolution. Da wird
mit nichtssagenden Worten über die Frage hinweggegangen, mit allge-
meinen Phrasen über „Kombinierung" der Politik des Proletariats mit der
Politik der Bourgeoisie. Wie aber und mit welchen bürgerlich-demokra-
tischen Parteien denn nun „kombiniert" werden soll - darüber wird kein
Wort gesagt. Es ist eine Resolution über Parteien ohne die Parteien. Es ist
eine Resolution zwecks Festlegung unserer Haltung, die unsere Haltung
zu den verschiedenen Parteien in keiner Weise festlegt. Leiten lassen
kann man sich nicht von einer solchen Resolution, denn sie läßt
vollsten Spielraum, zu „kombinieren", was man will und wie man will.
Eine solche Resolution behindert niemand; sie ist eine äußerst „libe-
rale" Resolution im vollsten Sinne des Wortes. Man kann sie auslegen,
wie man Lust hat. Aber von Marxismus gibt es in ihr keine Spur. Die
Grundthesen des Marxismus sind hier so gründlich vergessen worden, daß
jeder beliebige linke Kadett eine solche Resolution unterschreiben würde.
Man nehme ihre Hauptpunkte: die „gemeinsamen Aufgaben" des Prole-
tariats und der bürgerlichen Demokratie . . . Redet davon etwa nicht die
ganze liberale Presse große Töne? . . . Die Notwendigkeit des „Kom-
binierens" - gerade das fordern die Kadetten... Kampf gegen den
Opportunismus rechts und gegen den Revolutionismus links - das ist doch
die beliebteste Redensart der linken Kadetten, die angeblich zwischen den
Trudowild und den bürgerlichen Liberalen sitzen möchten! Das ist nicht
die Position einer Arbeiterpartei, die gesondert und selbständig außerhalb
der bürgerlichen Demokratie steht, es ist die Position eines Libe-
ralen, der das „Zentrum" inmitten der bürgerlichen Demokratie ein-
nehmen möchte!
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Man gehe einmal dem Satz der Menschewiki auf den Grund: durch
seine Bewegung „treibe" das Proletariat „die ganze bürgerliche Demo-
kratie des Landes" „voran". Stimmt das? Absolut nicht. Man erinnere
sich der größten Ereignisse unserer Revolution. Nehmen wir die Bulygin-
sche Duma. Den Appell des Zaren, den legalen Weg zu beschreiten, seine,
des Zaren, Bedingungen für die Einberufung der ersten Volksvertretung
anzunehmen, beantwortete das Proletariat mit einer entschiedenen Wei-
gerung. Das Proletariat rief das Volk auf, diese Einrichtung hinwegzu-
fegen, sie nicht entstehen zu lassen. Das Proletariat rief alle revolutionären
Klassen auf, bessere Bedingungen für die Einberufung einer Volksver-
tretung zu erkämpfen. Das nahm nicht im geringsten die Entscheidung der
Frage vorweg, wie sogar eine schlechte Einrichtung auszunutzen sei, wenn
sie wirklich entgegen allen unseren Anstrengungen ins Leben getreten
wäre. Es war ein Kampf dagegen, daß gerade die schlechtesten Bedin-
gungen für die Einberufung einer Volksvertretung verwirklicht wurden.
Bei der Einschätzung des Boykotts macht man allzu häufig den logischen
und historischen Fehler, den Kampf auf dem Boden einer gegebenen Ein-
richtung in einen Topf zu werfen mit dem Kampf gegen die Verwirk-
lichung dieser Einrichtung.

Wie aber beantwortete die liberale Bourgeoisie den Aufruf des Prole-
tariats? Sie antwortete mit einem allgemeinen Geheul gegen den Boykott.
Sie rief zur Bulyginschen Duma auf. Die liberalen Professoren forderten
die Studenten auf, zu studieren, anstatt Streiks zu veranstalten. Den Auf-
ruf des Proletariats zum Kampf beantwortete die Bourgeoisie mit dem
Kampf gegen das Proletariat. Der Antagonismus dieser Klassen sogar in
der demokratischen Revolution zeigte sich schon damals mit voller Be-
stimmtheit. Die Bourgeoisie wollte die Wucht des proletarischen Kampfes
mindern, wollte ihn nicht über den Rahmen des Gesetzes über die
Bulyginsche Duma hinausgehen lassen.

Professor Winogradow, eine Leuchte der liberalen Wissenschaft, schrieb
gerade damals, es wäre ein Glück für Rußland, wenn unsere Revolution
den Weg von 1848/49 ginge, es wäre ein Unglück, wenn sie den Weg
der Revolution von 1789-1793 ginge. Ein Glück nannte dieser „Demo-
krat" den Weg der nichtvollendeten Revolution, den Weg des besiegten
Aufstands! Wenn unsere Revolution mit ihren Feinden so schonungslos
abrechnete wie die französische im Jahre 1793, dann müßte man nach
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Meinung des „Liberalen" zur Wiederherstellung der Ordnung den preu-
ßischen Wachtmeister herbeirufen. Die Menschewiki sprechen von der
„mangelnden Kampfbereitschaft" unserer Bourgeoisie. In Wirklichkeit
aber war die Bourgeoisie schon damals zum Kampf bereit, nämlich zum
Kampf gegen das Proletariat, zum Kampf gegen „übermäßige" Siege der
Revolution.

Gehen wir weiter. Nehmen wir die Monate Oktober—Dezember 1905.
Daß in dieser Zeit des größten Aufschwungs unserer Revolution die Bour-
geoisie „Bereitschaft zum Kampf" gegen das Proletariat offenbarte, bedarf
keines Beweises. Das wurde von der damaligen menschewistischen Presse
voll und ganz zugegeben. Die Bourgeoisie einschließlich der Kadetten
bemühte sich, die Revolution auf jede Weise anzuschwärzen, sie als blinde
und wilde Anarchie hinzustellen. Nicht nur, daß die Bourgeoisie die vom
Volke geschaffenen Organe des Aufstands - alle diese Sowjets der Arbei-
terdeputierten, Sowjets der Bauern- und Soldatendeputierten usw. - nicht
unterstützte, die Bourgeoisie fürchtete diese Einrichtungen und bekämpfte
sie. Man denke an Struve, der diese Einrichtungen ein entwürdigendes
Schauspiel nannte. Die Bourgeoisie sah in ihnen die zu weit vorgepreschte
Revolution. Die liberale Bourgeoisie wollte die Energie des revolutionären
Volkskampfes in das enge Flußbett der konstitutionell-polizeilichen Reak-
tion lenken.

über das Verhalten der Liberalen in der ersten und der zweiten Duma
braucht man nicht lange zu sprechen. Auch die Menschewiki haben zuge-
geben, daß in der ersten Duma die Kadetten die revolutionäre Politik der
Sozialdemokraten und teilweise der Trudowiki behinderten, ihre Tätig-
keit bremsten. In der zweiten Duma aber haben sich die Kadetten direkt
den Schwarzhundertern angeschlossen und offen die Regierung unterstützt.

Nunmehr zu sagen, daß das Proletariat durch seine Bewegung „die
ganze bürgerliche Demokratie des Landes vorantreibt", ist ein Hohn auf
die Tatsachen. Heutzutage die konterrevolutionäre Natur unserer Bour-
geoisie verschweigen heißt den marxistischen Standpunkt völlig aufgeben,
den Standpunkt des Klassenkampfes völlig vergessen.

Die Menschewiki sprechen in ihrer Resolution von dem „Realismus"
der bürgerlichen Klassen in der Stadt. Eine sonderbare Terminologie,
die die Menschewiki gegen ihren Willen verrät. Wir sind es gewohnt, bei
den Sozialdemokraten des rechten Flügels das Wort Realismus in einem
besonderen Sinn anzutreffen. Beispielsweise stellte die Plechanowsche

30 Lenin, Werke, Bd. 12
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„Sowremennaja Shisn" den „Realismus" der Sozialdemokraten des
rechten Flügels der „revolutionären Romantik" der linken Sozialdemo-
kraten gegenüber. Was meint also die menschewistisdie Resolution, wenn
sie von Realismus spricht? Es kommt darauf hinaus, daß sie die Bour-
geoisie für ihre Mäßigkeit und Akkuratesse lobt!

Diese Betrachtungen der Menschewiki über den „Realismus" der Bour-
geoisie, über ihre „mangelnde Bereitschaft" zum Kampf - im Zusam-
menhang mit der direkten Erklärung ihrer taktischen Plattform über die
„einseitige Feindschaft" der Sozialdemokraten gegenüber den Liberalen -
besagen eins und nur eins. Praktisch bedeutet das alles, daß die selbstän-
dige Politik der Arbeiterpartei vertauscht wird gegen eine Politik der
Abhängigkeit von der liberalen Bourgeoisie. Und diesen Wesenskern des
Menschewismus haben wir uns nicht ausgedacht, haben ihn nicht nur aus
ihren theoretischen Ausführungen abgeleitet: er offenbarte sich in allen
bedeutenderen Schritten ihrer Politik im verflossenen Jahr. Man nehme
das „verantwortliche Ministerium", die Blocks mit den Kadetten, die
Stimmabgabe für Golowin usw. In Wirklichkeit war das eben eine Politik
der Abhängigkeit von den Liberalen.

Und was sagen die Menschewiki über die bäuerliche Demokratie? Die
Resolution stellt als gleichbedeutende oder jedenfalls durchaus gleich-
artige Dinge den „Realismus" der Bourgeoisie und die „agrarischen Uto-
pien" der Bauernschaft nebeneinander und einander gegenüber. Man muß,
sagen die Menschewiki, gleicherweise den Opportunismus der Bourgeoisie
und den Utopismus, den „kleinbürgerlichen Revolutionismus" der Bauern-
schaft bekämpfen. Das ist die typische Argumentation des Menschewis-
mus. Und es lohnt sich, auf sie einzugehen, denn sie ist grundfalsch. Aus
ihr ergibt sich unvermeidlich eine ganze Reihe falscher Schlußfolgerungen
in der praktischen Politik. Hinter der Kritik an den bäuerlichen Utopien
verbirgt sich hier das Unverständnis für die Aufgabe des Proletariats, die
Bauernschaft zum vollen Sieg in der demokratischen Revolution vorwärts-
zudrängen.

In der Tat, man sehe sich einmal an, welche Bedeutung die agrarischen
Utopien der Bauernschaft in der jetzigen Revolution haben. Worin besteht
ihre hauptsächliche Utopie? Zweifellos in der Idee des Ausgleichs, in der
Überzeugung, die Aufhebung des Privateigentums am Grund und Boden
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und die gleichmäßige Aufteilung des Bodens (oder der Bodennutzung)
vermöchten die Quellen der Not, des Elends, der Arbeitslosigkeit, der Aus-
beutung zu beseitigen.

Es gibt keinen Streit darüber, daß das vom Standpunkt des Sozialismus
eine Utopie ist, eine Utopie des Kleinbürgers. Vom Standpunkt des Sozia-
lismus ist das ein reaktionäres Vorurteil, denn der proletarische Sozialis-
mus sieht das Ideal nicht in der Gleichheit von Kleinbesitzern, sondern
in der vergesellschafteten Großproduktion. Aber man vergesse nicht, daß
wir uns jetzt darüber klarwerden wollen, welche Bedeutung die bäuer-
lichen Ideale nicht in der sozialistischen Bewegung, sondern in der ge-
gebenen bürgerlich-demokratischen Revolution haben. Wäre es utopisch,
wäre es reaktionär, wenn alle Ländereien in der gegebenen Revolution
den Gutsbesitzern genommen und zu gleichen Teilen an die Bauern ge-
geben oder verteilt würden?! Nein! Das ist nicht nur nicht reaktionär,
sondern im Gegenteil, es bringt auf die entschiedenste, die konsequen-
teste Weise das Bestreben zum Ausdruck, die ganze alte Ordnung, alle
Überreste der Leibeigenschaft mit Stumpf und Stiel auszurotten. Uto-
pisch ist der Gedanke, die „Ausgleichung" könnte unter der Waren-
produktion aufrechterhalten werden und sogar als Ausgangspunkt eines
Halbsozialismus dienen. Nicht utopisch, sondern revolutionär im vollsten,
im strengsten wissenschaftlichen Sinn des Wortes ist das Bestreben der
Bauern, jetzt sofort den Gutsbesitzern die Ländereien wegzunehmen und
sie gleichmäßig aufzuteilen. Eine solche Wegnahme und Aufteilung würde
die Grundlage schaffen für die schnellste, die breiteste, die freieste Ent-
wicklung des Kapitalismus.

Objektiv, nicht vom Standpunkt unserer Wünsche, sondern vom Stand-
punkt der gegebenen ökonomischen Entwicklung Rußlands, läuft die
Grundfrage unserer Revolution eben darauf hinaus, ob die Revolution
die Entwicklung des Kapitalismus gewährleisten wird durch den vollen
Sieg der Bauern über die Gutsherren oder durch einen Sieg der Gutsherren
über die Bauern. Die bürgerlich-demokratische Umwälzung im Wirt-
schaftsleben Rußlands ist absolut unvermeidlich. Keine Macht in der Welt
kann sie verhindern. Aber diese Umwälzung ist in zweierlei Form mög-
lich: nach dem preußischen, wenn man sich so ausdrücken darf, oder nach
dem amerikanischen Typus. Das bedeutet folgendes: Die Gutsherren kön-
nen siegen, können den Bauern eine Ablösung oder andere kümmerliche
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Zugeständnisse aufzwingen, sich mit dem Häuflein reicher Bauern zu-
sammentun, die Masse endgültig ruinieren und ihre eigenen Wirt-
schaften in junkerliche, kapitalistische Wirtschaften verwandeln. Bürger-
lich-demokratisch wird eine solche Umwälzung sein, aber sie wird für die
Bauern am wenigsten vorteilhaft sein - am wenigsten vorteilhaft vom
Standpunkt rascher Entwicklung des Kapitalismus. Umgekehrt bedeuten
der volle Sieg des Bauernaufstands, die Konfiskation des gesamten Guts-
besitzerlandes und seine gleichmäßige Aufteilung die rascheste Entwick-
lung des Kapitalismus, die für die Bauern vorteilhafteste Form der bür-
gerlich-demokratischen Umwälzung.

Und nicht nur für die Bauern ist das vorteilhafter. Dasselbe gilt auch
für das Proletariat. Das klassenbewußte Proletariat weiß, daß es keinen
anderen Weg zum Sozialismus gibt noch geben kann als den über die
bürgerlich-demokratische Umwälzung.

Also je unvollständiger and je weniger durchgreifend diese Umwälzung
ist, desto länger und stärker werden auf dem Proletariat nicht die soziali-
stischen Aufgaben, nicht die rein proletarischen Klassenaufgaben, sondern
allgemein demokratische Aufgaben lasten. Je vollständiger der Sieg der
Bauernschaft ist, desto schneller bildet sich das Proletariat endgültig als
Klasse heraus, desto klarer rückt es seine rein sozialistischen Aufgaben
und Ziele in den Vordergrund.

Hieraus ersehen Sie, daß die bäuerlichen Ausgleichsideen - reaktionär
und utopisch vom Standpunkt des Sozialismus - revolutionär sind vom
Standpunkt des bürgerlichen Demokratismus. Wer daher den reaktio-
nären Charakter der Liberalen in der gegebenen Revolution und den
reaktionären Utopismus der Bauern in ihren Ideen von der sozialistischen
Revolution nebeneinanderstellt, der begeht einen himmelschreienden logi-
schen und historischen Fehler. Wer das Bestreben der Liberalen, die ge-
gebene Revolution so zu stutzen, daß Loskauf zahlungen, konstitutionelle
Monarchie, kadettisches Agrarprogramm u. a. herauskommen, auf eine
Stufe stellt mit den Versuchen der Bauern, ihr Bestreben, mit den Guts-
herren sofort aufzuräumen, den ganzen Grund und Boden wegzunehmen,
ihn restlos zur Verteilung zu bringen, utopisch in reaktionärem Geist zu
idealisieren — wer das auf eine Stufe stellt, der verläßt ganz und gar nicht
nur den Standpunkt des Proletariats, sondern sogar den Standpunkt eines
konsequenten revolutionären Demokraten. Eine Resolution schreiben über
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den Kampf gegen den Opportunismus des Liberalen und den Revolutio-
nismus des Bauern in der gegebenen Revolution heißt eine nicht sozial-
demokratische Resolution schreiben. Das schreibt kein Sozialdemokrat,
sondern ein Intellektueller, der zwischen dem Liberalen und dem Bauern
im Lager der bürgerlichen Demokratie sitzt.

Ich kann hier nicht so ausführlich, wie es nötig wäre, auf die be-
rühmte taktische Plattform der Menschewiki mit ihrer berüchtigten
Losung des Kampfes gegen die „einseitige Feindschaft des Proletariats
gegen den Liberalismus" eingehen. Der unmarxistische und unprole-
tarische Charakter einer solchen Losung ist mehr als offensichtlich.

Zum Schluß will ich auf einen häufig gegen uns erhobenen „Einwand"
eingehen. „Eure" Trudowiki, sagt man uns, gehen oft genug mit den
Kadetten gegen uns. Das stimmt. Aber das ist kein Einwand gegen un-
seren Standpunkt und gegen unsere Resolution, denn wir haben das mit
aller Bestimmtheit und Entschiedenheit konstatiert.

Die Trudowiki sind ohne Zweifel keine völlig konsequenten Demo-
kraten. Die Trudowiki (Sozialrevolutionäre eingeschlossen) schwanken
zweifellos zwischen den Liberalen und dem revolutionären Proletariat.
Das ist von uns gesagt worden, und es muß gesagt werden. Derartige
Schwankungen sind keineswegs zufällig. Sie folgen unvermeidlich aus dem
ganzen Wesen der ökonomischen Lage des Kleinproduzenten. Einerseits
ist er unterdrückt, unterliegt er der Ausbeutung. Er wird unwillkürlich
zum Kampf gedrängt gegen eine solche Lage, zum Kampf für die Demo-
kratie, zu der Idee einer Abschaffung der Ausbeutung. Anderseits ist er
ein Kleinbesitzer. Im Bauern lebt der Instinkt des Eigentümers - wenn
nicht eines Eigentümers von heute, so doch des Eigentümers von morgen.
Dieser Besitzer-, dieser Eigentümerinstinkt stößt den Bauern vom Prole-
tariat ab, er läßt ihn davon träumen und danach streben, zu etwas zu
kommen, selber ein Bourgeois zu werden, sich gegen die ganze Gesell-
schaft abzukapseln auf seinem eigenen Fetzen Land, auf seinem eigenen,
wie Marx grimmig sagte, Misthaufen152.

Schwankungen der Bauernschaft und der demokratischen Bauernpar-
teien sind unvermeidlich. Und darum darf die Sozialdemokratie sich auch
nicht eine Minute in Verwirrung bringen lassen durch die Furcht, sich
von derartigen Schwankungen zu isolieren. Jedesmal wenn die Trudo-
wiki Kleinmütigkeit an den Tag legen und den Liberalen nachlaufen,
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müssen wir furchtlos und mit voller Festigkeit gegen die Trudowiki auf-
treten, müssen die kleinbürgerliche Inkonsequenz und Schlaffheit ent-
larven und geißeln.

Unsere Revolution macht schwere Zeiten durch. Es bedarf aller Wil-
lenskraft, aller Prinzipienfestigkeit und Standhaftigkeit der einigen prole-
tarischen Partei, um den Stimmungen des Unglaubens, des Rückgangs der
Kräfte, der Gleichgültigkeit, des Verzichts auf den Kampf widerstehen zu
können. Das Kleinbürgertum wird stets und unausbleiblich am leichtesten
derartigen Stimmungen nachgeben, es wird Charakterlosigkeit an den Tag
legen, dem revolutionären Weg untreu werden, flennen und Buße tun. Und
in allen derartigen Fällen wird sich die Arbeiterpartei von der schwanken-
den kleinbürgerlichen Demokratie isolieren. In allen derartigen Fällen
muß man verstehen, selbst von der Dumatribüne herab die unbestän-
digen Demokraten offen zu entlarven. „Bauern!" müssen wir in der Duma
unter solchen Umständen sagen, „Bauern! wißt, daß eure Vertreter euch
verraten, denn sie lassen sich von den liberalen Gutsherren ins Schlepp-
tau nehmen. Eure Dumadeputierten verraten die Sache der Bauernschaft
an die liberalen Schwätzer und Advokaten." Sollen die Bauern wissen
- wir müssen es ihnen an Hand von Tatsachen beweisen - , daß nur die
Arbeiterpartei eine wirklich zuverlässige, rückhaltlos treue Verteidigerin
der Interessen nicht nur des Sozialismus, sondern auch der Demokratie
ist, nicht nur die aller Werktätigen und Ausgebeuteten, sondern auch die
der gesamten gegen die fronherrliche Ausbeutung kämpfenden Bauern-
masse.

Wenn wir standhaft und unbeugsam eine solche Politik betreiben,
dann gewinnen wir aus unserer Revolution ein gewaltiges Material für
die Sache der Klassenentwicklung des Proletariats, gewinnen es unter
allen Umständen, welche Wechselfälle des Schicksals wir auch zu ertra-
gen haben werden, welche Niederlagen der Revolution (unter sich be-
sonders ungünstig gestaltenden Umständen) auch unser Los sein mögen.
Eine feste proletarische Politik wird der ganzen Arbeiterklasse einen
solchen Vorrat an Ideen, ein so klares Verständnis und eine solche Stand-
haftigkeit im Kampf geben, daß nichts in der Welt stark genug sein wird,
sie der Sozialdemokratie wieder zu nehmen. Selbst wenn die Revolution
eine Niederlage erleiden sollte - das Proletariat wird vor allen Dingen
die ökonomischen Klassengrundlagen sowohl der liberalen als auch, der
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demokratischen Parteien verstehen lernen, und dann wird es lernen, den
Verrat der Bourgeoisie zu hassen und die Schlaffheit und die Schwan-
kungen des Kleinbürgertums zu verachten.

Und gerade mit einem solchen Wissensschatz, gerade mit einer solchen
Denkfähigkeit wird das Proletariat einmütiger und kühner der neuen,
der sozialistischen Revolution entgegenschreiten. ( B e i f a l l d e r B o 1 -
s c h e w i k i u n d d e s Z e n t r u m s . )
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SCHLUSSWORT ZUM REFERAT ÜBER DIE,STELLUNG
ZU DEN BÜRGERLICHEN PARTEIEN

14. (27.) MAI

Ich möchte mit der hier angeschnittenen Frage nach der Haltung der
polnischen Delegation beginnen. Den pohlischen Genossen wurde - be-
sonders von den Bundisten — der Vorwurf gemacht, sie seien inkonse-
quent, da sie sich mit unserer Resolution einverstanden erklärt haben, die
sie doch selber in der Kommission als unbefriedigend bezeichneten. Der-
artige Vorwürfe beruhen auf einem sehr einfachen Kniff: man umgeht
das Wesen der Fragen, vor denen beim vorliegenden Punkt der Tages-
ordnung der Parteitag steht. Wer dieses Wesen der Frage nicht umgehen
will, der wird leicht sehen, daß wir Bolschewiki in den beiden wichtigsten
Fragen mit den Polen immer übereingestimmt haben und auch jetzt über-
einstimmen. Erstens stimmen wir darin überein, daß im Interesse der so-
zialistischen Aufgaben des Proletariats seine klassenmäßige Sonderstel-
lung gegenüber allen übrigen, bürgerlichen Parteien unbedingt notwendig
ist, wie revolutionär diese auch sein mögen, für welche demokratische
Republik sie auch eintreten mögen. Zweitens stimmen wir darin überein,
daß wir es als Recht und als Pflicht der Arbeiterpartei erkennen, die
kleinbürgerlichen demokratischen Parteien einschließlich der bäuerlichen
hinter sich zu bringen zum Kampf nicht nur gegen die Selbstherrschaft,
sondern auch gegen die verräterische liberale Bourgeoisie.

In der dem Parteitag von den pohlischen Genossen unterbreiteten Re-
solution zum Rechenschaftsbericht der sozialdemokratischen Dumafrak-
tion kommen diese Gedanken oder Grundsätze mit vollster Klarheit zum
Ausdruck. Dort wird direkt gesprochen von der klassenmäßigen Sonder-
stellung gegenüber allen Parteien bis zu den Sozialrevolutionären. Dort
wird direkt gesprochen von der Möglichkeit und Notwendigkeit gemein-
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samer Aktionen der Sozialdemokraten mit den Trudowikigruppen gegen
die Liberalen. Und das ist gerade das, was man bei uns in Rußland
Linksblock oder Linksblockpolitik nennt.

Hieraus ist ersichtlich, daß die Polen und wir in den grundlegenden
Punkten der Frage nach der Stellung zu den bürgerlichen Parteien wirk-
lich solidarisch sind. Das bestreiten und von einer Widersprüchlichkeit im
Verhalten der Polen sprechen heißt einer direkten Erörterung der prin-
zipiellen Meinungsverschiedenheit ausweichen.

Die sozialistische Sonderstellung des Proletariats gegenüber allen,
selbst den revolutionärsten und republikanischsten Parteien, ferner die
Führerrolle des Proletariats im Kampf der gesamten revolutionären De-
mokratie in der gegenwärtigen Revolution - wer könnte etwa bestreiten,
daß eben das die grundlegenden und leitenden Ideen sowohl der polni-
schen als auch der bolschewistischen Resolution sind?

Ein paar Worte über Trotzki. Auf unsere Meinungsverschiedenheiten
mit ihm hier näher einzugehen habe ich keine Zeit. Bemerken will ich
nur, daß Trotzki sich in dem Büchlein „Zur Verteidigung der Partei" in
gedruckter Form solidarisch erklärt hat mit Kautsky, der über die öko-
nomische Interessengemeinschaft des Proletariats und der Bauernschaft
in der gegenwärtigen Revolution in Rußland schrieb. Trotzki hat die Zu-
lässigkeit und Zweckmäßigkeit eines Linksblocks gegen die liberale Bour-
geoisie anerkannt. Für mich genügen diese Tatsachen, um anzuerkennen,
daß Trotzki sich unseren Ansichten genähert hat. Unabhängig von der
Frage der „permanenten Revolution" herrscht hier Solidarität in den
grundlegenden Punkten der Frage nach der Stellung zu den bürgerlichen
Parteien.

Genosse Liber machte mir sehr energisch den Vorwurf, ich striche
sogar die Trudowiki aus der Zahl der bürgerlich-demokratischen Ver-
bündeten des Proletariats. Liber hat sich hier wiederum von einer Phrase
hinreißen lassen, dem Wesen des Streits aber keine Aufmerksamkeit ge-
schenkt. Nicht vom Verzicht auf gemeinsame Aktionen mit den Trudo-
wiki habe ich gesprochen, sondern von der Notwendigkeit, sich von den
Sdbwarik.un.gen der Trudowiki zu differenzieren. Man darf keine Angst
haben, sich von ihnen zu „isolieren", wenn sie geneigt sind, den Kadetten
nachzulaufen. Man muß die Trudowiki schonungslos entlarven, wenn sie
nicht auf dem konsequenten Standpunkt eines revolutionären Demokra-
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ten stehen. Von zwei Dingen eins, Gen. Liber: Entweder macht die Ar-
beiterpartei wirklich eine selbständige proletarische Politik - dann lassen
wir gemeinsame Aktionen mit einem Teil der Bourgeoisie nur dann zu,
wenn er, dieser Teil, unsere Politik annimmt, und nicht umgekehrt. Oder
unsere Reden von der Selbständigkeit des proletarischen Klassenkampfes
bleiben leere Worte.

Ebenso wie Liber umging auch Plechanow das Wesen des Streits, nur
auf eine andere Manier. Plechanow sprach von Rosa Luxemburg und
stellte sie dar wie eine Madonna, die auf Wolken thront. Was soll man
da sagen! Eine elegante, galante, effektvolle Polemik . . . Dennoch möchte
ich Plechanow fragen: Madonna hin, Madonna her, aber wie denken
Sie denn nun über das Wesen der Frage? ( B e i f a l l d e s Z e n -
t r u m s u n d d e r B o l s c h e w i k i . ) Es ist doch schlecht, wenn man
einer Madonna bedarf, um einer sachlichen Untersuchung der Frage aus-
zuweichen. Madonna hin, Madonna her, aber was machen wir mit der
„machtvollkommenen Duma"? Was ist das? Hat das irgend etwas mit
dem Marxismus oder der selbständigen Politik des Proletariats zu tun?

„Abkommen von Fall zu Fall", sagen uns in verschiedenen Tonarten
sowohl Liber als auch Plechanow. Das ist eine sehr bequeme Formel.
Aber sie ist absolut prinzipienlos. Sie ist absolut ohne jeden Inhalt. Denn
auch wir, Genossen, halten doch in bestimmten Fällen Abkommen mit
den Trudowiki ebenfalls nur von Fall zu Fall, ausschließlich von Fall zu

' Fall, für zulässig. Wir werden diese Worte gern auch in unsere Resolu-
tion setzen.

Nicht darin besteht doch die Frage. Die Frage ist die, weldhe gemein-
samen Aktionen von Fall zu Fall zulässig sind, mit wem, zu welchem
Zweck! Diese wesentlichen Fragen hat sowohl Plechanow mit seinen
galanten Geistreicheleien als anch Liber mit seinem hohlen Pathos ver-
tuscht und verdunkelt. Es ist jedoch keine theoretische, sondern eine
äußerst aktuelle praktische Frage. Wir haben in der Praxis gesehen, was
die vielberühmten Abkommen von Fall zu Fall, die vielgepriesenen
„technischen" Abkommen bei den Menschewiki bedeuten! Sie bedeuten
eine Politik der Abhängigkeit der Arbeiterklasse von den Liberalen -
nichts weiter. „Von Fall zu Fall" - das ist ein schlechter Deckmantel die-
ser opportunistischen Politik
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Plechanow führte Zitate aus Werken von Marx an über die Notwen-
digkeit einer Unterstützung der Bourgeoisie. Er hätte lieber Zitate aus
der „Neuen Rheinischen Zeitung" anführen sollen, hätte lieber nicht ver-
gessen sollen, auf welche Weise Marx die Liberalen in der Epoche
„unterstützte", in der die bürgerliche Revolution in Deutschland in voll-
stem Gang war. Und man braucht auch überhaupt nicht so weit zurück-
zugehen, um zu beweisen, was unbestreitbar ist. Auch die alte „Iskra"
hat wiederholt über die Notwendigkeit einer Unterstützung der Libe-
ralen - sogar der Adelsmarschälle - durch die Sozialdemokratische Ar-
beiterpartei geschrieben. In der Periode vor der bürgerlichen Revolution,
als die Sozialdemokratie das Volk erst zum politischen Leben erwecken
mußte, war das durchaus berechtigt. Jetzt, wo schon die verschiedenen
Klassen die Bühne betreten haben, wo einerseits die revolutionäre Bauern-
bewegung und anderseits der Verrat der Liberalen in Erscheinung ge-
treten sind - jetzt kann keine Rede mehr davon sein, daß wir die Libe-
ralen unterstützen sollten. Wir alle sind uns darüber einig, daß die
Sozialdemokraten heute die Konfiskation des gutsherrlichen Bodens for-
dern müssen, wie aber stellen sich dazu die Liberalen?

Plechanow sagte: Alle einigermaßen progressiven Klassen müssen zum
Werkzeug in den Händen des Proletariats werden. Ich zweifle nicht, daß
das der Wunsch Plechanows ist. Aber ich behaupte, daß sich praktisch
aus der menschewistischen Politik durchaus nicht dies, sondern etwas
Umgekehrtes ergibt. Praktisch waren im Laufe des vergangenen Jahres,
zur Zeit der sogenannten Unterstützung der Kadetten durch die Men-
schewiki, in allen Fällen gerade die Menschewiki ein Werkzeug der Kadet-
ten. So war es sowohl bei der Unterstützung der Forderung nach einem
Dumakabinett als auch zur Zeit der WahTblocks mit den Kadetten. Die
Erfahrung hat gezeigt, daß in diesen Fällen das Werkzeug gerade das
Proletariat war, entgegen den „Wünschen" Plechanows und der anderen
Menschewiki. Ich rede schon gar nicht von der „machtvollkommenen
Duma" und von der Stimmabgabe für Golowin.

Man muß mit aller Bestimmtheit konstatieren, daß die liberale Bour-
geoisie einen konterrevolutionären Weg eingeschlagen hat, und sie be-
kämpfen. Nur dann wird die Politik der Arbeiterpartei eine selbständige
und nicht nur in Worten revolutionäre Politik sein. Nur dann werden
wir systematisch sowohl auf das Kleinbürgertum als auch auf die Bauern-
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schaft einwirken, die zwischen dem Liberalismus und dem revolutionären
Kampf hin und her schwanken.

Ganz grundlos wurde hier darüber geklagt, unsere Prämisse, daß das
Kleinbürgertum von den Liberalen betrogen wird, sei falsch. Nicht nur
unsere Revolution, sondern auch die Erfahrungen anderer Länder haben
gezeigt, daß der Liberalismus seinen Einfluß unter vielen Schichten der
Bevölkerung eben durch Betrug aufrechterhält. Der Kampf für die Befrei-
ung dieser Schichten vom Einfluß der Liberalen ist unsere unmittelbare
Aufgabe. Die deutschen Sozialdemokraten suchten z. B. in Berlin jahr-
zehntelang den Einfluß der Liberalen auf die breiten Massen der Bevöl-
kerung zunichte zu machen und haben ihn auch zunichte gemacht. Wir
können und müssen dasselbe erreichen und den Kadetten ihre demokra-
tischen Anhänger abspenstig machen.

Ich will an einem Beispiel zeigen, wohin die menschewistische Politik
einer Unterstützung der Kadetten geführt hat. In der menschewistischen
Zeitung „Russkaja Shisn" vom 22. Februar 1907 (Nr. 45) wurde in
einem nicht gezeichneten, d. h. redaktionellen Artikel anläßlich der Wahl
Golowins und seiner Rede gesagt: „Der Präsident der Reichsduma hat
die große, verantwortungsvolle Aufgabe übernommen, das Wort zu
sagen, worin sich die wichtigsten Forderungen und Nöte eines 140-Mil-
lionen-Volkes kristallisieren . . . Herr Golowin vermochte sich auch nicht
für einen Augenblick über das Niveau eines Mitglieds der Kadettenpartei
zu erheben, zum Verkünder des Willens der ganzen Duma zu werden."
Sehen Sie, wie aufschlußreich das ist? Aus einer einfachen Unterstützung
durch Stimmabgabe leiten die Menschewiki die verantwortungsvolle Auf-
gabe des Liberalen ab - im Namen des „Volkes" zu sprechen. Das heißt
geradezu die ideologisch-politische Führung dem Liberalismus überlassen.
Es heißt den Klassenstandpunkt völlig aufgeben. Und ich sage Ihnen:
Wenn es nach Abschluß des Linksblocks irgendeinem Sozialdemokraten
in den Sinn gekommen wäre, darüber zu schreiben, es sei die verantwor-
tungsvolle Aufgabe des Trudowiks, die Bedürfnisse der „Arbeit" zum
Ausdruck zu bringen, dann hätte ich die entschiedene Verurteilung eines
solchen Sozialdemokraten vorbehaltlos unterschrieben. Es handelt sich
bei den Menschewiki um einen ideologischen Block mit den Kadetten,
und auf derartige Blocks dürfen wir uns mit niemand, nicht einmal mit
den Sozialrevolutionären, einlassen.
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Nebenbei, Martynow hat behauptet, wir sänken zu einem solchen Block
hinab, wenn wir von allem Land und voller Freiheit sprechen. Das stimmt
nicht. Ich erinnere Sie an den menschewistischen „Sozialdemokrat". Dort,
in dem vom Zentralkomitee verfaßten Entwurf einer Wahlplattform, fin-
den wir dieselben Losungen von Land und Freiheit! Martynows Worte
sind nichts weiter als Nörgelei.

Zum Schluß möchte ich einige Worte an die polnischen Genossen rich-
ten. Vielleicht hatten einige von ihnen den Eindruck, eine genaue Cha-
rakteristik der kleinbürgerlichen Parteien sei unnötig. Der zugespitztere
Klassenkampf in Polen macht das vielleicht überflüssig. Für die russischen
Sozialdemokraten aber ist das notwendig. Eine genaue Untersuchung
des Klassencharakters der Trudowikiparteien ist außerordentlich wichtig
für die Anleitung der gesamten Propaganda und Agitation. Nur wenn
wir von einer Klassenanalyse der Parteien ausgehen, können wir mit
voller Bestimmtheit vor der ganzen Arbeiterklasse unsere taktische Auf-
gabe stellen: sozialistische Sonderstellung des Proletariats als Klasse und
Kampf unter seiner Führung sowohl gegen die Selbstherrschaft als auch
gegen die verräterische Bourgeoisie. ( B e i f a l l d e r B o l s c h e w i k i
a n d d e s Z e n t r u m s . )
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8

REDE ÜBER DIE STELLUNG
ZUM POLNISCHEN ENTWURF DER RESOLUTION

OBER DIE BÜRGERLICHEN PARTEIEN
15. (28.) MAI

Die voraufgegangene Rede wird Ihnen gezeigt haben, wie berechtigt
die Worte des Genossen Popow über die Fruchtlosigkeit der gegenwär-
tigen Debatte waren. Von der vollständigen Prinzipienlosigkeit der Rede
Libers haben Sie sich selbst überzeugt. Ich erinnere nur daran, daß in
unserer erfolglosen Kommission 4 Mensdbewiki, i Bundist und 2 Polen
gegen uns und die Letten dafür stimmten, den polnischen Entwurf als
Grundlage anzunehmen.

Also wurde in der Kommission der polnische Entwurf von denjenigen
als Grundlage angenommen, die im Prinzip den Polen am fernsten stan-
den. Sie taten das, um Abänderungen im menschewistischen Geist in den
Entwurf hineinzubringen, um die Resolution für ihre Verfasser unan-
nehmbar zu machen! Liber selbst stimmte sowohl in diesem Fall mit den
Menschewiki ( L i b e r : „Das ist nicht wahr!") als auch bei der Abstim-
mung über die Zulässigkeit von Blocks mit den Kadetten. Hiernach sind
seine pathetischen Reden über Prinzipien geradezu lächerlich.

Ich verstehe die Polen durchaus, wenn sie sich dafür einsetzten, daß ihr
Entwurf als Grundlage angenommen werden sollte. Ihnen erschienen die
Einzelheiten unserer Resolution unnötig. Sie wollten sich auf zwei grund-
legende und uns wirklich mit ihnen verbindende Prinzipien beschränken:
1. klassenmäßige Sonderstellung des Proletariats in allem, was den Sozia-
lismus betrifft, gegenüber allen bürgerlichen Parteien; 2. Zusammenfas-
sung der gemeinsamen Aktionen der Sozialdemokraten und der klein-
bürgerlichen Demokratie gegen den verräterischen Liberalismus. Diese
beiden Ideen ziehen sich wie ein roter Faden auch durch den bolsche-
wistischen Entwurf. Die Kürze des polnischen Entwurfs aber ließ zuviel
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Raum für menschewistische Schlupflöcher. Durch ihre Zusätze zwangen
die Menschewiki die Verfasser selbst, gegen ihren eigenen Entwurf als
Ganzes zu stimmen. Und zur gleichen Zeit wagten es weder die Men-
schewiki noch die Bundisten, den von ihnen auf solche Weise „korrigier-
ten" polnischen Entwurf selbst zu verteidigen. Es kam zum völligen
Fiasko der Arbeit der gesamten Kommission.

Jetzt bleibt uns allen überhaupt und den polnischen Genossen im beson-
deren nur eins übrig: zu versuchen, den bolschewistischen Entwurf als
Grundlage zu nehmen. Falls auch zu diesem Entwurf unannehmbare
Abänderungen beantragt werden, wird man den Parteitag für arbeits-
unfähig erklären müssen. Möglicherweise aber wird es gelingen, auf der
Grundlage dieses Entwurfs, der alle Grundtypen der Parteien genau ana-
lysiert, einen Beschluß zu erzielen, der genügend bestimmt im Geist der
revolutionären Sozialdemokratie gehalten ist.

Gegen unseren Entwurf wendet man ein, er zeichne ein zu sehr ins
einzelne gehendes Bild der Parteien. Die Parteien könnten sich doch spal-
ten, sich umgruppieren, und dann wäre die ganze Resolution unbrauchbar.

Dieser Einwand ist absolut nicht stichhaltig. In unserem Entwurf wer-
den eben keineswegs kleine Gruppen, ja nicht einmal einzelne Parteien,
sondern große Parteiengruppen skizziert. Diese Gruppen sind so groß,
daß eine schnelle Änderung der Wechselbeziehungen zwischen ihnen
weitaus weniger möglich ist als die völlige Ablösung einer revolutionären
Flaute durch einen Aufschwung oder umgekehrt. Man nehme diese Grup-
pen und betrachte sie näher. Eine reaktionäre und eine mehr oder minder
progressive Bourgeoisie — das sind die unveränderlichen Typen aller kapi-
talistischen Länder. Zu diesen- beiden unveränderlichen Typen kommen
bei uns lediglich zwei Typen hinzu: die Oktobristen (ein Mittelding zwi-
schen Schwarzhundertern und Liberalen) und die Trudowikigruppen.
Können sich diese Typen schnell ändern? Sie können es nicht, wenn nicht
unsere Revolution eine so radikale Wendung nimmt, daß sie uns ohnehin
und auf jeden Fall zwingt, nicht nur unsere Parteitagsresolutionen, son-
dern sogar unser Programm radikal zu revidieren.

Man denke an unsere programmatische Forderung nach Konfiskation
des gesamten gutsherrlichen Bodens. Niemals könnten die Sozialdemo-
kraten in irgendeinem anderen Land die Konfiskationsgelüste des Klein-
bürgertums unterstützen. Das wäre in einem gewöhnlichen kapitali-
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stischen Land Scharlatanerie. Bei uns, in der Epoche der bürgerlich-demo-
kratischen Revolution, ist es eine Notwendigkeit. Und man kann sich
dafür verbürgen, daß die Grundfragen in der Einschätzung der Trudo-
wikiparteien nicht früher revidiert werden müssen als unsere Programm-
forderung nach Konfiskation.

Ich weise noch darauf hin, daß wir, zwecks Vermeidung aller möglichen
Mißverständnisse und falschen Deutungen des Linksblocks, den Inhalt
des Kampfes der Trudowikiparteien genau angeben. In Wirklichkeit
kämpfen sie nicht* gegen die Ausbeutung überhaupt (wie es ihnen selber
scheint) und erst recht nicht gegen die kapitalistische Ausbeutung (wie
ihre Ideologen die Sache darstellen), sondern nur gegen den Leibeigen-
schaftsstaat und den gutsherrlichen Grundbesitz. Und der genaue Nach-
weis dieses wirklichen Inhalts des Kampfes räumt sofort auf mit allen
den falschen Gedanken an die Möglichkeit gemeinsamer Aktionen der
Arbeiterpartei und der Bauernschaft im Kampf für den Sozialismus, im
Kampf gegen den Kapitalismus.

Außerdem sprechen wir in unserer Resolution klar von dem „pseudo-
sozialistischen Charakter" der Trudowikiparteien, wir rufen zum ent-
schiedenen Kampf auf gegen die Vertuschung des Klassengegensatzes
zwischen Kleinbesitzer und Proletarier. Wir rufen dazu auf, die nebel-
hafte sozialistische Ideologie der Kleinbürger zu entlarven. Das muß von
den kleinbürgerlichen Parteien unbedingt gesagt werden. Aber das ist
auch alle s, was gesagt werden muß. Die Menschewiki haben von
Grund aus unrecht, wenn sie dem den Kampf gegen den Revolutionismus
und Utopismus der Bauernschaft in der gegenwärtigen Revolution hinzu-
fügen. Eben das ergibt sich aus ihrer Resolution. Ein derartiger Gedanke
aber läuft objektiv darauf hinaus, zum Kampf gegen die K o n / i s -
kation des gutsherrlichen Bodens aufzurufen. Darauf läuft die Sache
deshalb hinaus, weil die einflußreichsten und am weitesten verbreiteten
ideologisch-politischen Strömungen des Liberalismus gerade die Konfis-
kation für Revolutionismus, Utopismus usw. erklären. Nicht zufällig,
sondern zwangsläufig gerieten die Menschewiki im vergangenen Jahr von
derartigen Prinzipien her auf den Abweg, in der Praxis die Verfechtung
der Konfiskation abzulehnen.

Dazu dürfen Sie es nicht kommen lassen, Genossen! Dan spöttelte in
einer seiner Reden: Schlecht sind unsere Kritiker, wenn sie uns vor allem



V. Parteitag der SVJPR 481

für das kritisieren, was wir nicht getan haben. Wir hatten lediglich die
Absicht, die Konfiskation abzulehnen, haben sie jedoch nicht abgelehnt!

Ich aber antworte darauf: Wenn Sie sie abgelehnt hätten, dann hätten
wir schon keine einheitliche Partei mehr. Zu solchen Ablehnungen dür-
fen wir es nicht kommen lassen. Wenn wir auch nur die leiseste Spur
eines Gedankens an eine solche Politik zulassen, dann bringen wir alle
revolutionären Grundlagen des selbständigen Klassenkampfes des Pro-
letariats in der bürgerlich-demokratischen Revolution ins Wanken. ( B e i -
f a l l b e i d e n B o l s c h e w i k i , d e n P o l e n u n d d e n L e t -
ten.)

31 Lenin, Werke, Bd. 12



482 W.l Lenin

EINWÄNDE GEGEN DIE ABÄNDERUNGSANTRÄGE
TROTZKIS ZU DER VOM PARTEITAG

ANGENOMMENEN RESOLUTION DER BOLSCHEWIKI
OBER DIE STELLUNG ZU DEN BÜRGERLICHEN •>

PARTEIEN
15.-16. (28.-29.) MAI1«

I

Zwei Punkte sind hier wichtig. Sie dürfen nicht gestrichen werden.
Der erste Punkt ist der Hinweis auf die ökonomisch progressiveren
Schichten der Bourgeoisie. Das ist wesentlich. Noch wesentlicher ist der
Hinweis auf die bürgerliche Intelligenz. In den bürgerlichen Parteien
steigt die Zahl der bürgerlichen Intellektuellen, die die Gutsbesitzer,
die Fronherren, mit der werktätigen Bauernschaft zu versöhnen suchen
und für die Erhaltung aller möglichen Überreste und Überbleibsel der
Selbstherrschaft eintreten.

II

Daß Trotzkis Abänderungsantrag kein menschewistischer ist, daß er
„denselben", d. h. den bolschewistischen Gedanken zum Ausdruck bringt,
muß man zugeben. Aber dieser Gedanke ist bei Trotzki wohl kaum bes-
ser ausgedrückt. Wenn wir „gleichzeitig" sagen, dann bringen wir den
dllgemeinen Charakter der gegenwärtigen Politik zum Ausdruck. Dieser
allgemeine Charakter ist zweifellos so, daß wir durch die Umstände ver-
anlaßt werden, uns zugleich sowohl gegen Stolypin als auch gegen die
Kadetten zu wenden. Das gleiche gilt in bezug auf die verräterische Politik
der Kadetten. Trotzkis Einfügung ist überflüssig, denn wir greifen in der
Resolution keine vereinzelten kniffligen Fälle heraus, sondern legen die
Grundlinie der Sozialdemokratie in der bürgerlichen russischen Revolu-
tion fest.
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10

EINWÄNDE GEGEN DIE ABÄNDERUNGSANTRÄGE
MARTOWS ZUR RESOLUTION DER BOLSCHEWIKI

ÜBER DIE STELLUNG ZU DEN BüiRGERLICHEN
PARTEIEN

16. (29.) MAI154

Alle verstehen, daß der Abänderungsantrag Martows sehr wichtig ist.
„Technische Abkommen" sind ein sehr dehnbarer Begriff. Es hat sich ge-
zeigt, daß man zur „Technik" auch die „machtvollkommene Duma"
rechnet. Wenn Martow der Meinung ist, wir verständen unter Abkom-
men mit den Trudowiki keine technischen, dann irrt er sich. In unserer
Resolution wird nicht gesagt, daß technische Abkommen mit der Hbe-
ralen Bourgeoisie, unzulässig wären. In der Resolution soll kein Platz
sein für Genehmigungen oder Verbote, sondern es soll die ideologische,
politische Linie gewiesen werden. Wenn Sie aber mit diesem Fehlen eines
Verbots nicht zufrieden sind und Ihre Bemerkung über „Genehmigung"
hineinbringen wollen, dann machen Sie damit den ganzen Geist, den
ganzen Sinn unserer Resolution zunichte. Und wenn eine solche Korrek-
tur angenommen werden sollte, dann bliebe uns nur eins übrig - unsere
Resolution zurückzuziehen.

II

Wenn Martow sich zu der Behauptung versteigt, wir lehnten es ab, in
unserer Resolution den Antagonismus zwischen uns und den revolutio-
nären Volkstümlern irgendwie zu erwähnen, dann schlägt er durch diese
augenscheinliche, himmelschreiende Unwahrheit sich selbst ins Gesicht
und zeigt, daß er seine Abänderung einfach aus der Luft gegriffen hat.
Nein, nicht wir haben den Kampf gegen den PseudoSozialismus der Volks-

31*
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tümler abgelehnt, sondern Sie, Genossen Menschewiki, haben es abge-
lehnt, die revolutionäre Demokratie zu unterstützen, und haben die
liberalen (die Kadetten) vorgezogen. Die Mehrheit der volkstümleri-
schen Fraktionen (die Volkssozialisten und die Tnidowiki) hat sich nicht
nur speziell dem Terrorismus der Sozialrevolutionäre nicht angeschlos-
sen, sondern sich im Gegenteil der Nachgiebigkeit gegenüber den Libe-
ralen schuldig gemacht. Der wirkliche revolutionäre Geist aller Volks-
tümler besteht in ihrem Bestreben, den gutsherrlichen Grundbesitz zu
liquidieren. "Darin sehen nur Liberale „Abenteurertum und Utopismus".
Praktisdh hilft Martow den Liberalen.
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EINWÄNDE GEGEN DIE ABÄNDERUNGSANTRÄGE
MARTYNOWS ZUR RESOLUTION ÜBER DIE

STELLUNG ZU DEN BÜRGERLICHEN PARTEIEN
16. (29.) MAI

I

Mit dem Abänderungsantrag Martynows wird von neuem versucht, die
menschewistische Ansicht durchzusetzen, daß in der jetzigen Revolution
die Bauern reaktionärer seien (oder reaktionärer sein könnten) als die
Kadetten, denn von dem reaktionären Charakter der Kadetten sagen die
Menschewiki kein Wort. Die Argumentation Martynows stiftet Verwir-
rung: die Zwiespältigkeit besteht nicht darin, daß die Bauern zwischen
Revolution und Reaktion schwanken, sondern darin, daß sie zwischen
Kadetten und Sozialdemokraten schwanken. Die „anarchistischen Ten-
denzen", von denen Martynow spricht, werden die Menschewiki unwei-
gerlich und unausbleiblich im Sinne ihrer Lieblingsidee auslegen, die Kon-
fiskation des gutsherrlichen Bodens sei reaktionär, der Loskauf aber fort-
schrittlich. „Anarchistische Tendenzen" der Bauern - das ist eine Rede-
wendung der liberalen Gutsbesitzer. Und davon zu sprechen, daß die
proletarische Bewegung der bäuerlichen untergeordnet werde, ist lächer-
lich, nachdem wir Dutzende Male das Gegenteil erklärt und es in Reso-
lutionen zum Ausdruck gebracht haben.

II

Zweifellos würden wir uns als Sozialdemokraten zum Gespött machen,
wenn wir den Abänderungsantrag Martynows annähmen. Von entschie-
denem Kampf gegen den Leibeigenschaftsstaat wird bei uns schon zu
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Anfang der Resolution gesprochen. Jetzt muß die politische Schluß-
folgerung aus dieser sozial-ökonomischen These gezogen werden. Unsere
Aufgabe besteht darin, dem Einfluß derjenigen Bourgeois, die zu diesem
entschlossenen Kampf unfähig sind (dem Einfluß der liberalen Guts-
besitzer, der Kadetten), den Teil der Bourgeoisie zu entreißen, der durch
seine ökonomische Lage zum Kampf gedrängt wird (d. h. die Bauern-
schaft). Martynow schlägt vor, zum Schluß das am Anfang Gesagte zu
wiederholen, um die klare politische Schlußfolgerung zu vertuschen.
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12

BERICHT DER KOMMISSION ZUR AUSARBEITUNG
DER RESOLUTION ÜBER DIE REICHSDUMA

18. (31.) MAI

Unsere Kommission ist zu keiner Übereinstimmung gelangt. Für den
Entwurf der Bolschewiki sprachen sich 6 aus, und 6 dagegen. Für den
Entwurf der Menschewiki 5, und 5 dagegen. Einer enthielt sich der
Stimme. Ich werde vor Ihnen also unseren bolschewistischen Entwurf
kurz zu vertreten haben, dem sich auch die polnischen Sozialdemokraten
und die Letten anschließen.

Wir sind davon ausgegangen, daß alles schon in der Resolution über
die bürgerlichen Parteien Gesagte aus der Resolution über die Reichs-
duma fortbleiben muß, denn der Dumakampf ist lediglich ein Teil - und
nicht einmal der Hauptteil - unseres gesamten Kampfes gegen die bür-
gerlichen Parteien und die Selbstherrschaft.

In der vorliegenden Resolution sprechen wir lediglich davon, wie
unsere Politik in der Duma beschaffen sein soll. Was die Einschätzung
der Umstände anbetrifft, unter denen wir in die Duma gelangt sind, so
haben wir diesen Teil der Resolution - den Punkt über den Boykott -
aus folgenden Gründen gestrichen. Mir persönlich und ebenso allen an-
dern Bolschewiki scheint es, daß wir in Anbetracht der von der gesamten
liberalen Presse eingenommenen Haltung eine Einschätzung der Um-
stände hätten geben müssen, unter denen wir in die Duma gekommen
sind. Die Arbeiterpartei ist verpflichtet, gegen die ganze liberale Bour-
geoisie zu erklären, daß gerade der bürgerliche Verrat die Schuld daran
trägt, daß wir zeitweilig mit einer solchen Mißgeburt von Körperschaft
rechnen müssen. Aber die lettischen Genossen waren gegen diesen Punkt,
und um die schnelle Beendigung der Arbeit nicht zu behindern (denn wir
müssen eilen, um den Parteitag, wie beschlossen, morgen zu beenden),
zogen wir diesen Punkt zurück. Der Wille des Parteitags ist ohnehin klar,
und prinzipielle Debatten zu führen gestattet uns der Zeitmangel nicht.
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Ich will auf die Grundgedanken unserer Resolution eingehen. Im
wesentlichen ist das alles eine Wiederholung dessen, was schon in unse-
rem Resolutionsentwurf auf dem Stockholmer Parteitag gesagt war. Im
ersten Punkt wird die völlige Untauglichkeit der Duma als solcher her-
vorgehoben. Das ist ein notwendiger Gedanke, denn sehr breite Schichten
der Bauernschaft und überhaupt des Kleinbürgertums setzen bis auf den
heutigen Tag die naivsten Hoffnungen auf die Duma. Die Entlarvung
dieser naiven, von den Liberalen im Interesse ihrer eigennützigen Klas-
senziele genährten Illusionen ist unsere direkte Pflicht.

Der zweite Teil des ersten Punktes spricht von der Untauglichkeit des
parlamentarischen Weges überhaupt und von der Klarstellung der Un-
vermeidlichkeit des offenen Kampfes der Massen. Hier werden unsere
positiven Ansichten darüber entwickelt, mit welchen Mitteln man einen
Ausweg aus der gegenwärtigen Lage finden kann. Das hervorheben und
unsere revolutionären Losungen klipp und klar wiederholen müssen wir
unbedingt, denn Schaukeleien und Schwankungen in dieser Frage sind
sogar unter den Sozialdemokraten keine Seltenheit. Mögen alle wissen,
daß die Sozialdemokratie auf ihrem alten, revolutionären Wege bleibt.
- Der zweite Punkt befaßt sich mit der Klärung des Verhältnisses zwi-
schen der unmittelbar „gesetzgeberischen" Arbeit in der Duma und der
Agitation, Kritik, Propaganda und Organisation. Über die Verbindung
der Dumaarbeit mit der Arbeit außerhalb der Duma denkt die Arbeiter-
partei durchaus nicht so wie die liberale Bourgeoisie. Dieser grundlegende
Unterschied der Anschauungen muß unterstrichen werden. Auf der einen
Seite die bürgerlichen Politikaster, berauscht vom parlamentarischen Spiel
hinter dem Rücken des Volkes. Auf der anderen Seite ein Kampftrupp
des organisierten Proletariats, der ins feindliche Lager entsandt worden
ist und einmütige Arbeit leistet in Verbindung mit dem ganzen Kampf
des Proletariats. Für uns gibt es nur eine einzige, einheitliche und unteil-
bare Arbeiterbewegung, den Klassenkampf des Proletariats. Diesem
Kampf müssen wir alle seine einzelnen Teilformen einschließlich der par-
lamentarischen restlos unterordnen. Der Kampf des Proletariats außer-
halb der Duma ist für uns das Bestimmende. Es würde nicht genügen,
zu sagen, wir rechneten mit den ökonomischen Interessen und Bedürf-
nissen der Massen usw. Derartige Phrasen (im Geist der alten menschewi-
stischen Resolution) sind nebelhaft und können von jedem beliebigen
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Liberalen unterschrieben werden. Jeder Liberale ist bereit, von ökono-
mischen Bedürfnissen des Volkes schlechthin zu sprechen. Aber kein Libe-
raler wird die Dumatätigkeit dem 'Klassenkampf unterordnen, und gerade
diese Ansicht müssen wir Sozialdemokraten mit größter Prägnanz zum
Ausdruck bringen. Nur durch dieses Prinzip unterscheiden wir uns eben
praktisch von all und jeder bürgerlichen Demokratie.

Man erklärt zuweilen (besonders die Bundisten - die angeblichen
Versöhnler), es müsse auch das Umgekehrte hervorgehoben werden: die
Verbindung des sozialdemokratischen Kampfes außerhalb der Duma mit
der Arbeit der sozialdemokratischen Dumafraktion. Ich behaupte, daß
das nicht richtig ist und lediglich die schädlichsten parlamentarischen Illu-
sionen kultivieren könnte. Der Teil muß sich nach .dem Ganzen richten
und nicht umgekehrt. Die Duma kann zeitweise einer der Schauplätze
des Klassenkampfes in seiner Gesamtheit sein, aber nur dann, wenn die-
ses Ganze nicht aus dem Auge gelassen wird, wenn die revolutionären
Aufgaben des Klassenkampfes nicht vertuscht werden.

Der nächste Punkt unserer Resolution ist der liberalen Politik in der
Duma gewidmet. Die Losung dieser Politik - „die Duma erhalten" -
tarnt lediglich die Vereinigung der Liberalen mit den Schwarzhundertem.
Das muß man offen sagen und dem Volk klarmachen. Die liberale Losung
zersetzt systematisch das politische und das Klassenbewußtsein der Mas-
sen. Schonungsloser Kampf gegen diesen liberalen Nebel ist unsere
Pflicht. Dem Liberalismus die Maske herunterreißen, zeigen, daß sich
hinter der Phrase von Demokratie die Tatsache verbirgt, daß man zu-
sammen mit den Schwarzhundertern stimmt, heißt den bürgerlichen Ver-
rätern der Freiheit die letzten Demokraten entreißen, die ihnen noch
folgen.

Wovon müssen wir uns bei der Ausarbeitung unserer Dumapolitik
leiten lassen? Unsere Resolution, die jeden Gedanken, Konflikte um der
Konflikte willen hervorzurufen, ausschließt, gibt eine positive Definition
dessen, was im sozialdemokratischen Sinne des Wortes „zeitgemäß" ist:
man muß mit der sich außerhalb der Duma kraft objektiver Bedingungen
entwickelnden revolutionären Krise rechnen.

Der letzte Punkt ist dem berüchtigten „verantwortlichen Ministerium"
gewidmet. Diese Losung hat die liberale Bourgeoisie nicht zufällig, son-
dern zwangsläufig aufgestellt, um Augenblicke der Flaute in ihrem Inter-
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esse dazu auszunutzen, dem revolutionären Bewußtsein der Massen Ab-
bruch zu tun. Diese Losung haben die Menschewiki sowohl in der ersten
als auch in der zweiten Duma unterstützt, und Plechanow hat in einer
menschewistischen Zeitung während der zweiten Duma direkt geschrie-
ben, die Sozialdemokraten müßten diese Forderung „zu der ihren
machen". Somit hat diese Losung eine ganz bestimmte Rolle in der Ge-
schichte unserer Revolution gespielt. Die Arbeiterpartei muß ihre Stellung
zu dieser Losung festlegen. Man darf sich nicht davon leiten lassen, daß
die Liberalen sie jetzt nicht aufstellen: sie haben sie aus opportunistischen
Beweggründen zeitweilig zurückgezogen, aber der Sache nach erstreben
sie noch stärker einen Pakt mit dem Zarismus. Und die Losung eines
„Dumakabinetts" bringt diese immanenten Tendenzen des Liberalismus
zu einem Pakt am allerdeutlichsten zum Ausdruck.

Wir bestreiten nicht und können nicht bestreiten, daß sich ein Duma-
kabinert als eine Etappe der Revolution erweisen kann, und ebenso, daß
die Umstände uns zwingen könnten, es auszunutzen. Nicht darum han-
delt es sich. Die Sozialdemokratie macht sich Reformen als Nebenprodukt
des revolutionären Klassenkampfes des Proletariats zunutze, aber es ist
nicht unsere Aufgabe, das Volk zu halbschlächtigen Reformen aufzurufen,
die ohne revolutionären Kampf nicht zu verwirklichen sind. Die Sozial-
demokratie muß die ganze Inkonsequenz solcher Losungen sogar vom
rein demokratischen Standpunkt entlarven. Die Sozialdemokratie muß
dem Proletariat die Bedingungen seines Sieges klarmachen und darf ihre
Politik nicht von vornherein mit der Möglichkeit eines unvollständigen
Sieges, mit der Möglichkeit einer Teilniederlage verbinden - gerade von
dieser Art aber sind die Bedingungen der problematischen Verwirklichung
eines „Dumakabinetts".

Mögen die Liberalen die Demokratie in Scheidemünze umwechseln
und um banaler und ohnmächtiger, jämmerlicher Träume von einem
jämmerlichen Almosen willen das Ganze fortwerfen. Die Sozialdemo-
kratie muß im Volke das Bewußtsein der ungeteilten demokratischen Auf-
gaben beleben und das Proletariat zu klar erkannten revolutionären Zie-
len führen. Wir müssen das Bewußtsein der Arbeitermassen erleuchten
und ihre Kampfbereitschaft entwickeln, nicht aber das Bewußtsein trüben
durch eine Abstumpfung der Gegensätze, eine Abschwächung der Kampf-
aufgaben. ( B e i f a l l . )
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13

B E M E R K U N G E N IN DER D I S K U S S I O N ZUR FRAGE

DER STICHWAHL BEI D E N Z K - W A H L E N

19. MAI (1. JUND 1 5 5

I

Es muß eine Stichwahl vorgenommen werden. Liber hat unrecht. Seine
ganze Argumentation ist lächerliche Sophistik. Und wer entscheidet denn
über das Auslosen? Ebenfalls wir! Wir sind der Parteitag, der seine letzte
Sitzung abhält. Kompromisse kann es nicht geben. Denn dies ist ein Par-
teitag und keine Versammlung von Fraktionen. Ihr sagt, man habe uns
nur bevollmächtigt, technische und formale Fragen zu entscheiden, wir
haben aber soeben die politische Resolution über die Anleihe ange-
nommen.

n

Man wollte Sie mit schrecklichen Worten über Machtergreifung ein-
schüchtern. Aber wir sind doch bevollmächtigt, die für das ZK nominier-
ten Kandidaten in dieser Sitzung zu wählen. ( U n r u h e . ) Beruhigen Sie
sich, Genossen, Sie werden mich doch nicht überschreien! Man macht uns
den Vorwurf, wir wollten die eine Stimme ausnutzen. Ich finde, daß man
das machen kann und muß. Wir entscheiden hier über eine politische,
eine prinzipielle Frage. Die Entscheidung dieser Frage dem Los - dem
blinden Zufall - überlassen heißt Hasard spielen. Man darf doch nicht
die Partei zu einem Jahr Hasardspiel verurteilen. Ich warne Sie: wenn
bei Stimmengleichheit unsere Partei diese Frage durch das Los ent-
scheidet, fällt Ihnen die Verantwortung zu. Deshalb muß diese Versamm-
lung eine Stichwahl durchführen.
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DIE STELLUNG ZU DEN BÜRGERLICHEN PARTEIEN

Die Stellung der Sozialdemokratie zu den bürgerlichen Parteien
gehört zu den sogenannten „allgemeinen" oder „theoretischen"
Fragen, d. h. zu denen, die nicht unmittelbar mit irgendeiner bestimmten
praktischen Aufgabe verbunden sind, vor der die Partei gegenwärtig
steht. Gegen die Aufnahme solcher Fragen in die Tagesordnung des
Londoner Parteitags der SDAPR führten die Menschewiki und die Bun-
disten, die hier leider von dem fralctionslosen Trotzki unterstützt wur-
den, einen erbitterten Kampf. Der opportunistische Flügel unserer Partei
trat, wie das auch in anderen sozialdemokratischen Parteien der Fall war,
für eine „sachliche", „praktische" Tagesordnung des Parteitags ein. Er
scheute die „allgemeinen, breiteren" Fragen. Er vergaß, daß in letzter
Instanz eine umfassend prinzipielle Politik die einzige wirklich praktische
Politik ist. Er vergaß, daß jeder, der an spezielle Fragen herangeht^ ohne
vorher die allgemeinen gelöst zu haben, unweigerlich auf Schritt und
Tritt, ohne sich dessen bewußt zu sein, über diese allgemeinen Fragen
„stolpern" wird. Und wenn man in jedem einzelnen Falle blindlings über
sie stolpert, so heißt das seine Politik zu den schlimmsten Schwankungen
und zur Prinzipienlosigkeit verurteilen.

Die Bolschewiki, die darauf bestanden, eine ganze Reihe „allgemeiner
Fragen" in die Tagesordnung des Parteitags aufzunehmen, vermochten
mit Hilfe der Polen und der Letten nur eine Frage durchzukämpfen:
über die Stellung zu den bürgerlichen Parteien. Und diese Frage trat an
die Spitze nicht nur aller prinzipiellen Fragen des Parteitags, sondern
seiner gesamten Arbeit überhaupt. So kam es und so mußte es kommen,
gerade weil die wirkliche Quelle fast aller - und unbedingt aller wesent-
lichen - Meinungsverschiedenheiten, aller Divergenzen in Fragen der
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praktischen Politik des Proletariats in der russischen Revolution die ver-
schiedene Beurteilung unserer Stellung zu den nichtproletarischen Par-
teien war. Unter den Sozialdemokraten zeichneten sich in der russischen
Revolution von allem Anfang an zwei grundlegende Ansichten ab über
ihren Charakter und über die Rolle, die das Proletariat in ihr zu spielen
hat. Wer die taktischen Meinungsverschiedenheiten in der SDAPR zu
analysieren sucht, ohne auf den Unterschied dieser grundlegenden An-
sichten einzugehen, der wird sich hoffnungslos in Kleinigkeiten und Ein-
zelheiten verlieren.

I

Die beiden Strömungen in der russischen Sozialdemokratie hinsicht-
lich der Frage der Einschätzung unserer Revolution und der Aufgaben,
die dem Proletariat in ihr zufallen, traten bereits ganz zu Anfang des
Jahres 1905 deutlich in Erscheinung und fanden ihren vollständigen, ge-
nauen und durch bestimmte Organisationen in aller Form anerkannten
Ausdruck im Frühjahr 1905 auf dem bolschewistischen III. Parteitag der
SDAPR in London und auf der gleichzeitig abgehaltenen Konferenz der
Menschewiki in Genf. Sowohl die Bolschewiki als auch die Menschewiki
berieten und beschlossen damals Resolutionen, die zu ignorieren heute
diejenigen allzu leicht geneigt sind, die die Geschichte ihrer Partei oder
selbst ihrer Fraktion vergessen bzw. einer Klarstellung der wirklichen
Quellen der prinzipiellen Meinungsverschiedenheiten aus dem Wege
gehen möchten. Nach Ansicht der Bolschewiki fällt dem Proletariat die
aktive Aufgabe zu, die bürgerlich-demokratische Revolution zu Ende zu
führen, ihr Führer zu sein. Möglich ist das nur unter der Bedingung, daß
es dem Proletariat gelingt, die Massen der demokratischen Kleinbour-
geoisie, vor allem der Bauernschaft, im Kampf gegen die Selbstherrschaft
und die verräterische liberale Bourgeoisie hinter sich zu bringen. Daß
diese Bourgeoisie unvermeidlich Verrat üben wird, haben die Bolschewiki
schon damals, vor dem offenen Auftreten der führenden liberalen Partei,
der Kadetten, geschlußfolgert, und zwar aus den Klasseninteressen der
Bourgeoisie, die die proletarische Bewegung fürchtet.*

* Ein voller Sieg der Revolution, sagten die Bolschewiki, ist nur möglich in
Gestalt der revolutionär-demokratischen Diktatur des Proletariats und der
Bauernschaft
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Die Menschewiki neigten zu der Ansicht, daß in der bürgerlichen Revo-
lution die Bourgeoisie die treibende Kraft sein und ihr Ausmaß bestim-
men müsse. Das Proletariat könne in der bürgerlichen Revolution nicht
Führer sein, es solle lediglich die Rolle der äußersten Opposition über-
nehmen, ohne die Eroberung der Macht anzustreben. Die Idee der revo-
lutionären demokratischen Diktatur des Proletariats und der Bauernschaft
lehnten die Menschewiki auf das entschiedenste ab.

Damals, im Mai 1905 (d. h. vor genau zwei Jahren), äußerten sich die
Meinungsverschiedenheiten rein theoretisch, abstrakt, da unsere Partei
vor keiner unmittelbar praktischen Aufgabe stand. Deshalb ist es beson-
ders interessant zu verfolgen - Leuten zur Lehre, die abstrakte Fragen
gern von der Tagesordnung der Parteitage streichen und sie durch „sach-
liche", praktische Fragen ersetzen - , wie denn nun später in der Praxis
diese Meinungsverschiedenheiten zutage traten.

Die Bolschewiki behaupteten, daß die menschewistischen Ansichten
praktisch dazu führen, die Losungen des revolutionären Proletariats auf
das Niveau der Losungen und der Taktik der liberal-monarchistischen
Bourgeoisie herabzuwürdigen. Die Menschewiki suchten im Jahre 1905
mit Leidenschaft den Nachweis zu führen, daß nur sie eine wirklich pro-
letarische Politik vertreten, während die Bolschewiki die Arbeiterbewe-
gung in der bürgerlichen Demokratie aufgehen ließen. Daß die Men-
schewiki die aufrichtigsten Wünsche hinsichtlich einer selbständigen Poli-
tik des Proletariats hegten, ist aus folgender äußerst aufschlußreicher
Tirade in einer ihrer damaligen, auf der menschewistischen Konferenz
vom Mai 1905 beschlossenen Resolutionen ersichtlich. Dort heißt es:
„Die Sozialdemokratie wird nach wie vor gegen die heuchlerischen
Freunde des Volkes auftreten, gegen alle jene politischen Parteien, die
zwar eine liberale und demokratische Fahne aufpflanzen, eine wirkliche
Unterstützung des revolutionären Kampfes des Proletariats jedoch ab-
lehnen." Trotz aller dieser guten Vorsätze aber führten die falschen tak-
tischen Theorien der Menschewiki praktisch dazu, daß die proletarische
Selbständigkeit dem Liberalismus der monarchistischen Bourgeoisie zum
Opfer gebracht wurde.

Erinnern wir uns, in welchen praktischen Fragen der Politik die Bol-
schewiki und die Menschewiki in diesen zwei Jahren der Revolution ge-
teilter Meinung waren. Bulyginsche Duma im Herbst A.905. Bolschewiki
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für Boykott, Menschewiki für Beteiligung. Wittesche Duma - dasselbe.
Politik in der I. Duma (Sommer 1906) - Menschewiki für die Losung:
ein verantwortliches Ministerium, Bolschewiki dagegen: sie sind für ein
Exekutivkomitee der Linken, d. h. der Sozialdemokraten und der Trudo-
wiki. Auseinanderjagung der Duma (Juli 1906) - die Menschewiki stel-
len die Losung auf: „Für die Duma als Maditorgan, das eine konstituie-
rende Versammluns einberuft", die Bolschewiki lehnen diese liberale Ver-
stümmelung einer revolutionären Losung ab. Wahlen zur II. Duma
(Ende 1906 und Anfang 1907): Menschewiki für „technische Blocks"
mit den Kadetten (und Plechanow für einen politischen Block mit
der Plattform der „machtvollkommenen Duma"). Bolschewiki gegen
Blocks mit den Kadetten und für eine selbständige Kampagne bei Zuläs-
sigkeit eines Linksblocks. Man vergleiche diese wesentlichsten Tatsachen
aus der Geschichte der sozialdemokratischen Taktik in diesen zwei Jah-
ren mit den oben dargelegten wichtigsten prinzipiellen Meinungsver-
schiedenheiten. Man wird dann sofort sehen, daß die allgemeine theore-
tische Analyse der Bolschewiki durch die zwei Jahre Revolution bestätigt
wurde. Die Sozialdemokratie mußte gegen den verräterischen Liberalis-
mus vorgehen, sie mußte mit den Trudowiki und Volkstümlern „vereint
schlagen": die Mehrzahl der Abstimmungen in der zweiten Duma er-
härtet diese Tatsache endgültig. Die guten Vorsätze der Menschewiki,
alle als heuchlerische Freunde des Volkes zu entlarven, die es ablehnen,
das Proletariat in seinem revolutionären Kampfe zu unterstützen, er-
wiesen sich als Pflastersteine auf dem Weg zur Hölle poUtisdher Blocks
mit den Liberalen, einschließlich der Übernahme ihrer Losungen.

Die Bolschewiki sagten auf Grund ihrer theoretischen Analyse im
Jahre 1905 voraus, daß der Angelpunkt für die Taktik der Sozialdemo-
kraten in der bürgerlichen Revolution die Frage des Verrats des Liberalis-
mus und die Frage der demokratischen Fähigkeiten der Bauernschaft ist.
Gerade um diesen Punkt drehten sich auch alle folgenden praktischen
Meinungsverschiedenheiten bezüglich der Politik der Arbeiterpartei. Aus
den falschen Grundlagen der menschewistischen Taktik hat sich tatsäch-
lich die Politik der Abhängigkeit von den Liberalen historisch entwickelt.

Vor dem Stockholmer Vereinigungsparteitag des Jahres 1906 veröffent-
lichten die Bolschewiki und die Menschewiki zwei wesentlich verschie-
dene Resolutionen über die bürgerlichen Parteien. Die Bolschewiki legten
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ihrer Resolution konsequent den Hauptgedanken vom Verrat des Libe-
ralismus sowie von der revolutionär-demokratischen Diktatur des Pro-
letariats und der Bauernschaft zugrunde, wobei sie diesen Gedanken
lediglich durch neue Tatsachen und Ereignisse aus der Zeit nach dem
Oktober illustrierten (Spaltung der Oktobristen und Kadetten; Bildung
des Bauernbundes, der radikalen Intellektuellenvereinigungen usw.). Bei
der Analyse des Klasseninhalts der Grundtypen der verschiedenen bür-
gerlichen Parteien trugen die Bolschewiki sozusagen konkrete Angaben
in ihr altes, abstraktes Umrißschema ein. Die Menschewiki lehnten es
ab, in der Resolution für den Stockholmer Parteitag den Klasseninhalt
der verschiedenen Parteien zu analysieren, und zwar mit Berufung auf
deren ungenügend „stabilen" Charakter. Damit wichen sie im Grunde
genommen einer auf die Sache eingehenden Antwort aus. Und dieses
Ausweichen kam mit aller Deutlichkeit darin zum Ausdruck, daß die
Menschewiki, die auf1 dem Stockholmer Parteitag siegten, ihre Resolution
über die Stellung zu den bürgerlichen Parteien in Rußland selbst zurück-
zogen. Im Frühjahr 1905 schlagen die Menschewiki in ihrer Resolution
vor, alle Liberalen und Demokraten, die es ablehnen, den revolutionären
Kampf des Proletariats zu unterstützen, als heuchlerische Freunde des
Volkes zu entlarven. Im Frühjahr 1906 sprechen nicht die Menschewiki,
sondern die Bolschewiki in ihrer Resolution von der Heuchelei einer be-
stimmten liberalen Partei, nämlich der Kadetten, die Menschewiki da-
gegen ziehen es vor, die Frage offenzulassen. Im Frühjahr 1907, auf dem
Londoner Parteitag, entlarvt sich der Menschewismus noch mehr: die alte
Forderung, daß die Liberalen und Demokraten den revolutionären
Kampf des Proletariats unterstützen sollen, ist völlig über Bord gewor-
fen. Die menschewistische Resolution (siehe den Resolutionsentwurf in
der „Narodnaja Duma", 1907, Nr. 12 - ein äußerst wichtiges Doku-
ment) predigt unumwunden und offen eine „Kombinierung", d. h., ein-
facher gesagt, eine Abstimmung der Aktionen des Proletariats mit denen
der bürgerlichen Demokratie überhaupt!!

Von Stufe zu Stufe. Gute Absichten eines Sozialisten und eine schlechte
Theorie im Jahre 1905. Keinerlei Theorie und keinerlei Absichten im
Jahre 1906. Keinerlei Theorie und eine offen opportunistische Politik im
Jahre 1907. „Abstimmung" der sozialdemokratischen und der bürger-
lich-liberalen Politik - das ist das letzte Wort des Menschewismus.
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Anders konnte es audi gar nicht sein nach den Blocks mit den Kadetten,
der Stimmabgabe für Golowin, den privaten Besprechungen mit den
Kadetten, den Versuchen, die Konfiskation des gutsherrlichen Bodens aus
unseren obligatorischen Forderungen zu streichen, und nach den son-
stigen Perlen der menschewistischen Politik.

Auf dem Londoner Parteitag machte die menschewistische Politik
gegenüber dem Liberalismus vollständig Fiasko. Ihre erste, in der „Narod-
naja Duma" (Nr. 12) veröffentlichte Resolution wagten die Menschewiki
überhaupt nicht einzubringen. Sie zogen sie zurück, ohne mit ihr auch nur
in die Kommission gegangen zu sein, in der 15 Vertreter aller fünf Frak-
tionen des Parteitags saßen (4 Bolschewiki, 4 Menschewiki, 2 Polen,
2 Letten, 3 Bundisten). Wahrscheinlich stieß die Losung einer „Kombinie-
rung", einer Abstimmung der sozialistischen und der liberalen Politik nicht
nur die Bundisten, sondern sogar viele Menschewiki ab. In der Kommission
erschienen die Menschewiki schon etwas „gesäubert": sie hatten eine neue
Resolution geschrieben und die „Kombinierung" völlig aus ihr entfernt.
An die Stelle der „Kombinierung" hatten sie die Ausnutzung der anderen
Parteien durch das Proletariat für seine Zwecke, die Anerkennung der
Errichtung der Republik als politische Aufgabe des Proletariats usw. ge-
setzt. Aber nichts half. Zu klar war es für alle, daß diese schmucke Mon-
tur absichtlich bunt herausgeputzt worden war, um wieder die gleiche
Politik der „Kombinierung" zu bemänteln. Die praktische Schlußfolge-
rung aus der Resolution war immer noch dieselbe: „in einzelnen, be-
stimmten Fällen mit diesen Parteien (sowohl mit den Liberalen als auch
mit den Volkstümlern) Abkommen zu scnließen". Von 15 Kommissions-
mitgliedern erklärten sich nur vier, d. h. allein die Menschewiki, damit
einverstanden, eine solche Rebolution als Grundlage anzunehmen! Voll-
ständiger hätte die Niederlage der menschewistischen Politik als solche gar
nicht sein können. Der Parteitag entschied sich für die Resolution der Bol-
schewiki als Grundlage und nahm sie dann, nach unwesentlichen Korrek-
turen, mit 158-163 Stimmen gegen hundert und einige (106 in einem
Falle) bei 10-20 Stimmenthaltungen im ganzen an. Bevor wir jedoch
dazu übergehen, die Grundgedanken dieser Resolution und die Bedeutung
der von den Menschewiki eingebrachten Abänderungsanträge zu unter-
suchen, wollen wir noch bei einer nicht uninteressanten Episode verweilen,
die sich bei Beratung der Resolution in der Kommission zugetragen hat.
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Der Kommission lagen nicht zwei, sondern drei Resolutionsentwürfe
vor: ein bolschewistischer, ein menschewistischer und ein polnischer. Die
Polen stimmten in den Hauptgedanken mit den Bolschewiki überein, lehn-
ten jedoch unseren Resolutionstypus mit einer Analyse jeder einzelnen Par-
teiengruppe ab. Den Polen kam das zu literarisch vor; sie hielten unsere
Resolution für zu schwerfällig. Ihr Entwurf war aufgebaut auf einer kur-
zen Formulierung der beiden allgemeinen Prinzipien proletarischer Po-
litik gegenüber den bürgerlichen Parteien: 1. klassenmäßige Sonder-
stellung des Proletariats im Interesse seiner sozialistischen Aufgaben
gegenüber allen übrigen Parteien, wie revolutionär, ja sogar republika-
nisch entschlossen diese auch sein mögen; 2. Vereinigung mit den Trudo-
wikiparteien gegen die Selbstherrschaft und gegen den verräterischen
Liberalismus.

Unzweifelhaft erfassen diese beiden wesentlichen Gedanken der pol-
nischen Resolution ausgezeichnet den innersten Kern der Frage. Ebenso
unzweifelhaft ist es, daß der Plan, dem Proletariat aller Nationalitäten
Rußlands eine kurze, bestimmte Direktive ohne eine „soziologische" Er-
örterung über die Typen der verschiedenen Parteien zu geben, etwas
Verlockendes hat. Nichtsdestoweniger hat jedoch die Erfahrung gezeigt,
daß dieser Parteitag auf dem Boden der polnischen Resolution nicht zu
einer vollständigen, klaren und bestimmten Lösung der Frage hätte ge-
langen können. Um den Menschewismus eindeutig abzulehnen, mußte
man die positiven Ansichten der Sozialdemokratie von den verschiedenen
Parteien in aller Ausführlichkeit darlegen, da sonst Raum für Unklar-
heiten geblieben wäre.

Die Menschewiki und die Bundisten klammerten sich in der Kommis-
sion sofort an die polnische Resolution, und zwar eben um sich den
Boden für diese Unklarheiten zunutze zu machen. Die Kommission nahm
den polnischen Entwurf mit sieben Stimmen (4 Menschewiki, 2 Polen,
1 Bundist) gegen sieben (4 Bolschewiki, 2 Letten, 1 Bundist, das fünf-
zehnte Kommissionsmitglied enthielt sich der Stimme bzw. fehlte) zur
Grundlage. Alsdann begann die Kommission, in den polnischen Entwurf
„Korrekturen" einzuarbeiten, die ihn bis zur Unkenntlichkeit entstellten.
Es wurde sogar ein Abänderungsantrag angenommen, der „technische"
Abkommen mit den Liberalen für zulässig erklärte. Selbstverständlich
zogen die Polen daraufhin ihren von den Menschewiki verunstalteten
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Entwurf zurück. Es stellte sich heraus, daß außer den Polen auch die
Bundisten und die Menschewiki nicht bereit waren, dem Parteitag einen
soldhen Entwurf vorzulegen. Die ganze Arbeit der Kommission war um-
sonst gewesen, und dem Parteitag blieb nichts anderes übrig, als durch
Abstimmung unmittelbar zu beschließen, daß der bolschewistische Ent-
wurf zur Grundlage genommen werden soll.

Fragt sich nun, welche prinzipielle Bedeutung es hatte, daß der Partei-
tag diesen Entwurf zur Grundlage nahm? Um welcher grundlegenden
Punkte der proletarischen Taktik willen schloß sich der Parteitag um die-
sen Entwurf zusammen und lehnte den menschewistischen ab?

Liest man sich aufmerksam in beide Entwürfe hinein, so kann man
zwei dieser grundlegenden Punkte leicht feststellen. Erstens übt die bol-
schewistische Resolution in der Tat sozialistische Kritik an den nichtpro-
letarischen Parteien. Zweitens legt diese Resolution präzis die Taktik
des Proletariats in der gegenwärtigen Revolution fest, gibt dem Begriff
des „Führers" der Revolution einen völlig klaren, konkreten Inhalt und
erklärt, mit wem man „vereint schlagen" kann und muß, wen es zu schla-
gen gilt, und zwar unter welchen Bedingungen.

Der Hauptfehler der menschewistischen Resolution besteht eben darin,
daß sie weder das eine noch das andere tut und durch dieses Vakuum
dem Opportunismus, d. h. im Endergebnis der Ersetzung der sozial-
demokratischen Politik durch eine liberale Politik Tür und Tor öffnet. In
der Tat: Man betrachte die sozialistische Kritik der nichtproletarischen
Parteien bei den Menschewiki. Diese Kritik läuft auf folgende These hin-
aus: „Die sozial-ökonomischen Bedingungen und die historische Situa-
tion, unter denen sich diese (d. h. unsere) Revolution vollzieht, hemmen
die Entwicklung der bürgerlich-demokratischen Bewegung, indem sie an
dem einen Pol Unentschlossenheit im Kampf und Illusionen von einer
friedlichen konstitutionellen Beseitigung der alten Ordnung erzeugen, am
anderen Pol dagegen Illusionen eines kleinbürgerlichen Revolutionismus
und agrarischer Utopien."

Erstens haben wir es hier mit einer Resolution über Parteien zu tun,
in der keine Parteien genannt werden. Zweitens haben wir eine Resolu-
tion vor uns, in der der Klasseninhalt der verschiedenen „Pole" der
bürgerlichen Demokratie nicht analysiert wird. Drittens ist in dieser Re-
solution nicht einmal angedeutet, wie die Stellung der verschiedenen
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' Klassen zu „unserer Revolution" sein muß. Summiert man alle diese
Mängel, so muß man feststellen, daß in der Resolution die marxistische
Lehre vom Klassenkampf abhanden gekommen ist.

Nicht die grundlegenden Interessen der verschiedenen Klassen der kapi-
talistischen Gesellschaft bringen die verschiedenartigen Typen bürgerlicher
Parteien hervor, nicht die Klasseninteressen rufen friedliche Illusionen
bzw. „versöhnende Tendenzen" bei den einen und „Revolutionismus"
bei den anderen hervor. Nein. Irgendwelche unbekannten sozial-ökono-
mischen Bedingungen und die historische Situation hemmen die Entwick-
lung der bürgerlich-demokratischen Bewegung überhaupt. Also ergeben
sich die Versöhnungsbereitschaft des Kapitals und der Revolutionismus
des Bauern nicht aus der Lage der Bourgeoisie und der Bauernschaft in
der kapitalistischen, sich von der Leibeigenschaft befreienden Gesell-
schaft, sondern überhaupt aus irgendwelchen Bedingungen und aus der
Situation „unserer Revolution" insgesamt. Der nächste Punkt sagt sogar,
daß „diese negativen Tendenzen, die die Entwicklung der Revolution
hemmen", mit besonderer Stärke „im gegenwärtigen Zeitpunkt vorüber-
gehender Flaute zutage treten".

Das ist keine marxistische, sondern eine liberale Theorie, die die Wur-
zeln der verschiedenen sozialen Tendenzen außerhalb der Interessen der
verschiedenen Klassen sucht. Es ist keine sozialistische, sondern eine links-
kadettische Resolution; man tadelt die Extreme der beiden Pole, man
rügt den Opportunismus der Kadetten und den Revolutionismus der
Volkstümler und preist damit faktisch etwas Mittleres, was zwischen bei-
den liegt. Unwillkürlich kommt uns da der Gedanke, ob wir nicht "Volks-
sozialisten vor uns haben, die eine goldene Mitte zwischen den Kadetten
und den Sozialrevolutionären suchen.

Wenn unsere Menschewiki nicht die Marxsche Theorie vom Klassen-
kampf aufgegeben hätten, so würden sie verstehen, daß die verschieden-
artige Klässenlage der Bourgeoisie und der Bauernschaft im Kampf gegen
die „ahe Ordnung" die Erklärung bildet für die verschiedenen Typen von
Parteien: die liberalen auf der einen und die volkstümlerischen auf der
anderen Seite. Daß alle diese verschiedenen und äußerst verschieden-
artigen Parteien, Gruppen und politischen Organisationen, die im Laufe
der russischen Revolution in so ungewöhnlicher Fülle entstanden, stets
und ständig (mit Ausnahme der reaktionären Parteien und der Partei des
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Proletariats) gerade zu diesen beiden Typen hin tendieren, das unterliegt
keinem Zweifel und bedarf keines Beweises. Wenn wir uns mit einem
Hinweis auf die „zwei Pole" der einheitlichen bürgerlich-demokratischen
Bewegung begnügen, so geben wir nichts als einen Gemeinplatz zum
besten. Zwei „Extreme", zwei Pole kann man immer und in allen Dingen
feststellen. In jeder einigermaßen breiten gesellschaftlichen Bewegung
gibt es stets solche „Pole" und auch eine mehr oder weniger „goldene"
Mitte. Die bürgerliche Demokratie so charakterisieren heißt einen mar-
xistischen Leitsatz zu einer nichtssagenden Phrase degradieren, anstatt
diesen Leitsatz zu einer Analyse der XIassenwurzeln der verschieden-
artigen Jypen von Parteien in Rußland zu verwenden. Eine sozialistische
Kritik der bürgerlichen Parteien gibt es bei den Menschewiki nicht, denn
wer alle oppositionellen nichtproletarischen Parteien bürgerlich-demokra-
tische nennt, übt noch lange nicht sozialistische Kritik. Wenn ihr nicht
zeigt, die Interessen welcher Klassen und namentlich welche im gegebe-
nen Augenblick überwiegenden Interessen das Wesen der verschiedenen
Parteien und ihrer Politik bestimmen, dann habt ihr in Wirklichkeit den
Marxismus nicht angewandt, dann habt ihr praktisch die Theorie des
Klassenkampfes über Bord geworfen. Das Wort „bürgerlich-demokra-
tisch" ist dann bei euch nicht mehr als ein platonischer Ausdruck von Re-
spekt vor dem Marxismus, denn ihr gebraucht zwar dies Wort, führt aber
nicht gleichzeitig den und den Typus des Liberalismus oder Demokratis-
mus auf die und die eigennützigen Interessen bestimmter Schichten der
Bourgeoisie zurück. Es ist kein Wunder, daß unsere Liberalen, angefan-
gen von der Partei demokratischer Reformen und den Kadetten bis zu
den parteilosen Bessaglawzen aus dem „Towarischtsch", wenn sie eine
soldhe Anwendung des Marxismus durch die Menschewiki sehen, mit Be-
geisterung „Ideen" aufgreifen, die die Extreme des Opportunismus und
des Revolutionismus in der Demokratie als schädlich bezeichnen . . . denn
das ist keine Idee, sondern ein banaler Gemeinplatz. In der Tat, es ist
doch nicht das Wort „bürgerliche Demokratie", das die Liberalen in
Schrecken versetzt! Was sie erschreckt, ist, daß vor dem Volk enthüllt
wird, auf welche materiellen Interessen welcher besitzenden Klassen ihre
liberalen Programme und Phrasen zurückzuführen sind. Hierauf kommt es
an und nicht auf das Wort „bürgerliche Demokratie". Nicht derjenige
wendet die Lehre vom Klassenkampf an, der sich ständig wie mit dem
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Kreuzeszeichen mit dem Wort „bürgerliche Demokratie" feit, sondern
derjenige, der praktisch zeigt, worin das bürgerliche Wesen der betreffen-
den Partei zum Ausdruck kommt.

Wenn der Begriff „bürgerliche Demokratie" lediglich eine Aufforde-
rung ist, die Extreme sowohl des Opportunismus als auch des Revolutio-
nismus zu verurteilen, dann setzt dieser Begriff die marxistische Lehre
zu einer gewöhnlichen liberalen Phrase herab. Der Liberale hat keine
Angst vor einer solchen Anwendung dieses Begriffs, denn, wie gesagt, er
fürchtet nicht das Wort, sondern die Sache. Er kann sich damit abfinden,
einen für ihn unangenehmen und „nach Marxismus riechenden" Termi-
nus zu akzeptieren. Die Ansicht dagegen, daß er, der Kadett, die Inter-
essen eines Bourgeois vertritt, der die Revolution durch diese oder jene
Handlungen verkauft, wird weder ein Liberaler noch ein bernsteinianern-
der „Intellektueller" aus dem „Towarischtsch" akzeptieren. Gerade weil
die Menschewiki den Marxismus so anwenden, daß sie ihn zu einer nack-
ten, nichtssagenden und zu nichts verpflichtenden Phrase erniedrigen,
gerade deshalb sind die Bessaglawzen, die Prokopowitsch, die Kuskowa,
die Kadetten usw. mit Freuden bereit, den Menschewismus zu unterstüt-
zen. Der menschewistische Marxismus ist ein Marxismus, der nach dem
Metermaß des bürgerlichen Liberalismus zurechtgeschnitten wird.

Der erste Hauptfehler der menschewistischen Position in der uns vor-
liegenden Frage ist also der, daß der Menschewismus praktisch keine
sozialistische Kritik an den nichtproletarischen Parteien übt. Praktisch
verläßt er den Boden der Marxschen Lehre vom Klassenkampf. Der Lon-
doner Parteitag hat Schluß gemacht mit dieser Entstellung der sozial-
demokratischen Politik und Theorie. Der zweite Hauptfehler - der Men-
schewismus erkennt praktisch eine selbständige Politik des Proletariats
in der gegenwärtigen Revolution nicht an, er weist ihm keine bestimmte
Taktik. Vermeide die Extreme des Opportunismus und des Revolutionis-
mus - das ist das eine Gebot des Menschewismus, das sich aus der Reso-
lution der Menschewiki ergibt. Schließe von Fall zu Fall Abkommen mit
den Liberalen und den Demokraten - das ist das andere Gebot. Kom-
biniere (koordiniere) deine Politik mit der liberalen und der demokrati-
schen Politik - das ist das dritte, in der „Narodnaja Duma" und in der
damaligen Resolution der Menschewiki ausgesprochene Gebot. Man
streiche hierin, sooft man will, die Erwähnung des dritten Gebotes; man
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füge Wünsche und Forderungen hinzu: „Die proletarische Politik muß
selbständig sein", man füge die Forderung nach der Republik hinzu (wie
das die Menschewiki auf dem Londoner Parteitag getan haben) - und
man wird damit in keiner Weise den zweiten Hauptfehler des Mensche-
wismus aus der Welt schaffen. Selbständig wird die proletarische Politik
nicht dadurch, daß das Wort „selbständig" an der entsprechenden Stelle
eingesetzt wird, auch nicht dadurch, daß die Erwähnung der Republik
eingefügt wird - Selbständigkeit resultiert allein daraus, daß der wirklich
selbständige Weg genau gezeigt wird. Und das tut der Menschewismus
nicht.

Praktisch spielt sich vor uns, entsprechend dem objektiven Verhältnis
der Klassen und der gesellschaftlichen Kräfte, der Kampf zweier Ten-
denzen ab: der Liberalismus will mit der Revolution Schluß machen, das
Proletariat will sie zu Ende führen. Wenn dabei das Proletariat diese
Tendenz des Liberalismus nicht erkennt, wenn es sich seiner Aufgabe,
ihn direkt zu bekämpfen, nicht bewußt wird, wenn es nicht darum
kämpft, die demokratische Bauernschaft vom Einfluß des Liberalismus
zu befreien, dann ist die Politik des Proletariats praktisch nicht selbstän-
dig. Und gerade diese praktisch unselbständige Politik erheben die Men-
schewiki ja zum Gesetz: eben diesen Sinn hat es, wenn Abkommen von
Fall zu Fall zugelassen werden ohne Festlegung der Linie dieser Abkom-
men, ohne Festlegung der Hauptdemarkationslinie, die die beiden Tak-
tiken in unserer Revolution voneinander trennt. „Abkommen von Fall zu
Fall" - diese Formulierung bemäntelt in Wirklichkeit sowohl den Block
mit den Kadetten als auch die „machtvollkommene Duma", wie auch das
verantwortliche Ministerium, d. h. die ganze Politik der faktischen Ab-
hängigkeit der Arbeiterpartei vom Liberalismus. In der gegebenen histo-
rischen Situation kann von einer selbständigen Politik der Arbeiterpartei
gar nicht die Rede sein, wenn diese Partei es sich nicht ausdrücklich zur
Aufgabe macht, für die Zuendeführung der Revolution nicht nur gegen
die Selbstherrschaft, sondern auch gegen den Liberalismus zu kämpfen,
mit dem Liberalismus um den Einfluß auf die demokratische Bauernschaft
zu ringen. Die historischen Bedingungen der bürgerlichen Revolution in
Europa zu Beginn des 20. Jahrhunderts sind dergestalt, daß jede andere
Politik der Sozialdemokratie faktisch zur Unterordnung unter die libe-
rale Politik führt.
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Die Annahme der bolschewistischen Resolution über die nichtproleta-
rischen Parteien durch den Londoner Parteitag bedeutet, daß die Arbeiter-
partei alle Abweichungen vom Klassenkampf entschieden ablehnt, sie
bedeutet die praktische Anerkennung der sozialistischen Kritik an den
nichtproletarisdien Parteien und der selbständigen revolutionären Auf-
gabe des Proletariats in der gegenwärtigen Revolution.

Die Ablehnung der menschewistischen Abänderungsanträge zu der
Resolution hat das noch mehr unterstrichen.

Als der bolschewistische Resolutionsentwurf über die Stellung zu den
bürgerlichen Parteien vom Parteitag zur Grundlage genommen worden
war, setzte von menschewistischer und bundistischer Seite ein ganzer
Hagel von Abänderungsanträgen ein. Die Gesamtzahl solcher Anträge
wurde in einigen Protesterklärungen, die beim Büro des Parteitags ein-
liefen, auf 70 und mehr beziffert. Ich werde hier nicht die Peripetien des
Kampfes um die Einstellung dieser Obstruktion schildern, die die be-
rühmten 22 Akimowschen Abänderungsanträge auf dem zweiten Partei-
tag weit in den Schatten stellte; ich werde auch nicht die Masse der völlig
nichtssagenden und kleinlichen Anträge aufzählen. Ich führe nur fünf der
Abänderungsanträge an, die tatsächlich von hochwichtiger prinzipieller
Bedeutung waren. Diese Anträge sind in der Reihenfolge, in der sie auf
dem Parteitag beraten wurden, folgende.

Der dritte Punkt in der Begründung unserer Resolution spricht direkt
von der Aufgabe des Proletariats, „die Rolle des Führers in der bürgerlich-
demokratischen Revolution auszuüben". Die Menschewiki brachten Ab-
änderungsanträge ein: das Wort „Führer" sollte durch das Wort „Avant-
garde", „Vortrupp" oder „Haupttriebkraft" ersetzt werden. Diese
Anträge wurden sämtlich abgelehnt. Immer wieder, sooft man wollte, die
Aufrechterhaltung der vollen Klassenselbständigkeit des Proletariats zu
betonen - dagegen hatten die Bolschewiki nichts einzuwenden. Aber
den Hinweis auf die TtibrerroHe in der Revolution abschwächen hieß
dem Opportunismus Tür und Tor öffnen. Das Proletariat kann „Haupt-
triebkraft" auch einer gutsherrlich gestutzten bürgerlichen Revolution
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sein. Es kann Haupttriebkraft des Sieges einer anderen Klasse sein, ohne
daß es versteht, die Interessen seiner eigenen Klasse zu verfechten. Die
revolutionäre Sozialdemokratie hat nicht das Recht, sich hierauf zu be-
schränken, wenn sie sich nicht selbst untreu werden will. Sie muß dem
Proletariat helfen, sich aus der passiven Rolle der Haupttriebkraft zu er-
heben zu der aktiven Rolle des Führers - aus der abhängigen Stellung
eines Kämpfers für eine gestutzte Freiheit zu der weitestgehend selbstän-
digen Stellung eines Kämpfers für die volle Freiheit, die für die Arbeiter-
klasse von Vorteil ist. Der Angelpunkt der Unterscheidung zwischen der
opportunistischen und der revolutionären Taktik der Sozialdemokraten
in der bürgerlichen Revolution liegt, kann man sagen, darin, daß die eine
Taktik sich mit der Rolle des Proletariats als Haupttriebkraft begnügt,
während die andere Taktik darauf gerichtet ist, es zum Führer der Revo-
lution, also keineswegs nur zu einer „Triebkraft" zu machen.

Der Ausdruck „Vortrupp" würde ebenfalls die Anerkennung der Auf-
gabe des Proletariats, Führer der anderen demokratischen Klassen zu
sein, abschwächen oder könnte zum mindesten als eine solche Abschwä-
chung ausgelegt werden.

Der zweite Abänderungsantrag: im dritten Punkt des eigentlichen be-
schließenden Teils (Charakteristik der liberalen Parteien) den Hinweis zu
streichen, daß das demokratische Kleinbürgertum von den Liberalen be-
trogen wird. Dies zu entfernen bzw. abzuändern sei vom Standpunkt des
Marxismus notwendig, sagten die Menschewiki, denn es zieme Materia-
listen nicht, die soziale Zusammensetzung von Parteien mit „Betrüge-
reien" zu erklären. Die Sophistik dieses Arguments sprang zu deutlich in
die Augen, als daß der Parteitag darauf hätte hereinfallen können. Im
Namen des Marxismus die Rolle des Betrugs in der Politik der Bour-
geoisie leugnen wäre dasselbe, als wenn man jegliche Gewalt im Namen
des „ökonomischen Faktors" leugnen wollte. So verstehen den Marxis-
mus nur die David, Vollmar und die übrigen Säulen des Opportunismus.
Wollte man insbesondere aber die Rolle des Betrugs in der gegenwär-
tigen Politik der Kadetten gegenüber den Bauern und dem Kleinbürger-
tum in Rußland leugnen oder abzuschwächen suchen, so hieße das, den
Liberalismus zu beschönigen, indem man die Tatsachen zu seinen Gun-
sten entstellt. Denn es ist eine ganz unbestreitbare Tatsache, daß die Ka-
detten ihre Wähler aus den Reihen der Bauern und Kleinbürger direkt
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betrügen. Verfehlt ist es, davon zu sprechen, daß eine Partei ihre Wähler
betrüge, wenn die Interessen der Klasse gewisse theoretische Illusionen,
d. h. trügerische Vorstellungen wecken (zum Beispiel wenn die Interessen
der Bauernschaft die trügerische Erwartung hervorrufen, alles Heil liege
in der Expropriation des gutsherrlichen Bodens). Offen und weithin ver-
nehmlich sprechen muß man jedoch unbedingt vom Betrug bestimmter
Schichten des Volkes durch ihre Parlamentsvertreter, wenn diese die
unmittelbaren Interessen dieser Schichten deren Ausbeutern zum Opfer
bringen (die Bauern an die Gutsherren verraten usw.). Die deutsche Bour-
geoisie hat die Bauern verraten, schrieb Marx im Jahre 1848. Wenn wir
uns im Rußland des Jahres 1907 nicht entschließen können, dasselbe
über unsere Bourgeoisie und über unsere Kadetten zu sagen, und es nicht
verstehen, das der Masse des Volkes zu beweisen, dann bedecken wir den
großen Namen von Sozialdemokraten mit Schande.

Der dritte Abänderungsantrag: in Ergänzung eben jenes dritten Punk-
tes die Zulässigkeit „technischer Abkommen" mit den Kadetten anzu-
erkennen. Dieser Antrag wurde vom Parteitag in namentlicher Abstim-
mung abgelehnt. Wir hatten erklärt, seine Annahme würde uns zwingen,
die ganze Resolution zurückzuziehen: das ist unser gutes Recht, wenn
durch Abänderungen der Hauptgedanke der Resolution entstellt wird.
Wir sprechen gar nicht speziell davon, daß jederlei Abkommen mit den
Kadetten verboten ist, erklärten wir. Es geht hier nicht um das Verbot
oder die Zulassung von Ausnahmefällen, sondern um die allgemeine
politische Linie. Wer die vorliegende Resolution des Parteitags gewissen-
haft anwenden will, der wird auf Wahlabkommen mit den Kadetten oder
auf gemeinsame Losungen mit ihnen nicht eingehen, wenn auch die Mög-
lichkeit irgendeines „Ausnahmefalls" mit gemeinsamer Abstimmung in
der Duma deshalb nicht ausgeschlossen ist. Diejenigen aber, die nicht
gewillt sind, der Resolution des Parteitags gewissenhaft nachzukommen,
durch eine oder die andere Formulierung „festnageln" zu wollen wäre
überhaupt zwecklos. Unsere gesamte Partei hat in der Praxis nur allzu
gut erfahren, was „technische Abkommen" mit den Liberalen für un-
sere Menschewiki bedeuten.

Der vierte Abänderungsantrag: zu Punkt 4 einen Hinweis auf die Not-
wendigkeit des Kampfes gegen den Agrarutopismus und den Revolutio-
nismus der Volkstümler hinzuzufügen, wurde von den Menschewiki
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mehrfach eingebracht, wobei sie jedesmal einzelne Worte im Text des
Antrags bzw. die Stelle änderten, an der die Abänderung in die Resolu-
tion eingefügt werden sollte. Der Parteitag lehnte alle diese Anträge ab.
Die Debatten zu diesen Anträgen hatten zweifellos prinzipielle Bedeu-
tung. Die Menschewiki versuchten hier wiederum, unter der Flagge des
Marxismus etwas dem Marxismus zutiefst Feindliches einzuschmuggeln.
Zweifellos lehnt der Marxismus sowohl die Agrarutopien der Volkstüm-
ler als auch die Methoden des kleinbürgerlichen Revolutionismus ab.
Wenn dem so ist, argumentierten die Menschewiki, dann sagt das doch
hier in eurer Resolution. - Entschuldigt, teure Genossen, antworteten wir
ihnen, hier ist das alles bereits gesagt, und zwar so, wie es gesagt werden
muß. Euer Zusatz hingegen läuft, unabhängig von eurem Willen und
Bewußtsein, auf einen Ausfall gegen die "Konfiskation des gutsherrlichen
Bodens hinaus. Wir haben doch nicht vergessen, daß nicht nur alle Libe-
ralen eben diese Konfiskation für „Utopismus" und „Revolutionismus"
erklären, sondern auch viele parteilose Sozialdemokraten vom Schlage
der Herrschaften Prokopowitsch und Kuskowa sowie einige (zum Glück
wenige) parteiorganisierte Sozialdemokraten, die sowohl der sozialdemo-
kratischen Dumafraktion als auch dem Zentralkomitee der Partei vor-
schlugen, nicht ultimativ auf der Konfiskation zu bestehen. -

Eine Resolution muß so geschrieben sein, daß sie nicht mißverstanden
werden kann. Sie muß mit allen in der realen Politik vorhandenen poli-
tischen Tendenzen rechnen und nicht mit den guten Absichten dieses oder
jenes Teils der Sozialdemokratie (immer die besten Absichten voraus-
gesetzt). Den „PseudoSozialismus" der Volkstümler haben wir in unserer
Resolution unumwunden und eindeutig festgestellt. Ihre „sozialistische"
Ideologie wird bei uns rundheraus einfach als „nebelhaft" bezeichnet.
Der Kampf gegen ihren Versuch, den Klassengegensatz zwischen Prole-
tarier und Kleinbesitzer zu vertuschen, wird den Sozialdemokraten zur
unbedingten Pflicht gemacht. Damit ist alles gesagt, damit ist bereits das
wirklich utopische Element in der Volkstümlerbewegung, damit ist auch
der kleinbürgerliche, „über den Klassen stehende" Revolutionismus ver-
urteilt. Nicht genug damit. Unsere Resolution enthält nicht nur Verurtei-
lung, nicht nur Negation, sondern weist auch auf den positiven Inhalt
der betreffenden Parteien hin. „Kampf gegen den gutsherrlichen Grund-
besitz und den Leibeigenschaftsstaat", so ist dieser Inhalt bei uns defi-
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niert. Und der ist kein Marxist, der das um des Kampfes gegen den
„nebelhaften" kleinbürgerlichen Sozialismus willen vergißt. Dieser reale
Inhalt ist in der gegenwärtigen Revolution von unermeßlich größerer Be-
deutung als die nebelhaften Zukunftsträume der Volkstümler. Dieser
reale Kampf ist jetzt die kardinale Wasserscheide zwischen der liberalen
und der proletarischen Politik. Die liberale Politik hält die völlige Be-
seitigung des gutsherrlichen Grundbesitzes und des Leibeigenschafts-
staats für IMopie und leeren Revolutionismus: für die Bourgeoisie ist
eine solche Zerschlagung unvorteilhaft und gefährlich. In der realen Poli-
tik unserer Tage kommt in den Angriffen auf den Utopismus und Revo-
lutionismus der Volkstümler eben dieses eigennützige Klasseninteresse
der Bourgeoisie zum Ausdruck und nichts anderes. Im Gegensatz dazu
scheidet die proletarische Politik den Utopismus, den Revolutionismus
und überhaupt den Nebel der „ausgleichenden" Träumereien eines nicht
klassenbezogenen Sozialismus von der Realität des entschlossenen Kamp-
fes gegen die Gutsbesitzer und Anhänger der Fronherrschaft. Was für
die Liberalen eine schädliche Utopie ist, das ist für uns das gegenwärtig
dringendste Interesse des Proletariats: die vollständige Zerschlagung des
gutsherrlichen Grundbesitzes und des Leibeigenschaftsstaats. Auf diesem
Boden müssen wir heute den erbittertsten, den unmittelbar praktischen
Kampf gegen den Liberalismus, den Kampf um die Befreiung der demo-
kratischen Bauernschaft von seinem Einfluß führen.

Die Abänderungsanträge der Menschewiki, die wir hier untersuchen,
widerspiegelten einen der verbreitetsten Fehler des Menschewismus: die
Gleichsetzung des reaktionären Charakters der Bourgeoisie in der gegen-
wärtigen Revolution (d. h. ihrer reaktionären Haltung im Kampf gegen
die Gutsbesitzer und die Selbstherrschaft) mit dem reaktionären Cha-
rakter der Bauernschaft (wobei dieser nicht den Kampf gegen die Guts-
besitzer und die Selbstherrschaft betrifft, sondern den Kampf gegen das
Kapital, d. h. die Aufgaben nicht der gegenwärtigen, der bürgerlichen,
sondern der zukünftigen, der sozialistischen Revolution). Diesen grund-
legenden Fehler der Menschewiki hat der Parteitag verworfen. Dieser
Fehler ist jedoch von großer praktischer Bedeutung, denn mit ihm suchte
man eine Politik zu bemänteln, die in gleicher Weise gemeinsame Ak-
tionen des Proletariats mit den Liberalen wie mit der bäuerlichen Demo-
kratie zuließ.
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Der letzte Abänderungsantrag der Menschewiki, der von allgemeinem
Interesse ist, bezog sich ebenfalls auf Punkt 4, und zwar auf dessen
Schluß. Die Menschewiki schlugen vor, hier den Hinweis auf den Kampf
gegen die Kadetten ( „ . . . gegen die Schwarzhunderter und die Kadetten
auf die Seite der Sozialdemokraten zu treten") zu streichen. Um diesen
für den gegenwärtigen Parteitag absolut unannehmbaren Abänderungs-
antrag, wenn auch nur dem Schein nado, irgendwie annehmbar zu machen,
schlugen sie vor, die ihnen unangenehmen Worte durch einen Hinweis
auf den Kampf um die Zuendeführung der demokratischen Revolution
zu ersetzen. Das war ein eigenartiger Versuch, „die Pille zu verzuckern",
eine für die Bolschewiki unannehmbare Politik (nicht direkt gegen die
Kadetten zu kämpfen) unter dem Deckmantel einer für die Bolschewiki
besonders annehmbaren Losung durchzusetzen. Die Flagge magst du set-
zen, die Ladung ist unser - das war es, im Grunde genommen, was die
Menschewiki als echt opportunistische Politikaster mit ihrem Vorschlag
sagten.

Die einfältige Kriegslist der Menschewiki wurde natürlich sofort unter
Gelächter auf den bolschewistischen Bänken entlarvt (in der Londoner
Kirche saßen wir tatsächlich auf Bänken, so daß es sich hier nicht um
einen Ausdruck in übertragener Bedeutung handelt). Von denselben Bän-
ken ertönte ein geradezu homerisches, lange nicht enden wollendes Ge-
lächter und donnernder ironischer Beifall, als nach dem Durchfall des
menschewistischen Antrags ein Pole einen anderen Abänderungsantrag
einbrachte: den Hinweis auf den Kampf gegen die Kadetten beizubehal-
ten und gleichzeitig ein Bekenntnis zum Kampf um die Zuendeführung
der Revolution hinzuzufügen. Diesen Antrag nahm der Parteitag natür-
lich an. Den ironischen Applaus hatten sich vor allem die Menschewiki
verdient, die für ihn stimmten („Position verpflichtet"!), nachdem L. Mar-
tow in den „Otgoloski" (Nr. 5) wegen dieser angeblich bürgerlich-repu-
blikanischen Idee der Zuendeführung der Revolution Blitz und Donner
gegen uns geschlendert hatte.

Die mißglückte List der Menschewiki leistete uns einen vortrefflichen
Dienst, denn dank diesem Abänderungsantrag bekannte sich der Partei-
tag zu einem äußerst wichtigen Gedanken, der in einer anderen, dem
Parteitag nicht unterbreiteten Resolution von uns niedergelegt worden
war: einer Resolution über die Klassenaufgaben des Proletariats.
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III

Es sei nicht nötig, die augenblickliche Stellung zu den Kadetten zu fixie-
ren, äußerte auf dem Parteitag ein führender Menschewik (ich glaube,
Martynow), weil er wollte, daß der Menschewismus, sozusagen, statt die
Flucht zu ergreifen, einen geordneten Rückzug anträte. Augenblicklich
sind die Kadetten zu nichts nutze, einverstanden. Aber fixiert das nur
nicht, denn sie können noch einmal von Nutzen sein.

Diese Worte waren die nicht sehr glückliche Formulierung eines sehr
wesentlichen Gedankens des Menschewismus, auf den einzugehen sich
zum Abschluß der Untersuchung über die Stellung zu den bürgerlichen
Parteien lohnt. Mißglückt ist diese Formulierung deswegen, weil die
Möglichkeit, alles auszunutzen, was „von Nutzen sein" kann, durch die
Resolution, die die Klassenwurzeln der gegebenen, gegenwärtigen, kon-
terrevolutionären Politik klarlegt, keineswegs ausgeschlossen wird. We-
sentlich ist hier der Gedanke, daß es, wenn auch die Kadetten gegen-
wärtig das Vertrauen der Menschewiki nicht gerechtfertigt haben, doch
eine Zeit gab, in der sie es taten.

Dieser Gedanke ist irrig. Die Kadetten haben niemals das Vertrauen,
das die Menschewiki ihnen entgegenbrachten, gerechtfertigt. Um sich da-
von zu überzeugen, braucht man nur den höchsten Aufschwung unserer
Revolution, Oktober-Dezember 1905, zu nehmen und ihm die gegen-
wärtige Periode, die wohl die Periode des stärksten Niedergangs ist,
gegenüberzustellen. Weder während des höchsten Aufschwungs noch
während des tiefsten Niedergangs hat das Verhalten der Kadetten das
Vertrauen der Menschewiki zu ihnen gerechtfertigt, es bestätigte deren
Taktik nicht, sondern machte sie zunichte. In der Periode des Auf-
schwungs führten die Menschewiki selbst einen aktiven Kampf gegen die
Liberalen (man denke an das „Natschalo"), gegenwärtig aber spricht die
Gesamtheit aller Abstimmungen in der II. Duma mit vollster Eindeutig-
keit für eine „Linksblock"politik und gegen eine Politik der Unterstüt-
zung der Kadetten.

- Die Zeit zwischen dem höchsten Aufschwung und dem tiefsten Nie-
dergang unserer Revolution wird der künftige Historiker der Sozial-
demokratie in Rußland eine Periode der Schwankungen nennen müssen.
Die Sozialdemokratie, soweit die Menschewiki sie vertraten, schwankte
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zu dieser Zeit nach der Seite des Liberalismus hin. Das Jahr der Aus-
einandersetzungen (Ende 1904 bis Ende 1905) erbrachte die historische
Vorbereitung der strittigen Fragen und ihre allgemeine Einschätzung. Die
anderthalb Jahre Revolution (Ende 1905 bis Mitte 1907) waren die prak-
tische Prüfung dieser strittigen Fragen auf dem Gebiete der praktischen
Politik. Diese Prüfung zeigte an Hand der Erfahrung das vollständige
Fiasko der Politik, die in der Unterstützung des Liberalismus bestand,
diese Prüfung führte zur Anerkennung der einzigen revolutionären Po-
litik des Proletariats in der bürgerlichen Revolution: für die Zuende-
führung der Revolution zu kämpfen und die demokratische Bauernschaft
gegen den verräterischen Liberalismus an sich heranzuziehen.

Es wäre gewagt zu behaupten, daß der Londoner Parteitag diese Pe-
riode der Schwankungen der Sozialdemokraten in Richtung auf den
Liberalismus zum Abschluß gebracht hätte. Auf jeden Fall aber wurde
ein ernster Anlauf zur Überwindung der Schwankungen genommen.

PS. Die bürgerliche Presse macht sich das erzwungene Schweigen der
Sozialdemokraten und die „Halblegalität" des Londoner Parteitags aus-
giebig zunutze, um die Bolschewild zu verleumden wie Tote, die sich nicht
wehren können. Natürlich können wir ohne eine Tageszeitung gar nicht
daran denken, mit dem parteilosen „Towarischtsch" Schritt zu halten, in
dem der frühere Sozialdemokrat A. Bram sowie Herr Juri Perejaslawski
und tutti quanti* einen wahren Cancan tanzen, da es ja zum Glück keine
Protokolle gibt und man ungestraft lügen kann. In den Artikeln dieser
A. Bram, Perejaslawski und Konsorten findet sich nichts außer der üb-
lichen Gehässigkeit parteiloser bürgerlicher Intellektueller, so daß man
auf diese Artikel nur hinzuweisen braucht, um sie der verdienten Ver-
achtung preiszugeben. Etwas anderes ist das Gespräch mit Herrn Struve,
das von der „Birshowka" wiedergegeben und bisher, wie es scheint, nicht
widerlegt worden ist. Es verdient außer Verachtung auch wissenschaft-
liche Aufmerksamkeit für dieses . . . Exemplar. Sein Hang zu den Oleto-
bristen, sein Haß gegen die Linken sind ein geradezu klassischer Aus-
druck der dem Liberalismus innewohnenden Tendenzen. Herr Struve
bestätigt die alten Gerüchte, daß er einen Oktobristen ins Büro (der

* alle ihresgleichen. Die Red.
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Duma) gebracht, und ebenso, daß er überhaupt Unterredungen und Be-
ratungen mit den Oktobristen geführt hat. Er ist für eine Vereinigung
mit den Oktobristen! Wir danken Ihnen, Herr Struve, Sie haben glän-
zend bestätigt, was der „Proletari" (Nr. 5: „Versuch einer Klassifizierung
der russischen politischen Parteien") bereits im vergangenen Herbst über
die Oktobristen und die Kadetten schrieb!* Herr Struve fühlt die Ohn-
macht der bürgerlichen Intelligenz und möchte den Schwerpunkt des Li-
beralismus mehr in die Nähe der besitzenden "Klassen verlegen. Eine
Verständigung mit der Krone gelingt den Liberalen vom Typus der Ka-
detten nicht - nieder mit den Kadetten, wenn es dann zu einer Verstän-
digung wenigstens mit „Liberalen" vom Typus der Oktobristen kommt.
Das ist konsequent. Und für uns ist es vorteilhaft, denn es bringt Klar-
heit und Bestimmtheit in die Situation. Eine neue, eine gutsherrliche
Duma. Ein neues Wahlgesetz, das mit aller wünschenswerten Deutlichkeit
die zuverlässigen Gutsbesitzer und Magnaten der Bourgeoisie von den
unzuverlässigen Bauern, städtischen Kleinbürgern und Arbeitern ausge-
zeichnet trennt. Eine neue Strömung im Liberalismus: Krieg des Herrn
Struve gegen die „Abenteurerpolitik der Linken", gegen ihre „Exploita-
tion dunkler sozialer Instinkte 11 (.soziale Instinkte' - ein bornierter Aus-
druck, um so plastischer jedoch in semer Borniertheit. Das Geschreibsel
des Herrn Struve wird offenbar um so bornierter und um so deutlicher,
je mehr dieser Herr sich dem schon nicht mehr weit von ihm entfernten
Bund des russischen Volkes nähert) der rückständigen bäuerlichen
Masse".

Nein, das ist kein Zufall. Der bürgerliche Liberalismus ist als Intellek
tuellenpartei ohnmächtig. Er ist ohnmächtig außer im Kampf gegen die
revolutionäre („dunkle soziale Instinkte") Bauernschaft. Er ist ohnmäch-
tig außer im engen Bündnis mit dem Geldsack, mit der Masse der Guts-
besitzer, mit den Fabrikanten... mit den Oktobristen. Was wahr ist,
ist wahr. Wir sagen den Kadetten schon lange: „Was du tan willst, das
tue bald." Wer für eine Verständigung mit der Krone ist — soll zu den
Oktobristen gehen, zu Stolypin, zum Bund des russischen Volkes.

Wer für das Volk ist, der gehe mit der Sozialdemokratie, die als ein-
zige einen schonungslosen Kampf gegen den Einfluß des Liberalismus
auf die Trudowiki geführt hat und weiterhin führt.

* Siehe Werke, Bd. 11, S. 215-221. Die Red.
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Manche glaubten, daß gerade die menschewistische Politik fähig wäre,
die Kadetten zu spalten. Eine naive Illusion! Was die Kadetten gespalten
hat und spalten wird, ist nur die Linksblockpolitik der revolutionären
Sozialdemokratie. Wur eine solche Politik wird die unvermeidliche Schei-
dung beschleunigen: die bürgerlichen Liberalen gehen zu den Oktobri-
sten, die bürgerlichen Demokraten zu den Trudowiki. Die Sozialdemo-
kratie wird auch künftig, ebenso wie bisher, diese letzteren zwingen, die
Wahl zu treffen zwischen dem konsequenten proletarischen Demokra-
tismus und dem Liberalismus.

Kühn voran, Politiker ä la Struve!

Veröftentlidit i907 in dem Sammelband Nadb dem 7 ext des
„ T>ie Ergebnisse des Londoner Parteitags Sammelbandes,
der ST>ÄPR", St. Petersburg.
Vntersdbrift: N. Lenin.

33 Lenin, Werke, Bd. 12
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1Der Artikel „Die Wahlkampagne der Sozialdemokratie in Petersburg"
wurde in Nr. 2 der Zeitung „Prostyje Retschi" veröffentlicht.

„Prostyje Retsdji" (Das einfache Wort) - legale bolschewistische Wo-
chenzeitung, die im Januar 1907 in Petersburg herausgegeben wurde. Es er-
schienen drei Nummern, jede Nummer enthielt Artikel Lenins. Alle Num-
mern wurden vom Kammergericht beschlagnahmt, die Herausgabe der Zei-
tung wurde vom Petersburger Stadthauptmann verboten, i

2 „7owarisdbtsdb" (Der Gefährte) - bürgerliche Tageszeitung, erschien von
März 1906 bis Januar 1908 in Petersburg; formell kein Parteiorgan, war
sie jedoch faktisch Sprachrohr der linken Kadetten. Auch Menschewiki
arbeiteten an der Zeitung mit. 2

3 „Vrolerari" (Der Proletarier) - illegale Zeitung, die nach dem IV. (Ver-
einigungs-) Parteitag von den Bolschewiki gegründet wurde,- sie erschien
vom 21. August (3. September) 1906 bis zum 28. November (11. Dezem-
ber) 1909 unter der Redaktion Lenins als Organ des Moskauer und des
Petersburger Komitees der SDAPR, eine Zeitlang auch des Moskauer Be-
zirkskomitees und der Komitees von Perm, Kursk und Kasan. Faktisch war
die Zeitung das Zentralorgan der Bolschewiki. Es kamen 50 Nummern her-
aus: die ersten 20 in Finnland, die übrigen im Ausland - in Genf und
Paris.

In der Zeitung wurden mehr als 100 Artikel und Notizen Lenins ver-
öffentlicht. In den Jahren der Stolypinschen Reaktion spielte der „Proletari"
eine hervorragende Rolle für die Erhaltung und Festigung der bolschewi-
stischen Organisationen. Während der Wahlkampagne zur II. Duma ver-
breitete das Petersburger Komitee der SDAPR unter den Arbeitern von
einzelnen Nummern der Zeitung bis zu 4000 Exemplare.
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Auf dem Plenum de? Zentralkomitees der SDAPR im Januar 1910 ge-
lang es den Versöhnlern, einen Beschluß durchzusetzen, dem zufolge der
„Proletari" nicht weiter erschien. 2

4 Trudowikigruppe, Jruäowiki (abgeleitet von russ. „trud" = Arbeit) - eine
Gruppe kleinbürgerlicher Demokraten, die im April 1906 entstand und sich
aus Bauernabgeordneten der I. Reichsduma zusammensetzte. Die Gruppe
vereinigte zu Beginn der Dumatätigkeit 107 Abgeordnete.

Die Trudowiki forderten die Abschaffung aller ständischen und nationa-
len Beschränkungen, die Demokratisierung der ländlichen und städtischen
Selbstverwaltung und die Verwirklichung des allgemeinen Wahlrechts bei
den Wahlen zur Reichsduma.

Das Agrarprogramm der Trudowikigruppe war der „Entwurf der Grund-
thesen" des Bodengesetzes, der am 23. Mai (5. Juni) 1906 von 104 Depu-
tierten in der Duma eingebracht wurde. Der Entwurf basierte auf den volks-
tümlerischen Prinzipien der ausgleichenden Bodennutzung: Bildung eines
allgemeinen Volksfonds aus Staats-, Apanage-, Kabinetts- und Klosterlän-
dereien und auch aus Privatländereien, wenn die Größe des Besitzes die
festgelegte Arbeitsnorm übersteigt; das Recht der Bodennutzung wird nur
denjenigen gewährt, die den Boden selbst bearbeiten. Für enteignete Pri-
vatländereien sollte eine Entschädigung gezahlt werden. Die Durchführung
der Bodenreform sollte örtlichen Bauernkomitees übertragen werden. Über
das Agrarprogramm der Trudowiki siehe den vorliegenden Band, S. 192
bis 194.

In der II. Duma hatten die Trudowiki 104, in der III. Duma 14 und in
der IV. Duma 10 Deputierte. 2

5rNik. J-ski - N. I. Jordanski. 2
6 Gemeint ist die zweite "Konferenz der SDÄPR {„Erste Qesamtrussisdhe

Konferenz"}, die vom 3. bis 7. (16.-20.) November 1906 in Tammerfors
stattfand. An der Konferenz nahmen Vertreter der sozialdemokratischen
Parteien mehrerer Nationalitäten teil: Polens und Litauens, des Lettischen
Gebiets und des „Bund". Das menschewistische ZK, das dafür gesorgt
hatte, daß eine Reihe fiktiver Organisationen auf der Konferenz vertreten
war, sicherte den Menschewiki die Mehrheit - zusammen mit den Bundi-
sten hatten sie 18 von 32 Delegierten.

Tagesordnung der Konferenz: 1. Wahlkampagne; 2. Parteitag; 3. Ar-
beiterkongreß; 4. Kampf gegen die Schwarzhunderter und die Pogrome;
5. Partisanenaktionen. Zur Frage der Wahlkampagne sprachen vier Refe-
renten. Für die Bolschewiki ergriff Lenin das Wort. Die Menschewiki nutz-
ten ihre Mehrheit aus, eine Resolution durchzusetzen, die Blocks mit den
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Kadetten während der Dumawahlen für zulässig erklärte. Als Gegenge-
wicht hierzu schrieb Lenin die besondere Meinung von 14 Delegierten nie-
der (6 Bolschewiki - Delegierte von Petersburg, Moskau, vom Zentralen
Industriegebiet und vom Wolgagebiet, 5 polnische und 3 lettische Sozial-
demokraten) und unterbreitete sie der Konferenz. (Siehe Werke, Bd. 11,
S. 292-294). 2

'Die Stadt- und Qouvernementskonferenz der Petersburger Organisation
der SDAPJZ trat am 6. (19.) Januar 1907 zusammen, um die Frage von
Wahlabkommen bei den Wahlen zur II. Reichsduma zu entscheiden. An
der Konferenz nahmen 70 Delegierte (39 Bolschewiki und 31 Menschewiki)
teil. Nachdem die Menschewiki sich überzeugt hatten, daß die Konferenz
die Taktik von Blocks mit den Kadetten ablehnen würde, verließen sie die
Konferenz. Lenin hielt vor den bolschewistischen Delegierten ein Referat
über Wahlabkommen, worauf diese es für prinzipiell unzulässig und poli-
tisch schädlich erklärten, Abkommen mit den Kadetten zu schließen. 3

8 „Retsdh" (Die Rede) - Tageszeitung, Zentralorgan der Kadettenpartei,- er-
schien in Petersburg ab Februar 1906. Am 26. Oktober (8. November) 1917
wurde sie vom Revolutionären Militärkomitee beim Petrograder Sowjet ver-
boten. 5

9 „Rodnaja Setnlja" (Heimaterde) - eine den Trudowiki nahestehende Wo-
chenzeitung, die von Januar bis April 1907 in Petersburg erschien.

Jan (Pseudonym von W. G. Bogoras) - Publizist, einer der Organisa-
toren der halbkadettischen „Volkssozialistischen Partei". 6

10 Lenins Broschüre „Die Wahlen in Petersburg und die TJeudhelei der
31 Mensdoewiki" wurde vom Petersburger Komitee der SDAPR in 3000
Exemplaren verbreitet. 19

11 üdwaliade - die Skandalaffäre um Lidwal, der 1906 Lebensmittellieferant
für die von der Hungersnot betroffenen Gouvernements war, und den stell-
vertretenden Innenminister W. I. Gurko. Die Aufdeckung der von ihnen
begangenen Unterschlagungen und der Schiebungen hatte die Zarenregie-
rung gezwungen, den Fall vor Gericht zu bringen. Die Schuldigen gingen
jedoch straffrei aus.

Die Ermordung J-lerzensteins - eines Kadetten, Mitglieds der I. Reichs-
duma, erfolgte am 18. (31.) Juli 1906 durch Schwarzhunderter in Finn-
land. 25

12 „Sewodnja" (Heute) - bürgerlich-liberale Abendzeitung, die von 1906 bis
1908 in Petersburg erschien.
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„Rus" (Rußland) - bürgerlich-liberale Tageszeitung; erschien in Peters-
burg von 1903 bis 1908 mit Unterbrechungen und unter verschiedenen Na-
men, u. a. „Molwa" (Die Kunde), „XX Wek" (20. Jahrhundert).

„Strand" (Das Land) - bürgerlich-liberale Tageszeitung, die 1906 und
19Q7 in Petersburg erschien. 36

13 Gemeint sind die Instruktionen und Kommentare zu dem Gesetz vom
11. (24.) Dezember 1905 über die Wahlen zur Reichsduma, die vom Diri-
gierenden Senat erlassen wurden. Mit der Veröffentlichung der „Erläute-
rungen" zu den Artikeln des Wahlgesetzes entzog der Senat verschiedenen
Kategorien von Arbeitern, Bauern und nichtrussischen Nationalitäten das
Wahlrecht. 37

14 Oktobristen („Verband vom 17. Oktober") - im November 1905 gegrün-
.dete konterrevolutionäre Partei der großen Handels- und Industriebour-
geoisie und der kapitalistisch wirtschaftenden Großgrundbesitzer. Die Ok-
tobristen, die in Worten das Manifest vom 17. Oktober anerkannten,
strebten in Wirklichkeit nicht nach Beschränkung der Selbstherrschaft und
unterstützten voll und ganz die Innen- und Außenpolitik der zaristischen
Regierung. Führer der Oktobristen waren der Großindustrielle A. I. Gutsch-
kow und der Latifundienbesitzer M. W. Rodsjanko. 38

15 „Qolos Prikastsdhika" (Die Stimme des Handelsangestellten) - Wochen-
zeitung, die von April bis Oktober 1906 in Petersburg erschien. 40

16 „TJowoje Wretnja" (Neue Zeit) - Tageszeitung, die von 1868 bis Oktober
1917 in Petersburg erschien. Zu Beginn gemäßigt liberal, wurde sie Ende
der siebziger Jahre zum Organ reaktionärer Kreise des Adels und der be-
amteten Bürokratie. Die Zeitung bekämpfte nicht nur die revolutionäre,
sondern auch die bürgerlich-liberale Bewegung. Ab 1905 war sie ein Organ
der Schwarzhunderter. Lenin bezeichnete das „Nowoje Wremja" als Mu-
sterbeispiel einer korrupten Zeitung. 47

17 „TJarodowzen" (Nationaldemokraten) - konterrevolutionäre nationalisti-
sche Partei der polnischen Bourgeoisie, gegründet im Jahre 1897. Während
der Revolution von 1905-1907 wurden die „Narodowzen" zur Hauptpartei
der polnischen Konterrevolution, zur Partei der „polnischen Schwarzhun-
derter" (Lenin). 50

18 X. - W. G. Tschirkin; gehörte 1907 zu den Menschewiki. 55
19 „Russkije Wedomosti" (Russische Nachrichten) - Tageszeitung, die in

Moskau ab 1863 von liberalen Professoren der Moskauer Universität und
Semstwoleuten herausgegeben wurde. Sie vertrat die Interessen der libe-
ralen Gutsbesitzer und der Bourgeoisie. 1905 wurde sie zum Organ des



Anmerkungen 521

rechten Flügels der Kadetten,- nach der Oktoberrevolution 1917 wurde sie
ebenso wie die anderen konterrevolutionären Zeitungen verboten. 65

20 „Birshewyje Wedomosti" (Börsennachrichten) - bürgerliche Tageszeitung,
die ab 1880 in Petersburg erschien. Der Kurzname „Birshowka" wurde
zum Gattungsnamen und kennzeichnete die Prinzipienlosigkeit und Feil-
heit der bürgerlichen Presse. Die Zeitung wurde Ende Oktober 1917 ver-
boten. 66

21 „7<!asdha Shisn" (Unser Leben) - Tageszeitung, die dem linken Flügel der
Kadettenpartei nahestand; sie erschien mit Unterbrechungen von 1904 bis
1906 in Petersburg. 71

22 Ein Plus in der Tabelle bezeichnet die Wahlmänner, die bei einer Zer-
splitterung der Wählerstimmen zwischen den Kadetten und dem Links-
block den Schwarzhundertern hätten zufallen können. 73

23 „Jelegraf"-Tageszeitung bürgerlich-liberaler Richtung, die im Januar und
Februar 1907 in Petersburg erschien. 74

24 „Jrud" (Die Arbeit) - in Petersburg herausgegebene bolschewistische Wo-
chenzeitung. Die Nummern der Zeitung sind bis jetzt nicht wieder aufge-
funden worden. 75

25 „Nasdj Mr" (Unsere Welt) - menschewistische Wochenschrift, die im Ja-
nuar und Februar 1907 in Petersburg erschien. 77

26 Gemeint ist der in Nr . 13 des „Proletari" veröffentlichte Bericht des Mos-
kauer Bezirks der Stadt Petersburg über die Wahlen zur II. Duma. In dem
Bericht werden die Wahlen im Betrieb Retschkin geschildert, wo die Arbei-
ter nur deshalb einen Sozialrevolutionär wählten, weil sie nicht einen Men-
schewik - einen Anhänger von Abkommen mit den Kadetten - wählen
wollten. 78

27 Die Überschrift des Dokuments stammt vom Institut für Marxismus-Leni-
nismus beim ZK der KPdSU in Moskau. 84

28 Siehe „Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phil. Becker, Jos. Dietz-
gen, Friedrich Engels, Karl Marx u. A. an F. A. Sorge und Andere", Stutt-
gart 1921, S. 194.91

29 Siehe Kar l M a r x , „Briefe a n Kugelmann" , Berlin 1952, S. 6 6 - 6 9 . 96
30 Siehe Kar l M a r x , „Briefe a n Kuge lmann" , Berlin 1952, S. 31/32. 96
31 Siehe Kar l M a r x , „Briefe an Kuge lmann" , Berlin 1952, S. 57. 97
32 Siehe Kar l M a r x , „Briefe an Kuge lmann" , Berlin 1952, S. 74.. 97
33 Siehe Kar l M a r x , „Briefe an Kuge lmann" , Berlin 1952, S. 28 . 98
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34 Siehe Karl Marx , „Briefe an Kugelmann", Berlin 1952, S. 82, 83. 98
35 Lenin meint die „Zweite Adresse des Generalrats der Internationalen Ar-

beiterassoziation über den Deutsch-Französischen Krieg", die M a r x am
9. September 1870 in London verfaßte. (Siehe Karl M a r x und Friedrich
Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. I, Berlin 1959, S. 463.
bis 470.) 100

36 Siehe Kar l M a r x , „Briefe an Kuge lmann" , Berlin 1952, S. 124/125. 102
37 Siehe Karl M a r x , „Briefe an Kuge lmann" , Berlin 1952, S. 126. 103

^'Nationalistische Autonomisten nenn t Lenin die Deput ie r ten Polens in der
II. Reichsduma. 105

39 Krusdbewan, P . A . - einer der Anführer der Schwarzhundertervereinigung
„Bund des russischen Volkes" . 108

40 Siehe den 1891 geschriebenen Artikel von Engels „ D e r Sozialismus in
Deutsch land" (Marx/Engels/Lenin/Stalin, „ Z u r deutschen Geschichte",
Bd. II, 2. Ha lbband , Berlin 1954, S. 1141). D e n gleichen Gedanken wie-
derhol te Engels 1895 in der „Einlei tung" zu r Broschüre von Kar l M a r x
„Die Klassenkämpfe in Frankreich 1848 bis 1850". (Siehe Kar l M a r x u n d
Friedrich Engels, Ausgewähl te Schriften in zwei Bänden, Bd. I, Berlin 1959,
S. 120/121.) 109

41 „Jernii 7ruda" (Dornen der Arbei t) - legale bolschewistische Wochen-
schrift, die von Dezember 1906 bis J a n u a r 1907 in Petersburg herausge-
geben wurde . Es erschienen 3 N u m m e r n . Alle N u m m e r n wurden von der
Polizei beschlagnahmt, die Herausgabe der Wochenschrift wurde vom Pe-
tersburger Kammergericht verboten. 113

42 „Srenije" (Die Sicht) - legale bolschewistische Wochenzei tung, die 1907
während der Wahlkampagne zur zweiten D u m a unter engster Mitarbei t
Lenins in Petersburg herausgegeben wurde. Es erschienen zwei Nummern
( N r . 1 vom 25. Januar [7. Februar] und N r . 2 vom 4. [17.] Februar) . Beide
Nummern wurden beschlagnahmt, die Herausgabe der Zei tung wurde vom
Petersburger Kammergericht verboten. 113

43 In Saratow und Nishni-Nowgorod siegten bei den Wahlen zur Reichsduma
die Kandidaten des Linksblocks. Von 80 gewählten Wahlmännern waren in
Saratow 65 Linke und 15 Kadetten, in Nishni-Nowgorod 39 Linke, 38 Ka-
detten und 3 Oktobristen. 118

44 D ie Konferenz der Petersburger sozialdemokratischen (Stadt- und Zand-
bezirks-} Organisation fand im Februar 1907 stat t . An der Konferenz nah-
men 27 Personen mit beschließender, 14 (darunter einige W a h l m ä n n e r der
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Arbeiterkurie) mit beratender Stimme teil. Tagesordnung: 1. Die bevor-
stehenden Deputiertenwahlen zur Reichsduma in Petersburg und die Ar-
beiterkurie; 2. Dumawahlkampagne und Dumataktik der Sozialdemokra-
tie; 3. Kongreßkampagne, d. h. Vorbereitung zum sozialdemokratischen
Parteitag; 4.Reorganisation der Petersburger Organisation; 5.Parteigericht
in Sachen N. Lenin (das menschewistische ZK wollte Lenin wegen Ver-
öffentlichung der Broschüre „Die Wahlen in Petersburg und die Heuchelei
der 31 Menschewiki" zur Verantwortung ziehen); 6. Stellung zu den ab-
gespaltenen Menschewiki; 7. Verbreitung von Agitationsliteratur in Pe-
tersburg.

Die Konferenz stellte nach Erörterung der ersten Frage zwei Dumakan-
didaten auf und wählte eine Kommission zur Ausarbeitung des Entwurfs
eines Wählerauftrags an die Arbeiterbevollmächtigten, die Wahlmänner
und die Deputierten.

Die Konferenz billigte das Referat Lenins über die Dumawahlkampagne
und die Dumataktik der Sozialdemokratie und bestätigte die vom Peters-
burger Komitee ausgearbeiteten organisatorischen Grundprinzipien für
den Aufbau der Petersburger Organisation. Was die Absicht des mensche-
wistischen ZK betraf, Lenin durch ein Parteigericht zur Verantwortung zu
ziehen, so erklärte die Konferenz die Menschewiki für schuldig, die Pe-
tersburger sozialdemokratische Organisation gespalten zu haben; sie ver-
urteilte die spalterische Tätigkeit des menschewistischen ZK-Mitglieds
Dan und unterstützte voll und ganz Lenin. Die Konferenz wählte eine
Kommission zur Kontrolle der Parteipresse und delegierte Vertreter der
Petersburger Organisation in die Redaktionen des „Proletari" und des
„Wperjod". Auf der Konferenz wurden Delegierte zu einer Beratung der
bolschewistischen Organisationen gewählt, die die Plattform zum V. Partei-
tag der SDAPR ausarbeiten sollte. HO

45 In der Diskussion zu Lenins Referat wurde die Frage berühr t , ob m a n
nicht Abkommen der Sozialdemokratischen Par te i mit der revolutionären
Demokra t i e ausschließlich auf Kampfmomente (Aufstand, Streik) beschrän-
ken solle und ob in diesen Fällen nicht eine allgemeine und einheitliche
revolutionäre Organisa t ion erforderlich sei. i24

46 Die Resolutionsentwürfe der Bolsdbewiki zum V. Parteitag der SDÄPR
wurden von Vertretern des Petersburger und des Moskauer Komitees, des
Moskauer Landbezirkskomitees, des Gebietsbüros des Zentralen Industrie-
gebiets und der Redaktion des „Proletari" angenommen. Diese Vertreter
hielten ihre Beratung vom 15. bis 18. Februar (28. Februar bis 3. März)
1907 ab. Die Entwürfe wurden als Materialien für die Parteidiskussion und
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zur Vorbereitung des Parteitags versandt. Die Resolutionsentwürfe wurden
in N r . 6 und 7 der legalen bolschewistischen Zeitung „Nowy Lutsch" vom
25. und 27. Februar 1907 und in N r . 14 des „Proletari" vom 4. M ä r z 1907
veröffentlicht. 125

47 Die vom Petersburger Komitee der SDAPR am 4. (17.) September 1906
einberufene Versammlung von Petersburger Arbeitern verurteilte mit 74
gegen 11 Stimmen die menschewistische Losung eines „Arbeiterkon-
gresses".

Im September 1906 fand die zweite Konferenz der sozialdemokratischen
Organisationen des Zentralen Rayons statt, an der Vertreter von Moskau,
Iwanowo-Wosnessensk, Brjansk, Nishni-Nowgorod, Sormowo, Orjol, Smo-
lensk und anderen Städten, vom Zentralkomitee und von der Redaktion
des „Proletari" teilnahmen. Zur Frage des „Arbeiterkongresses" wurde
eine Resolution angenommen, die die Agitation für den „Arbeiterkongreß"
für schädliche Demagogie erklärte. i35

48 „VJlumanite" - von Jean Jaures 1904 als Organ der Französischen Sozia-
listischen Partei gegründete Tageszeitung. Bald nach der Spaltung der
Sozialistischen Partei auf dem Kongreß im Dezember 1920 und der Grün-
dung der Kommunistischen Partei Frankreichs wurde „l'Humanite"" deren
Organ. Seitdem erscheint sie in Paris als Zentralorgan der Kommunisti-
schen Partei. i37

49 Der Artikel „Die Eröffnung der zweiten Reidhsduma" erschien als Leit-
artikel in N r . 1 des „Nowy Lutsch".

„Tiowy Zutsdb" (Neuer Strahl) - bolschewistische politische und lite-
rarische Tageszeitung, die legal vom 20. bis 27. Februar (5.-12. März)
1907 unter engster Mitarbeit W . I. Lenins in Petersburg erschien; in allen
Nummern der Zeitung, außer N r . 3, sind Artikel von Lenin veröffentlicht.
Mitarbeiter des „Nowy Lutsch" waren: W . W . Worowski, A. M . Gorki,
M . S. Olminski, I. I. Skworzow-Stepanow und andere. Mit N r . 7 wurde
die Zeitung vom Petersburger Stadthauptmann verboten. 144

50 Der Artikel „Die zweite "Duma und die Aufgaben des Proletariats" er-
schien in Nr. 2 des „Rabotschi".

„Rabotsdbi" (Der Arbeiter) - illegale bolschewistische Zeitung der
Ochtaer und der Sampsonijewer Unterbezirksorganisation der SDAPR des
Wiborger Bezirks; ab Nr. 3 Zeitung der Ochtaer, Sampsonijewer, Apte-
karsker und Kamennoostrower Unterbezirksorganisation der SDAPR des
Wiborger und des Petersburger Bezirks,- erschien ab 13. (26.) Februar
1907 als populäres Massenorgan. An der Zeitung arbeiteten W. I. Lenin,
J. M. Jaroslawski und andere mit. Anfang Juni 1907 wurde die Druckerei
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der Ze i tung von der Polizei demoliert, was dem Erscheinen der Zei tung
ein Ende machte." 148

51 „Russkaja Sbisn" (Russisches Leben) - legale Tageszei tung linkskadetti-
scher Richtung, die von J a n u a r bis M ä r z 1907 in Petersburg herausge-
geben wurde . M i t N r . 38 ging sie in die H ä n d e der Menschewiki über . Es
erschienen 52 N u m m e r n . 153

52 „Sowremennaja Retsdb" (Zeitgenössische Rede) - Tageszei tung bürger-
lich-liberaler Richtung, die von J a n u a r bis M a i 1907 in Petersburg erschien;
unters tü tz te die Kadet ten . 157

53 „Erster Sammelband" - eine 1907 im Verlag „Nowaja D u m a " erschienene
Sammlung bolschewistischer Artikel, die den Ergebnissen der ersten und
der Analyse der Perspekt iven der zweiten D u m a gewidmet waren. In dem
Sammelband wurden Lenins Artikel „Die Arbei tergruppe in der Reichs-
duma" , „ Z u dem Aufruf der Arbei terdeput ier ten", „Auf, zu r Einheit!",
„ Z u r Deklara t ion unserer Dumafrakt ion" , „Die Dumapar te ien und das
Volk" aus den bolschewistischen Zei tungen „ W o l n a " (Die W o g e ) ,
„Wper jod" und „Echo" nachgedruckt. 168

54 „TJowyje Sily" ( N e u e Kräfte) - Petersburger Tagesze i tung der Trudo-
wiki im Februar 1907. 171

55 D e r Artikel „Die Kadetten und die Jrudowiki" wurde zuers t in der „Ra-
botschaja M o l w a " veröffentlicht.

„Rabotsdiaja Molwa" (Arbeiterst imme) - legale bolschewistische Zei-
tung . Die erste, in Petersburg a m 1. (14.) M ä r z 1907 erschienene N u m m e r
wurde jedoch sofort beschlagnahmt und die Herausgabe der „Rabotschaja
M o l w a " verboten. 181

66 Lenin meint die auf dem Amsterdamer Kongreß der II. Internationale im
Augus t 1904 angenommene Resolution „Internationale Regeln der soziali-
stischen Tak t i k " . D ie Resolution verbot den Sozialisten die Beteiligung a n
bürgerlichen Regierungen und lehnte die Zusammenarbe i t sozialistischer
Parteien mit bürgerlichen Par te ien ab . 182

57 Es handel t sich um das Buch eines Mitgl ieds der I. Reichsduma, N . A.
Borodins, „Die Reichsduma in Zah len" , Pe tersburg 1906. Nach den Be-
rechnungen N . A. Borodins waren von 153 Kadet ten in der I. D u m a
92 Adlige. Von ihnen besaßen 3 Personen zwischen 5000 u n d 10 000 Desja-
t inen Land,- 8 Personen zwischen 2000 und 5000 Desjat inen; 8 Personen
zwischen 1000 u n d 2000 Desja t inen; 30 Personen zwischen 500 u n d .1000
Desjat inen. Somit waren ungefähr ein Dri t te l der kadettischeri Deput ier ten
Großgrundbesi tzer . 183

34 Lenin, Werke, Bd. 12
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58 D a s Dokument „Zu der Deklaration Stolypins" ist der Entwurf eines Auf-
rufs der sozialdemokratischen Fraktion der II. Reichsduma als Antwort auf
die in der Duma am 6. (19.) M ä r z 1907 von Stolypin verlesene Regierungs-
erklärung. Der Entwarf wurde von Lenin verfaßt und am 28. Februar
(13. M ä r z ) 1907 von der sozialdemokratischen Fraktion erörtert. D a in der
sozialdemokratischen Fraktion die Menschewiki das Übergewicht hatten,
nahm die Fraktion den menschewistischen Entwurf des Aufrufs an, der
dann auch in der Duma von dem Deputierten Zereteli verlesen wurde. 185

59 Der in N r . 26 der Zeitschrift „Die Neue Zei t" vom 27. M ä r z 1907 in deut-
scher Sprache veröffentlichte Artikel „Die T)umawah1en und die Jaktik der
russischen Sozialdemokratie" wurde ins Georgische übersetzt und in N r . 24
und N r . 25 der bolschewistischen Zei tung „Dro" (Die Zeit) vom 7. und
8. April 1907 gedruckt. 188

60 Lenin meint die im November 1906 von Stolypin erlassenen Agrargesetze.
Am 9. (22.) November 1-906 erschien ein Erlaß, der das Ausscheiden der
Bauern aus der Dorfgemeinde regelte und ihnen Anteilländereien als Eigen-
tum zuwies, und am 15. (28.) November ein Erlaß über die Gewährung
von Darlehen durch die Bäuerliche Bodenbank unter Verpfändung der An-
teilländereien.

ü b e r die Stolypinsche Bodenreform siehe das W e r k Lenins „Das Agrar-
programm der Sozialdemokratie in der ersten russischen Revolution
1905-1907". 202

61 Der erste Abschnitt des Artikels „Die Plattform der revolutionären Sozial-
demokratie" wurde in N r . 14 des „Proletari" vom 4. (17.) M ä r z 1907 ver-
öffentlicht, der zweite am 12. (25.) M ä r z geschrieben und in N r . 15 des
„Proletari" vom 25. M ä r z (7. April) 1907 veröffentlicht. 204

62 In der Sitzung der II. Reichsduma vom 7. (20.) M ä r z 1907 brachte die so-
zialdemokratische Fraktion den Antrag ein, die Duma möge einen Er-
nährungsausschuß einsetzen, der die von der Regierung in den Jahren
1905-1907 getroffenen Maßnahmen zur Unters tützung der Hungernden
untersuchen sollte. Es wurde beantragt, den ministeriellen Bericht über die
Verwendung der Geldmittel zu prüfen und die Lage in den von der Hun-
gersnot betroffenen Gouvernements zu untersuchen. Gegen den Antrag der
sozialdemokratischen Fraktion sprach der Kadett Roditschew, der im Namen
der Regierung von Stolypin unterstützt wurde. 204

63 „Rossija" (Rußland) - polizeilich-erzreaktionäre Tageszeitung, die von
1905 bis 1914 in Petersburg erschien; Organ des Innenministeriums. 205

64 Siehe Karl Märx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 570.
209
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65 D e r Ar t ike l „Wie man Resolutionen nidht sdbreiben soll" w u r d e in dem
Sammelband „Fragen der Taktik" II veröffentlicht.

„fragen der 7aktik" - der Vorbereitung des V. Parteitags der SDAPR
gewidmete bolschewistische Sammelbände, die im April 1907 im Petersbur-
ger Buchverlag „Nowaja Duma" erschienen. Es kamen zwei Sammelbände
heraus. Der zweite Band wurde vom Presseamt beschlagnahmt. 211

66 Pederaken — ironische Bezeichnung der „Pa r t e i demokrat ischer Reformen" ,
eine de r polit ischen G r u p p i e r u n g e n der l iberal-monarchist ischen Bourgeoisie,
die Anfang 1906 während der Wahlen zur I. Reichsduma gebildet wurde;
sie stand rechts von der Kadettenpartei. 229

, 67 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 570.
230

68 Die Konferenz des „Estländisdben Qebietsverbandes" der SDÄPR fand in
der zweiten Februarhälf te 1907 stat t . A n der Konferenz nahmen 18 Dele-
gierte der sozialdemokratischen Organisat ionen Revals und N a r w a s sowie
der ländlichen sozialdemokratischen Organisat ionen Estlands mit beschlie-
ßender St imme teil. Außerdem nahmen 3 Delegierte aus Petersburg und
Riga teil, die in den Fragen der P ropaganda und Agitation in estnischer
Sprache beschließende Stimme ha t ten .

Auf der Konferenz wurden folgende Resolutionen angenommen: über die
Mil i tärorganisat ionen und die Kampfgruppen, zu r Agrarfrage, über die
Gewerkschaften, über die Stellung z n anderen lokalen Parteien, über das
Verhältnis zu r Reichsduma und das Sta tu t des „Estländischen Gebietsver-
bandes" der SDAPR. 234

69 Die Oberschrift des Dokuments s tammt vom Institut für Marx ismus-
Leninismus beim Z K der K P d S U in Moskau . 236

70 Polnisches %olo - Vereinigung der polnischen Deput ier ten in der Reichs-
duma. In der I. und II. D u m a bildeten den führenden Kern in dieser Ver-
einigung die Narodowzen - die polnischen Schwarzhunderter . In allen
wesentlichen Fragen der Dumatak t ik unters tü tz te das polnische Kolo die
Oktobr is ten und die Rechten. 240

71 „Sozialdemokrat" - illegales O r g a n des Zentralkomitees der SDAPR, das
von September bis November 1906 in Petersburg erschien,- faktisch war die
Ze i tung ein menschewistisches Organ , da sich das Z K zu dieser Zei t in den
H ä n d e n der Menschewiki befand. Es erschienen sieben N u m m e r n . 243

72 „Jswestija %restjanskidh Veputatow" (Nachrichten der Bauerndeputier-
ten) - Tageszei tung, O r g a n der Trudowikigruppe in der I. Reichsduma;
erschien im M a i 1906 in Petersburg . 249

34*
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73 Lenins Entwurf war für den sozialdemokratischen Deput ier ten G . A. Ale-
xinski bestimmt, der in der Deba t t e zu r Agrarfrage in der D u m a eine Rede
halten sollte. Alexinski benu tz te den Entwurf in seiner Rede am 5. (18.) April
1907 nu r teilweise. 261

74 Lenin meint die gouvernementalen Adelskomitees zu r Ausarbei tung vor-
läufiger Projekte der Bauernreform. Die meisten Komitees machten den er-
folglosen Versuch, die Reform aufzuhal ten, und wollten in ihren Projekten
dem Adel möglichst viele fronherrliche Privilegien sichern. Gleichzeitig mit
de r Befreiung der Bauern w u r d e „zur Regelung ihrer Bodenverhältnisse u n d
z u r Beaufsichtigung ihrer Ständeverwal tung" die Institution der Friedens-
richter eingeführt. D ie Friedensrichter waren vom Gouverneur bestimmte
ortsansässige Erbadlige, die vom Senat bestät igt wurden . 265

75 „Russkaja Trawda" (Russisches Recht) - die erste der uns überlieferten
schriftlichen Sammlungen gerichtlicher Bräuche u n d fürstlicher Verordnun-
gen des Kiewer Reiches aus dem 11 . und 12. Jahrhunder t , die im Jahre 1738
in einer Abschrift der ersten Nowgoroder Chronik entdeckt wurde . In den
Gesetzesbest immungen der „Russkaja P r a w d a " erhielten die sich heraus-
bildenden Feudalverhältnisse im Kiewer S taa t ihre juristische Form. Es
liegen Angaben vor über 112 Abschriften der „Russkaja P r a w d a " in ver-
schiedenen Fassungen. D i e letzte Ausgabe siehe „Prawda Russkaja", Bd. I,
Akademie der Wissenschaften der UdSSR, M o s k a u 1940, russ. 265

76 Gemeint ist die Arbei t N . Karyschews „Bäuerliche Pachtungen auf Nicht-
antei l land", die in Bd. II des Buches „Ergebnisse der ökonomischen Un te r -
suchung Rußlands nach D a t e n der Semstwostatist ik" (Dorpa t 1892) ver-
öffentlicht ist. 268

77 Die von Lenin erwähnte Berechnung wurde im Manusk r ip t nicht gefunden.
273

78 „Wperjod" (Vorwärts) - legale bolschewistische Tageszei tung, die in
Petersburg ab 26. M a i (8 . Juni) 1906 a n Stelle der von der Regierung ver-
botenen Ze i tung „ W o l n a " erschien. Lenin arbeitete führend an dieser Zei-
tung mit. Weitere Mitarbeiter waren M. S. Olminski, W. W. Worowski
und A. W. Lunatscharski. Die in der Zeitung veröffentlichten Artikel
Lenins behandelten hauptsächlich taktische Fragen der ersten russischen Re-
volution. Die Zeitung wurde wiederholt beschlagnahmt und verfolgt. Nach
Erscheinen der Nr. 17 vom 14. (27.) Juni 1906 wurde sie verboten. An Stelle
des „Wperjod" erschien nunmehr die bolschewistische Zeitung „Echo". 285

79 Lenin meint die Stelle in N. G. Tschernyschewskis Roman „Prolog", wo der
Held des Romans, Wolgin, auf das Argument, zwischen Fortschrittlern und
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Agrarierpartei bestehe ein gewaltiger Unterschied, antwortet: „Nein, nicht
gewaltig, sondern verschwindend k l e i n . . . Er wäre gewaltig, wenn die
Bauern das Land ohne Ablösung erhielten. Einem Menschen eine Sache
nehmen oder sie ihm belassen, das ist ein Unterschied; wenn man aber von
ihm Geld dafür verlangt, so kommt es auf dasselbe hinaus. Der Plan der
Gutsbesitzerpartei unterscheidet sich vom Plan der Fortschrittler nur da-
durch, daß er einfacher und kürzer ist. Deshalb ist er sogar besser. Er
würde weniger Verzögerungen, wahrscheinlich auch eine geringere Be-
lastung der Bauern mit sich bringen. Wer von den Bauern Geld hat, der
wird sich Land kaufen. Wer es nicht hat, der soll auch nicht verpflichtet
sein, es zu kaufen. Dies würde ihn ja nur ruinieren. Loskauf ist das-
selbe wie Kauf." ( N . G. Tschernyschewski, Ausgewählte Werke, Bd. V,
Moskau 1932, S. 480, russ.) Dieses Zitat führt Lenin auch in seinem Werk
„Was sind die ,Volksfreunde' und wie kämpfen sie gegen die Sozialdemo-
kraten?" an. (Siehe Werke, 4. Ausgabe, Bd. 1, S. 263, russ.; deutsche
Ausgabe, Berlin 1952, S. 187/188.) 287

80 „Narodnaja Duma" (Volks-Duma) - menschewistische Tageszeitung, die
im März und April 1907 in Petersburg erschien. 31 i

81 Hasarow — eine der Hauptgestalten in I. S. Turgenjews Roman „Väter und
Söhne". 311

82 „Tiessaglawzen" - die Organisatoren und Mitarbeiter der 1906 in Peters-
burg herausgegebenen Zeitschrift „Bes Saglawija" (Ohne Titel): S. N . Pro-
kopowitsch, J. D . Kuskowa, W . J. Bogutscharski u. a. Die „Bessaglawzen"
bekannten sich offen zum Revisionismus, sie unterstützten die Menschewiki
und die Liberalen und waren gegen eine selbständige Politik des Proleta-
riats. Lenin nannte die „Bessaglawzen" menschewisierende Kadetten oder
kadettisierende Menschewiki. 313

83 Posse, W. A . - bürgerlicher Journalis t u n d Politiker, in den Jahren 1906
u n d 1907 Fürsprecher der G r ü n d u n g von Arbeitergenossenschaften in R u ß -
land, die von der Sozialdemokratischen Par te i unabhäng ig sein sollten. 313

84 „Tfasdhe Edio" ( U n s e r Echo) — legale bolschewistische Tageszei tung, d ie
unter unmittelbarer Mitwirkung W. I. Lenins, vom 25. März (7. April) bis
10. (23.) April 1907 in Petersburg erschien. Artikel Lenins wurden fast in
jeder Nummer veröffentlicht. An der Zeitung arbeiteten M. S. Olminski,
W. W. Worowski und andere mit. Es erschienen 14 Nummern. Die Heraus-
gabe der Zeitung wurde vom Petersburger Stadthauptmann verboten. 315

85 „Otgoloski" (Nachklang) - menschewistische Sammelbände, die 1907 in
Petersburg herausgegeben wurden . 320
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86 Siehe Marx/Engels/Lenin/Stalin, „ Z u r deutschen Geschichte", Bd. II,
1. Ha lbband , Berlin 1954, S. 302-307 . 331

87 Lenin meint die St immabgabe der Trudowiki , der Volkssozialisten und der
Sozialrevolutionäre für F . A . Golowin, den kadettischen Kandida ten für
den Posten des Präs identen der II. Reichsduma. M i t der „Takt ik des
Schweigens" ist die H a l t u n g der Trudowiki zu der von Stolypin am
6. (19.) M ä r z 1907 in der D u m a abgegebenen Regierungserklärung ge-
meint . Auf den Vorschlag der sozialdemokratischen Fraktion, an der Re-
gierung Krit ik zu üben, antworte ten die Trudowiki , d a ß sie beschlossen
hät ten , die Erklärung mit „Grabesschweigen" aufzunehmen, u n d sie seien
bereits in dieser Sache z u einem Übere inkommen mi t der Mehrhe i t der op-
positionellen Frakt ionen, da run te r den Kadet ten, gelangt. In der Hausha l t s -
debat te der D u m a stimmten die Trudowiki gemeinsam mit den Kadet ten
für die Überweisung des Staatshaushaltsplanes an den Haushal tsausschuß
der D u m a . 332

88 5V. R. — N . A. Roshkow, sozialdemokratischer Historiker , der sich 1907
den Bolschewiki anschloß. 335

m D a s offizielle O r g a n der Par te i der Sozialrevolutionäre waren die „Par t i -
nyje Iswestija" (Parteinachrichten), die von Oktober 1906 bis M a i 1907
erschienen. 340

90 „Priwet" (Der G r u ß ) - menschewistische Wochenschrift, die im M ä r z 1907
in Petersburg herausgegeben wurde . Es erschienen zwei N u m m e r n . 346

91 „TJatsdhalo" (De r Anfang) - legale menschewistische Tagesze i tung ; er-
schien im November und Dezember 1905 in Pe tersburg . 349

92 „Sowremennaja Sirisn" (Das Leben der Gegenwar t ) - menschewistische
Zeitschrift, die von April 1906 bis M ä r z 1907 in M o s k a u erschien.

„OtkHki" ( D e r Widerha l l ) - Ti te l von drei menschewistischen Sam-
melbänden, die in den Jahren 1906 und 1907 in Pe te rsburg herausgegeben
wurden . 360

93 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 469.
361

94 S iehe Kar l Marx /Fr i ed r i ch Engels , Ausgewähl te Briefe, Berlin 1953, S. 478
bis 479. 361

9 5 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 474,
476.361

96 Siehe K a r l Marx /Fr iedr ich Engels, Ausgewähl te Briefe, Berlin 1953, S. 412 .
362
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97 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 471.
362

98 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 470.
„Kiffer der Arbeit" (Knights of Labor) - der „Edle Orden der Ritter

der Arbeit" wurde 1869 in Amerika von dem Schneider Uriah Stevens ge-
gründet und vereinigte hauptsächlich ungelernte Arbeiter. Der Orden lehnte
den politischen Kampf ab und predigte die Zusammenarbeit der Klassen.
Anfang der neunziger Jahre zerfiel der Orden „Ritter der Arbeit". 362

99 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 364
bis 365. 364

100 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 391.
365

m Siehe „Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phil. Becker, Jos. Dietz-
gen, Friedrich Engels, Karl Marx u. A. an F. A. Sorge und Andere", Stutt-
gart 1-921, S. 167. 365

103 Siehe „Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phil. Becker, Jos. Dietz-
gen, Friedrich Engels, Karl Marx u. A. an F. A. Sorge und Andere", Stutt-
gart 1921, S. 169. 365

103 Siehe „Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phil. Becker, Jos. Dietz-
gen, Friedrich Engels, Karl Marx u. A. an F. A. Sorge und Andere", Stutt-
gart 1921, S. 183/184.

Das „Jabrbudb für Sozialwissensdhaft und Sozialpolitik" wurde 1879 von
dem deutschen Sozialdemokraten K. Höchberg, einem Reformisten, in Zü-
rich herausgegeben. 366

104 Es handelt sich um die Meinungsverschiedenheiten in der sozialdemokra-
tischen Fraktion des Deutschen Reichstags in der Frage der Dampfersub-
vention. Ende 1884 forderte Bismarck als Reichskanzler im Interesse der
deutschen kolonialen Eroberungspolitik vom Reichstag die Bewilligung von
Subventionen an Privatunternehmer für die Organisierung des Schiffsver-
kehrs mit Ostasien, Australien und Afrika. Diese Frage rief scharfe Aus-
einandersetzungen in der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion hervor.
Bereits vor den öffentlichen Reichstagsreden setzten sich die Rechten, die
die Fraktionsmehrheit bildeten, für die Bewilligung der Subvention an die
Schiffahrtsgesellschaften ein. Im Verlaufe der Reichstagsdebatten im März
1885 stimmte der rechte Flügel der sozialdemokratischen Fraktion für die
Einrichtung einer ostasiatischen und einer australischen Schiffahrtslinie, und
für seine Zustimmung zur Einrichtung einer afrikanischen und anderer Li-
nien stellte er die Bedingung, daß die neuen Schiffe in deutschen Werften
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gebaut würden. D e r Reichstag lehnte diese Forderung ab , und erst dann
stimmte die ganze Frakt ion geschlossen gegen die Subvention.

Engels verurteilte in dem Brief an Sorge vom 3 1 . Dezember 1884 die
. opportunistische Stellung des rechten Flügels der sozialdemokratischen

Frakt ion. (Siehe „Briefe u n d Auszüge aus Briefen von Joh . Phi l . Becker,
Jos. Dietzgen, Friedrich Engels, Kar l M a r x u . A . an F . A . Sorge und An-
dere" , S tu t tgar t 1921, S. 199.) 366

105 Siehe „Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phi l . Becker, Jos. Die tz -
gen, Friedrich Engels, Kar l M a r x u . A. an F . A. Sorge u n d Andere" , Stut t-
gar t 1921, S. 203, 204. 366

106 Siehe „Briefe u n d Auszüge aus Briefen von Joh . Phil . Becker, Jos . Die tz-
gen, Friedrich Engels, Kar l M a r x u . A . an F . A. Sorge u n d Andere" , Stut t -
gar t 1921, S. 256. 367

107 „Possibilisten" - kleinbürgerl icher, reformistischer Tei l de r französischen
Arbeiterpartei, der sich 1882 von der Partei abspaltete. Die Possibilisten
wollten die Tätigkeit der Arbeiterklasse auf den Rahmen des im Kapitalis-
mus „Möglichen" („possible") beschränken. 1902 bildeten die Possibilisten
zusammen mit anderen reformistischen Gruppen als Gegengewicht zur So-
zialistischen Partei Frankreichs die opportunistische Französische Soziali-
stische Partei. 1905 schlössen sich beide Parteien zu einer. Partei zusam-
men. 367

108 Siehe „Briefe u n d Auszüge aus Briefen von Joh. Phi l . Becker, Jos . Die tz -
gen, Friedrich Engels, Karl Marx u. A. an F. A. Sorge und Andere", Stutt-
gart 1921, S. 307. 367

109 Siehe „Briefe u n d Auszüge aus Briefen von Joh . Phi l . Becker, Jos . D ie t z -
gen, Friedrich Engels, Karl Marx u. A. an F. A. Sorge und Andere", Stutt-
gart 1921, S. 311, 312. 367

110 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 491,
492. 367

111 Siehe „Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phil. Becker, Jos. Dietz-
gen, Friedrich Engels, Karl Marx u. A. an F. A. Sorge und Andere", Stutt-
gart 1921, S. 316-318. 368

m Siehe „Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phil. Becker, Jos. Dietz-
gen, Friedrich Engels, Karl Marx u. A. an F. A. Sorge nnd Andere", Stutt-
gart 1921, S. 319. 368

113 Siehe „Die Neue Zeit", 1906/07, Bd. 1, Nr. 1, S. 13. 368
114 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 546.
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115 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 575.
369

116 Siehe „Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phil. Becker, Jos. Dietz-
gen, Friedrich Engels, Karl Marx u. A. an F. A. Sorge und Andere", Stutt-
gart 1921, S. 418. 370

117 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 392.
370 .

118 Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei
Bänden, Bd. II, Berlin 1958, S. 25. 371

119 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 471.
372

120 Becazeviller Streik - der Streik der französischen Bergarbeiter im Januar
1886 in der Stadt Decazeville wurde von Regierungstruppen niedergeschla-
gen. Die bürgerlichen Abgeordneten, darunter auch die Radikalen, traten
für eine Unterstützung der Regierung und für Repressalien gegen die Strei-
kenden ein. Die Folge war, daß sich die Arbeiterabgeordneten von den
Radikalen trennten und in der Deputiertenkammer eine selbständige Ar-
beiterfraktion bildeten. 372

121 Siehe „Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phil. Becker, Jos. Dietz-
gen, Friedrich Engels, Karl Marx u. A. an F. A. Sorge und Andere", Stutt-
gart 1921, S. 220. 372

122 Der mit den Worten: „Im Jahre 1889 begann in England . . . " beginnende
Teil von Lenins Vorwort wurde in Nr. 13 der bolschewistischen Zeitung
„Nasche Echo" vom 8. April 1907 mit nachstehender Einführung abge-
druckt: „In Kürze erscheint, herausgegeben von P. Dauge, der Briefwechsel
von Marx und Engels mit ihrem in Amerika lebenden Freund und Kampf-
gefährten Sorge.

In Anbetracht des Interesses, das diese Ausgabe findet, gestatten wir uns,
hier einen Teil des Vorworts zur russischen Obersetzung dieses Buches zu
veröffentlichen, der der Stellung von Marx und Engels zu der in Rußland
zu erwartenden Revolution gewidmet ist. Wir beginnen mit zwei charak-
teristischen Urteilen von Engels über die Bedeutung der französischen Re-
volution und die Möglichkeit einer Revolution in Deutschland." 373

m Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 495.
373

124 Siehe „Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phil. Becker, Jos. Dietz-
gen, Friedrich Engels, Karl Marx u. A, an F, A. Sorge und Aridere", Stutt-
gart 1921, S. 371. 374
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125 Mit der orientalischen Krise ist der Russisch-Türkische Krieg von 1877/78
gemeint. 374

126 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 363.
374

127 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 399.
375

m ü b e r „Unsere Meinungsverschiedenheiten" und über den Charakter der
in Rußland bevorstehenden Revolution äußerte sich Engels in dem Brief an
W . I. Sassulitsch vom 23. April 1885. Der Brief wurde zuerst 1925 in N r . 3
des Sammelbandes „Die Gruppe Befreiung der Arbeit '" veröffentlicht.
Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953,
S. 457-460. 375

129 Siehe „Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phil. Becker, Jos. Dietz-
gen, Friedrich Engels, Karl Marx u. A. an F. A. Sorge und Andere", Stutt-
gart 1921, S. 259, 260. 375

130 Siehe „Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phil. Becker, Jos. Dietz-
gen, Friedrich Engels, Karl M a r x u. A. an F. A. Sorge und Andere", Stutt-
gart 1921, S. 262. 376

131 Siehe Marx/Engels/Lenin/Stalin, „Zur deutschen Geschichte", Bd. II,
1. Halbband, Berlin 1954, S. 525. 376

132 T/lalower - Pseudonym des Kadetten W . Portugalow. 377
133 Siehe Karl M a r x und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bän-

den, Bd. I, Berlin 1959, S. 58. 383
134 „Neue Ttiieinisdie Zeitung" - wurde vom 1. Juni 1848 bis zum 19. Mai

1849 in Köln unter der Leitung von Karl M a r x und Friedrich Engels her-
ausgegeben. Ihr Chefredakteur war Marx . Ab N r . 301, nach der Auswei-
sung von Marx , mußte die Zeitung ihr Erscheinen einstellen, ü b e r die
„Neue Rheinische Zei tung" siehe Karl M a r x und Friedrich Engels, Aus-
gewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. II, Berlin 1958, S. 305-313.

„Vereinbarerversammlung" nannte M a r x das Frankfurter Parlament,
das im Mai 1848 zusammentrat. (Siehe Marx/Engels/Lenin/Stalin, „Zur
deutschen Geschichte", Bd. II, 1. Halbband, Berlin 1954, S. 304.) 386

133 Siehe Marx/Engels/Lenin/Stalin, „Zur deutschen Geschichte", Bd. II,
1. Halbband, Berlin 1954, S. 254, 314. 3S7

136 Der Artikel „Larin und Cbrustäljow" wurde zuerst in der Zeitung „Trud"
veröffentlicht.

„7rud" (Die Arbeit) — bolschewistische literarisch-politische Wochen-
zeitung. Es erschien nur eine Nummer vom 15. (28.) April 1907. Bereits
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am nächsten Tag wurde die Zeitung vom Petersburger Stadthauptmann
verboten. 390

137 A n de r Konferenz der Petersburger Stadtorganisation der ST>AJ>JZ. n a h -
men 133 Delegier te (92 Bolschewiki u n d 41 Menschewiki) teil, von ihnen
waren mehr als 100 Arbeiter. Die Konferenz erörterte folgende Fragen:
Reorganisation der Petersburger Organisation der SDAPR; Vertretung
der Petersburger Organisation in der sozialdemokratischen Fraktion der
II. Duma; Unzulässigkeit einer Mitarbeit von Sozialdemokraten in der bür-
gerlichen Presse; der l.Mai und die Taktik der Sozialdemokratie.Die Kon-
ferenz bestätigte die von den Bolschewiki geplante Reorganisation der
Petersburger Stadtorganisation und erklärte sich zu einem ständig arbei-
tenden, periodisch zusammentretenden Organ. Als Vertreter der Stadtorga-
nisation bei der sozialdemokratischen Fraktion der Duma wurde Lenin ge-
wählt. Die Konferenz sprach sich gegen die Mitarbeit von Sozialdemokraten
in der bürgerlichen Presse aus.

Lenin leitete die Konferenz und sprach in der Diskussion zu folgenden
Fragen: Die geplante Reorganisation der Petersburger sozialdemokrati-
schen Organisation; die organisatorische Arbeit des Petersburger Komitees
und die Zusammensetzung der Konferenz.

Die zweite Tagung der Konferenz fand am 8. (21.) April statt. Tages-
ordnung: 1.-Mai-Feier, Versammlungskampagne, Bevollmächtigtenrat,
Wahlen zum V. Parteitag, Referat des Dumadeputierten Alexinski, orga-
nisatorische Fragen, Genossenschaftsbewegung, Kampf gegen die Schwarz-
hunderter, Arbeitslosigkeit. Die Konferenz faßte den Beschluß, den 1. Mai
durch einen eintägigen Streik und Kundgebungen zu begehen.

Lenin nahm in der Diskussion zu dem Referat Alexinskis Stellung und
empfahl der Petersburger Delegation, dem V. Parteitag vorzuschlagen, im
Zusammenhang mit der Frage der Reorganisation der Kampfgruppen einen
erfahrenen Kampfgruppenorganisator zum Parteitag einzuladen. 396

138 Zu der Petersburger Stadtkonferenz der SDAPR, die anläßlich der Frage
der Wahltaktik bei den Wahlen zur I. Duma am 11. (24.) Februar
1906 stattfand, wurden 36 Bolschewiki und 29 Menschewiki gewählt. Um
die Mehrheit zu erlangen, fochten die Menschewiki die Wahl der Dele-
gierten der Landbezirksorganisation an, die sich für die bolschewistische
Taktik des aktiven Boykotts ausgesprochen hatte. Als die Konferenz die
Wahl für richtig erklärte, forderten sie die Abtrennung der Landbezirks-
organisation von der Petersburger Stadtorganisatiön. Der Antrag der Men-
schewiki wurde abgelehnt. 398
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139 An der Junikonferenz aller Bezirke der Petersburger Organisation der
SDAPR nahmen über 40 Bolsdiewiki und ungefähr 30 Menschewiki teil;
es wurden die von den Bolschewiki eingebrachten Resolutionen angenom-
men. 398

140 Mit der Schaffung der Militär- und Kampforganisationen der Sozialdemo-
kratie wurde 1905 begonnen, insbesondere nach dem III. Parteitag. Die
Konferenz der Militär- und Kampf Organisationen, die im März 1906 in
Moskau zusammentrat, wurde von der Polizei aufgespürt, und ihre Teil-
nehmer wurden verhaftet. Im November 1906 fand eine auf Initiative der
Bolschewiki einberufene Konferenz der Militär- und Kampforganisationen
in Tammerfors statt. An der Konferenz nahmen 19 Delegierte mit beschlie-
ßender und 9 mit beratender Stimme teil, die 11 Militär- und 8 Kampf-
organisationen vertraten. Die Konferenz erörterte: die Rechenschaftsbe-
richte der Delegierten,- das Referat über die gegenwärtige Lage,- das Refe-
rat über den bewaffneten Moskauer Dezemberaufstand, über den Sewa-
stopoler und den Sveaborger Novemberaufstand; die Rolle der Partei im
bewaffneten Aufstand; die Arbeit unter den Offizieren und andere Fragen.

Die Protokolle der Konferenz wurden 1932 vom Institut für Marxismus-
Leninismus beim ZK der KPdSU neu herausgegeben. 410

141 Lenin meint die Zeitschrift „Dneumik Sozialdemokrat" (Tagebuch eines
Sozialdemokraten), die in Genf von März 1905 bis April 1912 unregel-
mäßig von G. W. Plechanow herausgegeben wurde. Es erschienen 16 Num-
mern. 1916 setzte Plechanow die Herausgabe der Zeitschrift in Petrograd
fort, es erschien aber nur eine Nummer. 417

142 Isarow - I. Ch . Lala janz . 417
143 IVarin - W . J . Fridolin, schloß sich 1907 den Bolschewiki an . 4i9
mJljan - J. M. Jaroslawski. 419
145 D e r „Beridbt an den V. Parteitag der SDJPR über die Petersburger Spal-

tung und die damit zusammenhängende Einsetzung eines Parteigeridhts"
erschien als Broschüre mit der Aufschrift „Nur für Delegierte des Partei-
tags der SDAPR". Den ersten und den letzten Teil der Broschüre schrieb
Lenin im April 1907. Die „Verteidigungsrede (bzw. Anklagerede gegen den
menschewistischen Teil des ZK) vor dem Parteigericht" wurde von Lenin
im Februar verfaßt und in der ersten Sitzung des Parteigerichts Ende März
1907 vorgetragen. 421

146 Die Resolution der Versammlung von 234 Petersburger Bolschewiki stellte
fest, daß die Schuld an der Spaltung der Petersburger sozialdemokrati-
schen Organisation voll und ganz die Menschewiki trifft; die Versammlung
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unterstützte die von Lenin gegen die 31 Menschewiki und Dan erhobene
Gegenklage.

Die Konferenz der Petersburger sozialdemokratischen (Stadt- und Land-
bezirks-) Organisation bestätigte die Resolution der Versammlung von
234 Petersburger Bolschewiki, unterstützte die von Lenin in der Broschüre
„Die Wahlen in Petersburg und die Heuchelei der 31 Menschewiki" gegen
die Menschewiki erhobene Anklage und beschloß, vor dem Parteigericht
eine Gegenklage gegen Dan und die Menschewiki zu erheben.

Entsprechende Resolutionen wurden auch vom Komitee des Moskauer
Bezirks, von einer Versammlung der sozialdemokratischen Organisationen
des Obwodny- und des Saposhny-Unterbezirks des Moskauer Bezirks und
in einer erweiterten Sitzung des Ochtaer Porochowy-Unterbezirkskomitees
der Landbezirksorganisation angenommen. 421

147 „"Dostishenzen" (Durchsetzer) - Mitglieder des „Verbandes zur Durch-
setzung voller Rechte für das jüdische Volk in Rußland". Der Verband be-
stand von 1905 bis 1907. Die „Dostishenzen" traten für die bürgerlichen
Freiheiten und für die Aufhebung aller die Juden beschränkenden Gesetze
ein. Die praktische Tätigkeit des Verbandes bestand allein in Fürsprachen
und Petitionen an Regierungsvertreter. 431

148 !Maximow - Malinowski, bekannter unter dem Pseudonym A. A. Bogda-
now; Simin - L. B. Krassin; Strojew - Pseudonym W. A. Desnizkis. 436

149 Der V. Parteitag der SVAPR fand vom 30. April bis 19. Mai (13. Mai bis
1. Juni) 1907 in London statt. An dem Parteitag nahmen 336 Delegierte
mit beschließender bzw. beratender Stimme teil, darunter 105 Bolsche-
wiki, 97 Menschewiki, 57 Bundisten, 44 polnische Sozialdemokraten, 29 let-
tische Sozialdemokraten und 4 „Fraktionslose". Die Bolschewiki hatten die

' Polen und die Letten hinter sich und besaßen auf dem Parteitag eine feste
Mehrheit. Zu den Delegierten zählten Lenin, Woroschilow, Dubrowinski,
Stalin, Schaumian, Jaroslawski.

Der Parteitag erörterte folgende Fragen: 1. Rechenschaftsbericht des
Zentralkomitees. 2. Rechenschaftsbericht der Dumafraktion und deren Or-
ganisation. 3. Stellung zu den bürgerlichen Parteien. 4. Reichsduma.
5. „Arbeiterkongreß" und parteilose Arbeiterorganisationen. 6. Gewerk-
schaften und Partei. 7. Partisanenaktionen. 8. Arbeitslosigkeit, Wirtschafts-
krise und Aussperrungen. 9. Organisatorische Fragen. 10. Der Internatio-
nale Kongreß in Stuttgart (1. Mai, Militarismus). 11. Die Arbeit in der
Armee. 12. Verschiedenes. Die wichtigste vom Parteitag behandelte Frage
war das Referat Lenins über die Stellung zu den bürgerlichen Parteien. In
allen grundsätzlichen Fragen nahm der Parteitag bolschewistische Resolu-
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tionen an. Auf dem Parteitag wurde das Zentralkomitee, bestehend aus
5 Bolschewiki, 4 Menschewiki, 2 polnischen und 1 lettischen Sozialdemo-
kraten, gewählt. Als Kandidaten des ZK wurden 10 Bolschewiki, 7 Men-
schewiki, 3 polnische und 2 lettische Sozialdemokraten gewählt.

Der Ausgang des Parteitags war ein Sieg des Bolschewismus über den
opportunistischen Flügel der Partei - die Menschewiki, über den V. Partei-
tag der SDAPR siehe W. I. Lenins Artikel „Die Stellung zu den bürger-
lichen Parteien" (im vorliegenden Band, S. 492-513). 439

150 Diese Erklärung gab Lenin in der Debatte über die Resolution zum Rechen-
schaftsbericht der sozialdemokratischen Fraktion der Reichsduma ab. Mit
der Abfassung der Resolution war eine Kommission beauftragt worden, der
vier Entwürfe zugingen: von den Bolschewiki, den Menschewiki, den Polen
und den Bundisten. Die Kommission nahm keine dieser Resolutionen an,
sie konzentrierte ihre Aufmerksamkeit auf folgende Fragen: 1. ob die Re-
solution taktische Direktiven für die Fraktion enthalten soll, 2. ob alle
Fehler der Fraktion aufgezählt werden sollen und 3. die Frage des Ver-
trauens zur Fraktion. Es wurde eine Resolution abgefaßt, für die sich in
der Kommission keine Mehrheit fand. Deshalb erörterte der Parteitag am
10. (23.) Mai die gleichen Fragen. Der Antrag der Bolschewiki, in die Re-
solution die Direktiven mit aufzunehmen, wurde abgelehnt, da die Letten
dagegen stimmten. Am nächsten Tage beantragte der Vertreter der letti-
schen Fraktion, nach der Erörterung der die bürgerlichen Parteien und die
Reichsduma betreffenden Fragen die Abstimmung der Resolution über die
Dumafraktion zu wiederholen. Lenin unterstützte die Letten. Bei Wieder-
holung der Abstimmung wurde der Antrag der Bolschewiki angenommen.
457

151 Die Resolution der kaukasischen Menschewiki untersucht Lenin eingehend,
in Punkt 12 seiner Arbeit „Zwei Taktiken der Sozialdemokratie in der
demokratischen Revolution". (Siehe Werke, Bd. 9, S. 82-91.) 459

™ Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 4, S. 10. 469
153 In der 27. Sitzung des Parteitags, während der Erörterung der bolsche-

wistischen Resolution über die Stellung zu den bürgerlichen Parteien, stellte
Trotzki den Antrag, die Kennzeichnung der sozialen Grundlage der liberal-
monarchistischen Parteien und der wichtigsten unter ihnen - der Kadetten-
partei - aus der Resolution zu streichen. Nachdem Lenin zu dieser Frage
gesprochen hatte, wurde der Antrag abgelehnt. 482

154 Die Abänderungsanträge der Menschewiki Martow und Martynow zu der
Resolution über die Stellung zu den bürgerlichen Parteien wurden vom
Parteitag abgelehnt. 483
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i6Srjer Parteitag beschloß, ins Zentralkomitee 15 Personen zu wählen, davon
12 direkt auf dem Parteitag, während 3 nach dem Parteitag von den natio-
nalen Organisationen delegiert werden sollten. Die Auszählung der bei
der Wahl des ZK abgegebenen Stimmen fand in einer engeren Parteitags-
Sitzung statt: je vier Delegierte wurden durch einen vertreten. An der Sit-
zung nahmen 75 Delegierte teil (22 Bolschewiki, 21 Menschewiki, 14 Bun-
disten, 11 Polen und 7 Letten). Bei der Abstimmung über die für die
Mitgliedschaft im ZK nominierten Kandidaten erhielten 9 Kandidaten die
Mehrheit der Stimmen, während 5 weniger - und zwar die gleiche Stim-
menzahl - erhielten. Von diesen 5 mußten 3 ausgewählt werden. Die Bol-
schewiki schlugen eine Stichwahl vor, die Menschewiki jedoch beantragten
Entscheidung durch das Los. Der Antrag der Bolsdiewiki wurde angenom-
men. 49i
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1907

Januar-April Lenin hält sich in Kuokkala (Finnland) auf.

18. [31.) Januar Lenin schreibt den Artikel „Die Wahlkampagne der Sozial-
demokratie in Petersburg", der in Nr. 2 der Zeitung „Pro-
styje Retschi" vom 21. Januar (3. Februar) veröffentlicht
wird.

19. Januar
(i. bebruar)

19.-20. Januar
(1.-2. Jebruar)

20. Januar
(2. Jebruar)

25. Januar
(7. Tebruar)

Ende Januar

Lenin schreibt den Artikel „Von Stufe zu Stufe", der in
Nr. 12 des „Proletari" vom 25. Januar (7. Februar) ver-
öffentlicht wird.

Lenin schreibt den Artikel „Der Protest der 31 Mensche-
wiki", der in Nr. 12 des „Proletari" vom 25. Januar (7. Fe-
bruar) erscheint.

Lenin schreibt die Broschüre „Die Wahlen in Petersburg und
die Heuchelei der 31 Menschewiki", die im Verlag „Nowaja
Duma" in Petersburg erscheint.

Der Artikel Lenins „Wie soll man bei den Wahlen in Pe-
tersburg stimmen? (Besteht die Gefahr eines Sieges der
Schwarzhunderter bei den Wahlen in Petersburg?)" wird in
Nr. 1 der Zeitung „Srenije" veröffentlicht.

Der Artikel Lenins „Die Wahlen in Petersburg und die
Krise des Opportunismus" (Leitartikel) wird in Nr. 12 des
„Proletari" veröffentlicht.

Gegen Lenin wird wegen der Broschüre „Die Wahlen in Pe-
tersburg und die Heuchelei der 31 Menschewiki" ein vom

35*
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Zentralkomitee (in seiner Mehrheit menschewistisch) ver-
anlaßtes Parteigerichtsverfahren eingeleitet

30. Januar Lenins Artikel „Die Wahlen in der Petersburger Arbeiter-
(i2.7ebmar) kurie" und „Der Kampf der Sozialdemokraten und der So-

zialrevolutionäre bei den Wahlen in der St.-Petersburger
Arbeiterkurie" erscheinen in Nr. 3 der „Prostyje Retschi".

4. 0 7 J Jebruar Die Artikel Lenins „Wie soll man bei den Wahlen in Peters-
burg stimmen? (Wem nützen die Märchen von einer
Schwarzhundertergefahr?)", „Die vorläufigen Ergebnisse der
Wahlen in Moskau" und „Eine politische Lidwaliade" wer-
den in Nr. 2 des „Srenije" veröffentlicht.

Lenin schreibt den Artikel „Die Bedeutung der Wahlen in
Petersburg", der in Nr. 13 des „Proletari" vom 11. (24.) Fe-
bruar veröffentlicht wird.

5. (i8j Tebruar Lenin schreibt das Vorwort zur russischen Übersetzung von:
Karl Marx, „Briefe an L. Kugelmann", die 1907 unter der
Redaktion Lenins in Petersburg erscheint.

7. (20.) februar Lenin schreibt den Leitartikel „Die zweite Duma und die
zweite Welle der Revolution" für Nr. 13 des „Proletari".

9. C22J Jebruar Lenin schreibt den Artikel „Die Ergebnisse der Wahlen in
Petersburg", der in Nr. 13 des „Proletari" veröffentlicht
wird.

Anfang Tebruar Lenin schreibt die Verteidigungsrede (bzw. Anklagerede
gegen das menschewistische ZK) für das Parteigericht.

it. (24.) Lenins Artikel „Die Ergebnisse der Wahlen in der Peters-
Tebruar burger Arbeiterkurie", „Einige Angaben über die Wahlen in

der Arbeiterkurie Südrußlands" und „Zu dem Bericht des
Moskauer Bezirks der Stadt Petersburg über die Wahlen
zur II. Duma" werden in Nr. 13 des „Proletari" veröffent-
licht.

Zwischen dem Lenin hält auf der dritten Tagung der Konferenz der Pe-
8. und 15.(21. tersburger sozialdemokratischen (Stadt- und Landbezirks-)
und 28 J Organisation ein Referat zur Frage der Dumawahlkampagne
februar und der Dumataktik der Sozialdemokraten.
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15.-18.7ebruar Lenin schreibt die Resolutionsentwürfe zum V. Parteitag
(28.7ebruarbis der SDAPR.
3. März)

Lenin leitet eine Beratung von Vertretern des Petersburger
und des Moskauer Komitees, des Moskauer Landbezirks-
komitees, des Gebietsbüros des Zentralen Industriegebiets
und der Redaktion des „Proletari", in der die Resolutions-
entwürfe Lenins erörtert und angenommen werden.

17.7ebruar Lenin gibt einem Mitarbeiter der „Humanite"" ein Interview
(2. März) über die Taktik der SDAPR während der Wahlkampagne.

20.7ebru.ar Lenin schreibt den Artikel „Die Eröffnung der zweiten
Cs. März) Reichsdnma", der als Leitartikel in Nr. 1 des „Nowy Lutsch"

veröffentlicht wird.

Lenin schreibt den Leitartikel „Die zweite Duma und die
Aufgaben des Proletariats" (Aufruf an die Arbeiter), der in
Nr. 2 des „Rabotschi" vom 23. Februar (8. März) veröffent-
licht wird.

2i.7ebruar Lenin schreibt den Artikel „Der erste wichtige Schritt", der
(6. März) in Nr. 2 des „Nowy Lutsch" erscheint.

22. Jebruar Lenin schreibt für Nr. 4 des „Nowy Lutsch" den Artikel
(7. März) „Kleinbürgerliche Taktik", der am 23. Februar (8. März)

veröffentlicht wird.

23. Jebruar Lenin schreibt die Artikel „Die Organisatoren der Spaltung
(8. März) über die künftige Spaltung" und „über die Taktik des Op-

portunismus", die in Nr. 5 des „Nowy Lutsch" vom 24. Fe-
bruar (9. März) veröffentlicht werden.

25. Tebruar Lenins Artikel „Die Bolschewiki und das Kleinbürgertum"
(lO. März) wird als Leitartikel in Nr. 6 des „Nowy Lutsch" veröffent-

licht.

27. Jebruar Lenin schreibt für Nr. 14 des „Proletari" den Leitartikel
(12. März) „Die nahe bevorstehende Auseinanderjagung der Duma und

Fragen der Taktik"; der Artikel wird am 4. (17.) März ver-
öffentlicht.
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Zwischen dem Lenin schreibt für Nr. 1 der „Rabotschaja Molwa" den Ar-
27.7'ebruar und tikel „Die Kadetten und die Trudowiki".
i.!März(i2.und
i 4. März)

28.7ebruar Der von Lenin verfaßte Entwurf eines Aufrufs „Zu der De-
(.13. März) klaration Storypins" wird in einer Sitzung der sozialdemo-

kratischen Dumafraktion erörtert.

Ende februar Lenin schreibt den Artikel „Die Dumawahlen und die Tak-
tik der russischen Sozialdemokratie", der in Nr. 26 der Zeit-
schrift der deutschen Sozialdemokratie „Die Neue Zeit"
vom 27. März veröffentlicht wird.

Lenin schreibt den ersten Teil des Artikels „Die Plattform
der revolutionären Sozialdemokratie", der in Nr. 14 des
„Proletari" vom 4. (17.) März veröffentlicht wird.

12. (25.) März Lenin schreibt den zweiten Teil des Artikels „Die Plattform
der revolutionären Sozialdemokratie", der in Nr. 15 des
„Proletari" vom 25. März (7. April) veröffentlicht wird.

19. März Lenin schreibt den Artikel „Wie man Resolutionen nicht
(l. April) schreiben soll", der in dem bolschewistischen Sammelband

„Fragen der Taktik" veröffentlicht wird.

21. März Lenin schreibt den Artikel „Die Grundlagen des Paktes",
(3. April) der als Leitartikel in Nr. 15 des „Proletari" vom 25. März

(7. April) veröffentlicht wird.

Zwisdhen dem Lenin schreibt den Entwurf einer Rede zur Agrarfrage, die
21. und 25. März ein Deputierter der sozialdemokratischen Fraktion in der
(3. und 7. April) Duma halten soll.

25. März Lenin leitet die erste Tagung der Petersburger Stadtkonfe-
(7. April) renz der SDAPR in Terijoki (Finnland) und nimmt in der

Diskussion zu der geplanten Reorganisation des Petersbur-
ger Komitees sowie zu Fragen der organisatorischen Arbeit
des Petersburger Komitees Stellung. Lenin wird als Dele-
gierter der Konferenz für die Verbindung mit der sozial-
demokratischen Fraktion der II. Duma gewählt.

Lenins Artikel „Honig im Munde, Galle im Herzen" wird
in Nr. 1 der Zeitung „Nasche Echo" veröffentlicht.
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27. JAärz In Nr. 2 von „Nasche Echo" wird Lenins Artikel „DieDuma
(9. April) und die Bestätigung des Haushalts" als Leitartikel ver-

öffentlicht.

28. !März Lenin schreibt den Artikel „Der Kuckuck lobt den
f 10. April) Hahn .. .", der als Leitartikel in Nr. 4 von „Nasche Echo"

vom 29. März (11. April) veröffentlicht wird.

30. TAärz Lenins Artikel „Intelligenzlerische Kämpen gegen die Herr-
(12. April) Schaft der Intelligenz" wird in Nr. 5 von „Nasche Echo"

veröffentlicht.

Ende März Lenin hält in der ersten Sitzung des Parteigerichts die Ver-
teidigungsrede (bzw. Anklagerede gegen das menschewisti-
sche ZK), in der er die Spaltertätigkeit der Menschewiki in
der Petersburger Organisation der SDAPR entlarvt.

März Lenin hält in einer Instruktionsberatung von Bolschewiki, die
zwecks Durchführung der Delegiertenwahlen zum V. Partei-
tag der SDAPR ins Land hinausfahren, das Referat über
die gegenwärtige Lage und die Aufgaben der Partei.

1. (14.) April Lenins Artikel „Die Agrarfrage und die Kräfte der Revolu-
tion" wird in Nr. 7 von „Nasche Echo" veröffentlicht.

2. (15.) April Lenin schreibt den Artikel „Eine anämische Duma oder ein
anämisches Kleinbürgertum", der als Leitartikel in Nr. 8
von „Nasche Echo" vom 3. (16.) April veröffentlicht wird.

3. (16.) April Lenin schreibt für Nr. 9 von „Nasche Echo"-den Leitartikel
„Triumphierendes Banausentum oder kadettisierende So-
zialrevolutionäre", veröffentlicht am 4. (17.) April.

4. (17.) April Lenin schreibt den Artikel „Die sozialdemokratische Frak-
tion und der 3. April in der Duma", der in Nr. 10 von
„Nasche Echo" vom 5. (18.) April veröffentlicht wird.

5.-6. (18.-19.) Lenin schreibt den Artikel „Stärke und Schwäche der russi-
April sehen Revolution", der in Nr. 10 und 12 von „Nasche Echo"

veröffentlicht wird.

6. (19.) April Lenin schreibt das Vorwort zur russischen Übersetzung des
Buches „Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phil.
Becker, Jos. Dietzgen, Friedrich Engels, Karl Marx u. A. an
F. A. Sorge und Andere".
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8.(21.) April

10. f23j April

15. (28.) April

April

Ende April

30. April bis
19. Mai (13.
Mai-i. Juni)

30. April
(13. Mai)

Lenin spricht auf der zweiten Tagung der Konferenz der
Petersburger sozialdemokratischen Organisation in der Dis-
kussion zum Bericht über die Tätigkeit der sozialdemokra-
tischen Fraktion in der II. Reichsduma.

Lenin schreibt den Leitartikel „Die Duma und die russi-
schen Liberalen", der in Nr. 14 von „Nasche Echo" ver-
öffentlicht wird.

Lenins Artikel „Larin und Chrustaljow" wird in Nr. 1 der
Zeitung „Trud" veröffentlicht.

Lenins Artikel „Die taktische Plattform der Menschewiki",
„Konfusion aus Verärgerung (Zur Frage eines Arbeiterkon-
gresses)" und „Franz Mehring über die zweite Duma" wer-
den in den Sammelbänden „Fragen der Taktik" veröffent-
licht.

Es erscheint Lenins Broschüre „Bericht an den V. Parteitag
der SDAPR über die Petersburger Spaltung und die damit
zusammenhängende Einsetzung eines Parteigerichts".
Lenin wird als Delegierter zum V. Parteitag der SDAPR
gewählt und erhält sein Mandat von der Organisation der
SDAPR in Werchne-Kamskaja (Ural).
Lenin nimmt an einer Beratung der Bolschewiki und der
Menschewiki in Terijoki teil, in der Fragen des bevorstehen-
den V. Parteitags der SDAPR erörtert werden; er spricht
gegen den Antrag Axelrods auf Einberufung eines „Arbei-
terkongresses".

Lenin reist nach Kopenhagen, wo die Eröffnung des V. Par-
teitags der SDAPR stattfinden sollte. Er spricht in der Sit-
zung der bolschewistischen Delegierten zur Frage der
Kampfgruppen.

Lenin reist nach London weiter, wohin die Tagungen des
V. Parteitags der SDAPR verlegt werden.

V. (Londoner) Parteitag der SDAPR. Lenin nimmt an den
Arbeiten des Parteitags führend teil.

Eröffnung des V. Parteitags der SDAPR in London. Lenin
wird in das Präsidium des Parteitags gewählt.
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l.(l4.)Mai Lenin spricht in der zweiten Sitzung des Parteitags in der
Debatte über den Entwurf der Geschäftsordnung des Partei-
tags.

Lenin wendet sich in der dritten Sitzung des Parteitags ge-
gen die Beendigung der Tagesordnungsdebatte.

2. (15.) Mai Lenin hält in der vierten Sitzung eine Rede, in der er sich
dafür ausspricht, die allgemeinen prinzipiellen Fragen, die
die Grundlagen der Taktik der Partei in der bürgerlichen
Revolution betreffen, in die Tagesordnung des Parteitags
aufzunehmen.

Lenin spricht in der fünften Sitzung des Parteitags über die
Form der namentlichen Abstimmung.

In Nr. 16 des „Proletari" werden folgende Artikel Lenins
veröffentlicht: „Reorganisation und Liquidierung der Spal-
tung in Petersburg", „Zur Frage der gesamtnationalen Re-
volution" und „Zu den Protokollen der Novemberkonferenz
der Militär- und Kampf Organisationen der SDAPR".

3. (.16.) Mai Lenin leitet die sechste und siebente Sitzung des Parteitags.

4. (.17.) Mai Lenin spricht in der achten Sitzung des Parteitags in der
Debatte zum Tätigkeitsbericht des Zentralkomitees und kri-
tisiert die opportunistische Taktik der Menschewiki.

5. (18.) Mai Lenin spricht in der elften Sitzung des Parteitags zur Tages-

ordnung.

8. (21.) Mai Lenin leitet die vierzehnte Sitzung des Parteitags.

Lenin leitet die fünfzehnte Sitzung des Parteitags.
Lenin spricht in der Debatte zum Rechenschaftsbericht der
Dumafraktion und kritisiert ihre politischen Fehler.

9. (22.) Mai Lenin wird in der sechzehnten Sitzung des Parteitags in die
Kommission gewählt, die einen Resolutionsentwurf zum
Rechenschaftsbericht der Dumafraktion ausarbeiten soll.

10. (23.) Mai In der achtzehnten Sitzung des Parteitags wird Lenins Er-
klärung verlesen, in der er gegen die Entstellung seines In-
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terviews mit dem Korrespondenten der „Humanite" durch
Martow protestiert.

1 1. (24.) Mai Lenin spricht in der zwanzigsten Sitzung des Parteitags über
die Verfahrensweise bei der Annahme der Resolution zum
Rechenschaftsbericht der Dumafraktion.

12.(25.) Mai Lenin hält in der zweiundzwanzigsten Sitzung des Partei-
tags das Referat über die Stellung zu den bürgerlichen Par-
teien.

14. (27j Mai In der vierundzwanzigsten Sitzung des Parteitags hält Lenin
das Schlußwort zum Referat über die Stellung zu den bür-
gerlichen Parteien.

Lenin berichtet über die Arbeit der Kommission zur Aus-
arbeitung der Resolution über die Stellung zu den bürger-
lichen Parteien.

15.(28.) Mai Lenin spricht in der sechsundzwanzigsten Sitzung des Par-
teitags in der Debatte zu dem von den polnischen Delegier-
ten des Parteitags eingebrachten Entwurf einer Resolution
über die Stellung zu den bürgerlichen Parteien.

Lenin wendet sich gegen die Abänderungsanträge Libers und
Trotzkis zur Resolution der Bolschewiki über die Stellung
zu den bürgerlichen Parteien.

Lenin leitet die siebenundzwanzigste Sitzung des Parteitags.

Lenin wendet sich gegen die Abänderungsanträge von Bro-
chis und Trotzki zur Resolution über die Stellung zu den
bürgerlichen Parteien.

16. (.29.) Mai In der achtundzwanzigsten Sitzung des Parteitags tritt Lenin
gegen die Abänderungsanträge Martows zur Resolution
über die Stellung zu den bürgerlichen Parteien auf.

Lenin wendet sich in der neunundzwanzigsten Sitzung des
Parteitags gegen die Abänderungsanträge Trotzkis, Mar-
tows und Martynows zur Resolution über die Stellung zu
den bürgerlichen Parteien.

Der Parteitag nimmt die von Lenin verfaßte Resolution über
die Stellung zu den bürgerlichen Parteien an.
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i8.(31.) Mai In der dreiunddreißigsten Sitzung des Parteitags gibt Lenin
den Bericht der Kommission zur Ausarbeitung der Resolu-
tion über die Reichsduma.

i9.!Mai Lenin leitet die vierunddreißigste Sitzung des Parteitags.

(4. Junt) Lenin leitet die fünfunddreißigste Sitzung des Parteitags.

Lenin beantragt, die Frage eines Vertreters der Partei im
Internationalen Sozialistischen Büro dem Zentralkomitee zur
Entscheidung zu unterbreiten. Der Antrag wird vom Partei-
tag angenommen.

Lenin spricht gegen den Antrag der Menschewiki, den Par-
teitag „Londoner ersten Parteitag der vereinigten Partei" zu
nennen, und setzt sich für den Antrag ein, ihn als fünften
Parteitag zu bezeichnen.

Lenin stellt einen Antrag betreffend die Verfahrensweise
bei der Aufstellung von Kandidaten für das ZK durch die
Fraktionen.

Lenin beantragt eine Wiederholung der Wahl derjenigen
Kandidaten für das ZK, die bei der ersten Wahl die gleiche
Stimmenzahl erhalten haben.

Lenin setzt sich in der Debatte dafür ein, die engere Partei-
tagssitzung für zuständig zu erklären, hinsichtlich der Kan-
didaten für das ZK, die die gleiche Stimmenzahl erhalten
haben, eine Stichwahl vorzunehmen. Der Antrag Lenins wird
angenommen.

Lenin wird in das Zentralkomitee der SDAPR gewählt.

Zweite Hälfte Gegen Ende des V. Parteitags der SDAPR wird in einer
Mai Sitzung der Bolschewiki das bolschewistische Zentrum mit

Lenin an der Spitze gewählt.

21.-25. Mai Lenin nimmt am II. Parteitag der Sozialdemokratie des Let-
(3.-7. Juni) tischen Gebiets in London teil.

Lenin hält ein kurzes Referat über die Aufgaben des Pro-
letariats im gegenwärtigen Zeitpunkt der bürgerlichen Revo-
lution,- er bringt einen Resolutionsentwurf zu dieser Frage
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Anfang 'Juni Lenin kehrt vom Parteitag nach Kuokkala zurück.

Lenin hält in Terijoki vor Arbeitern, die aus Petersburg
gekommen sind, eine Rede über den V.Parteitag der SD APR.

In Anbetracht der verschärften polizeilichen Verfolgungen
siedelt Lenin von Kuokkala nach Styrs Udde (Finnland)
über.

Lenin schreibt den Artikel „Die Stellung zu den bürgerlichen
Parteien".
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